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AlB-Aktuell: Prüfstein Vietnam-China 
Die chine;s:ische Fllhrung wollte Vietnam und der Welt eine Lehre er­
teilen und mußte stattdessen eine harte Lektion (siehe auch Beitrag von 
G. Ritter in diesem Heft) hinnehmen. Keines ihrer jemals genau umris­
senen Kriegsziele konnte sie erreichen: Weder wurde Vietnams Armee 
empfindlich getroffen - im Gegenteil, aller Welt wurde die ROckstän­
digkeh der chinesischen Armee vor Augen gefuhrt - noch konnte der 
VOtkermOrder von Pekings Gnaden, Pol Pot, seine Schreckensherr­
schaft in Kampuchea wieder errichten. 
Auch der wel tweite Konnikt, mil dem ~ng Xiaoping sicherlich gepo­
kerl hat. blieb aus. Die in den Hauptstädten der imperialistischen Un­
deT berei ts gemischten chincsischen Karten wurden noch einmal neu 
verteilt. 
In den herrschenden Kreisen der Bundesrepublik lassen sich deullich 

1 ~wei Lager ausmachen: Auf der einen Seite drängen sich die offenen 
oder verhaltenen BefUrworter der "St'rafaktion", angeführt von Franz 
Josef Strauß, den Vertretern der ROstungsindustrie, die gern an diesem 
Krieg ein wenig verdienen möchten, und von ihren Sympathisanten, 
unter denen besonders A. Weinstein und L. Ruehl als publizistische 
Kriegstreiber hervorragen. 

Mit "gleicher Mü nze"? 

Auf der andere,n Seite sammeln sich die Verfechter der Entspannungs­
und Abrtlstungspolitik um Herbert Wehner, die sich der Gefahr kriege­
rischer Auseinandersetzungen durchaus bewußt sind und die die Sow­
jetunion hinsichtl ich ihrer "weisen Zuruckhaltung" angesichts des chi­
nesischen Viemamkrieges gelobt haben. Bemerkenswert schien ein 
Kommentar von Dieter Schröder in der Süddeutschen Zeitung vom 6. 
3.1979, in d.em es u. a. heißt: "Insbesondere die USA.haben sich in den 
Geruch gebracht, Komplice eines Aggressors zu sein. Ähnlich könnte es 
europäischen Ländern ergehen, die China Waffen liefern." 
Ganz anders als der altbekannte Slbelrassler, Militärstratege und Ex­
General Adalbert Weinstein, der gleich nach Beginn des chinesischen 
Aggressionskrieges seinen Sandkasten hervorholte, immer bereit, der 
chinesischen Armee Ratschläge zu geben und ihr mehr GIUck zu wUn­
schen. 
Er hat Uberhaupt ein leidenschaftliches Verhaltnis zu Aggressionskrie­
gen. Bereits 1964, anlllßlich des von den USA insze,!ierten Tonking­
Zwischenfalles, der zur Rechtfertigung der Luftangriffe auf die Demo­
kratische Republik Vietnam benötigt wurde, durfte Weinstein fU r die 
reaktionärsten Kreise des Großkapitals und der Bundeswehr stellvertre­
tend kommentieren: "Es gibt fUr den Atomriesen nur ein Mittel, sich 
der Ulstigkeiten zu erwehren, Der Große muß sofort mit gleicher MUn­
ze zuruckschlagen," 
Aus der "gleichen MUnze" wurde dann ein mörderisches, Jahre dau­
erndes US-Bombardement Nordviemams, das die LuftangrifFe wäh­
rend des 2. Weltkrieges in den Schatten stellte. Und das obwohl US­
Präsident L. B. Johnson - wie heutzutage wörtlich Deng Xiaoping­
in heuchlerischer Manier von einem "begrentten Gegenschlag" sprach 
und darauf verwies, daß die Vereinigten Staaten keine Ausweitung des 
Krieges beabsichtigten. Sowohl der amerikanische als auch der chinesi· 
sche Krieg gegen Vietnam lehren uns ":'orsicht vor den Politikern, die 
den Aggressionskrieg als legitimes Mittel zur Durchsetzung ihrer Ziele 
betrachten, ihn freilich als Abwehrakt zu tarnen suchen. Die Viet­
namaggressionen lehren uns Vorsicht auch vor den publizistischen Ka­
sinoköpfen, die selbst gerne einmal wieder Uber einen von ihnen mit­
verantworteten Krieg berichten möchten. 
Pekings Krieg gegen Vietnam hat nicht nur in den imperialistischen 
Ländern Differenzierungen bewirkt, sondern auch in China selbst eine 
organisatorische Opposition auf den Plan gerufen. Eine für sie reprä­
sentative Kraft, die geheime O rganisation "All ianz der jungen Arbeiter 
zum Kampf rUr Demokratie und Wohlstand", hat in Peking eine Er­
klärung abgegeben, in der es unter anderem heißt: 
"Die reaktionäre Clique Hua/Deng hat einen Aggressionskrieg gegen 
das Brudervolk von Vietnam entfacht. Wie einst der, Viererbande' jeg­
liche faschistische Unterd rückungshandlüngen und wimchartlichen 
Schwierigkeiten zur Last gelegt wurden, so verbreiten heute die Macht­
haber die sog. ,Aggression Vietnams', Dies ist eine unverschämte Lllge! 
Vietnam kann die Forgen der US·Aggression noch nicht überwinden. 
Wie kann der daran glauben, der einen klaren Kopf besitzt, daß ein so 
vielen Schlägen ausgesetztes Vietnam, jetzt ein großes Land mit 900 
Mio Menschen angreift." Ferner wird in dieser Schrift darauf hinge­
wiesen, daß die Lüge von einer Aggression Vietnams gegen China der 
Pekinger Führung dazu dienen soll,' "die eigene Bevölkerung von den 

AuguJI Jfl76, Der damalige US- VerleldJgunp,mlnhtet und jetzige Well. 
bank.PrcbJdenl Me Namara t .. d1t1et/JQl den US -Appr .. .,;omktleg g"pen 
Vietnam mit det Lüge vom · TonkJnQ-Zwl,d1enfaU ' . Deng X/aop/na/m'. 
/Jetle '919 den Sprodlaebtoudl von der' Sitoloklion' btw. dem bealen­
lien GegetIJddog', 

innenpolitischen Problemen abtulenken, Damit sollten die Werkt.ti­
gen weiterhin die derzeitigen beschwerlichen Lebensbedingungen hIn­
nehmen." 
Auf tunehmenden Unmut und Protest der chinesischen Bevölkerung 
deuten auch sich hllufende Meldungen Uber Streiks Demonstrationen 
und das Anschlagen kritischer Wandteitungen. hin. Die· maoistische 
Führung hat darauf bereitS hall reagiert und ein Verbot jeglicher Kritik 
an ihrer Politik erlassen. Das chinesische Volk wird wohl in Zukunft 
noch größere Opfer aufgebUrdet bekommen, da die abenteuerliche Po­
litik der Pckinger Führer auch die Wirtschaft erheblichen Belastungen 
ausgesetzt hat (siehe die China-Analyse von J, Reusch in -diesem Heft). 
Schon 5011 - laut Ouo Wolfr von Amerongen - China u, a. vergebene 
Aufträge in Höhe von über? Mio DM an japanische Firmen wieder tu­
rückgezogen haben. Dem Rheinischen Merku.r vom 16. 3, 1979 zufolge 
sind die von Peking verheißenden Großprojekte in Mrd-Höhe, um die 
tausende von Geschaftsleut.en und Bankiers aus Westeuropa, Japan 
und den USA wetteifern, überhaupt in Frage gestellt: " Das große Ge­
schaft wird ausbleiben. China stellt sein Modernisierungsprogramm zu­
rück," lautet sei,ne Bestandsaufnahme. 

Antikriegsopposition auch in China 

Warum? Generell fehle es an acUtquater Infrastruktur zur effektiven In­
betriebnahme der geplanten 120 Großobjekte, Doch ver~tlirkend, .so 
der Rheinische Merkur weiter, komme jetzt nach dem chinesischen 
Vietnamkrieg als Konsequenz hinzu, daß China demonstriert worden 
sei "wie veraltet die militllrische Ausrüs tung Chinas ist, die vornehm­
lich aus den 50er J ahren stammt. Die alten Generäle . .. werden jetzt 
auf die Modernisierung der Streitkräfte drängen. Doch zur gleichen 
Zeit die Modernisierung der Industrie, Landwirtschaft und der StreIt­
kräfte durchzuführen, geht ,wohl Uber die Kräfte Chinas. Die Entschei­
dung dürfte schon zugunsten der Streitkräfte gefallen sein. China will 
in den westlichen Ländern vor allem Flugzeuge, Panzerabwehrwaffen, 
Radar und elektronische Ausrustung kaufen," 
Für die fortsch rittlichen Kräfte in der Bundesrepublik ist Vietnam so 
zum zweiten Mal zum Prufstein eines wirklichen, konsequenten Anti­
imperialismus geworden, Wer heute den Aggressionskrieg der chinesi­
schen Armee und die Wiederholungsandrohung nicht eindeutig und oh­
ne nebulöse Junktims verulleilt, wer die imperialistischen Rüstungsex­
porte nach China nicht bekämpft, hat kein Recht, sich auf die Tradi' 
tion der Vietnam-SolidaritätS bewegung der 6Oer17Oer Jahre zu beru­
fen. Wer angebliche vietnamesische Grentverlettungen in Kampuchea 
(zur Widerlegung dieser weitverbreiteten LUge siehe AIB·Aktuell in 
AlB 3/1979) leichtfertig zum Vorwand nimmt, sich nicht au f die Seite 
des llberfallenen Vietnam zu stellen, sollte sieh dar1lber Gedanken ma­
chen, ob er nicht dem Verwirrspiel der USA und der Deng-C li~ue auf­
gesessen ist. 
Wer einen "klaren KopP' bewahrt oder rtlckerlangt hat, muß der clli­
nesischen Vietnaminvasion, muß dem maoistisch-imperialistischen 
Kriegs-Zusammenspiel entgegentreten. Das Eintreten fUr die Forde­
rung " Hände weg von Vietnam!" ist heute ebenso PrUfstein des Anti­
imperia lismus wie einst das Ja zur Losung " Hände weg von China!" 
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China 
Chinas Angriff gegen Vietnam und die generell zunehmendjeindseligeren Aktivitliten der VR China gegen die nationalen Befreiungs· 
bewegungen waren uns Anlaß für eine Bilan:zierung seiner Al{jJenpolitik in AlB 4/ /979. Dabei wurde deutlich, daß wir es Miue der 
70er Jahre offenbar mit einer antisol"ialistischen, proimperialistischen außenpolitischen Linie der Pekinger Führung 1.1.1 tun haben, die 
sogar auf die Karte einer Kriegseska/ierung setu. Das aber wirft driingende Fragen nach den inneren Grundlagen, Wurzeln oder 
Hemmnissen des maoistischen Außenkurses auf Das II1ßt insbesondere nach dem wirrschajllich-gesellschajtspolitischen Standort und 
der Perspektive dieses volkreichsten Londes der Welt f ragen. Das/Uhrt schließlich zu dem Diskussionspunkt. ob China heute aber­
haupt noch ein sozialistisches Land ist. 
Zu einer differenzierten Beantwortung dieser Frage will unsere nachfolgende Einschtitzung des Mainur Sinologen JiJrgen Reusch bei­
tragen, die sich weitgehend auf das 4. Kapitel "Sozia/ismusmodell China?" seine~ demntlchst erscheinenden Buches PluralisTJIus. und 
Klassenkampf(VMB, Frankfurt/ M .} stiJtzt. Redaktionelle ErgiJm.ungen speziell1.ur Wirrschaftsentwicklung und den gU/tigen verfas­
sungsmtlßigen Grundlagen der VR China sollen das Bild abrunden helfen. Eine gesonderte Analyse J. ReuschS l.u den Beziehungen 
BRD-China wird folgen. Zur Information iJber vertiefende aktuelle China-Literatur sei auf unsere Rezension in diesem und dem 
ntlchsten AlB verwiesen. 

Jürgen Reusch 

Entmaoisierung nach Mao? 

1976 , 1'100. Norhfoluer Hua GWo·/enu. Yen Chlen-y/nu. Deng X/oop/nu. U HlIen·nJen. und Want Jani-Jrajng (v.1. n:r.l Itauern um den Im PelUnuet Mou· 
.oleum aulpebahrlen. VorsJuenden. . 

Der Sieg der Volksrevolution in China 1949 fiel zeitlich zusam­
men mit der Entstehung des sozialistischen Weltsystems. Innere 
und äußere Bedingungen waren günstig für den Aufbau des S0-
zialismus. Die proletarischen~ iniernationaJistischen Krltfte do­
minierten, und die von Mao·Tse-tung reprll.sentierten nationali­
stischen Teile der Partei führung waren zu ZugesUlndnissen ge­
zwunJen. 

. Die antiimperialistisch-demOkratische Orientieruna der KP 
Chinas wurde in eine sozialistische hinübergeleitet. Besonders 
auf ihrem VIII. Parteitag im September 1956 entwickelte sie 
sachkundige und konkrete Vorstellunaen über den Sozialismus 
in China und konnte sie schon eine Reihe beeindruckender Er­
folge vorwiesen. 

Die B~hlUsse dieses VIII. Paneitags l müssen daher zur Beur­
teilung der Entwick.lung des Maoismus immer wieder herange­
zogen werden. Der Parteitag orientierte das chinesische Volk 

• 

auf die Vollendung der sozialistischen Umgestaltung, auf die 
Entwicklung Chinas zu einem Industrie-Agrarstaat im Verlauf 
dreier Fünfjahrespläne bis 1967 und auf den schrittweisen Auf­
bau einer sozialistischen Gesellschaft. 
Insgesamt vertrat er die Auffassung, Sinn des Sozialismus sei 
es, die immer wachsenden materiellen und kulturellen Lebens­
bedürfnisse der Werktatigen zu befriedigen und zu diesem 
·Zweck systematisch die gesellschaftlichen Grundlagen zu schaf­
fen, d. h. die Produktivkrltfte, besonders die industriellen, zu 
entwickeln. Der VIII. Paneitag stellte ferner fest, die interna­
tionale Pflicht eines sozialistischen Landes wie China sei es, So­
lidarität mit dem Weltsozialismus, der inter.nationalen kommu­
nistischen.und Arbeiterbewegung zu üben. 
Grundlage des sozialistischen Aufbaus in China war damals die 
führende Rolle der Arbeiterklasse, die sich in ihrer quantitati­
ven und qualitativen Entwicklung und in ihrer wachsenden ge­
sellschaftlichen Bedeutung zeigte, sowie ihr Bündriis mit den 



Millionenmassen der Bauern. Der VII I. Parteitag beschloß, die 
moderne Großproduklion als materiell· technische Basis des So­
zialismus, als Voraussetzung einer planmäßigen gesellschafili­
chen Enlwicklung und einer Reorganisation der Landwinschafl 
zu entwickeln, wie es Lenin schon als Aufgabe gestellt halle. 
Dabei mußten einige nationale Besonderheilen Chinas sorgfäl· 
tig berücksichtigt werden, nämlich: die bäuerliche Bevölke­
rungsmehrhei t; die immer noch relat ive Schwäche der Arbeiter­
klasse; der geringe Entwicklungsstand der landwirtschaftlichen 
und industriellen Produ ktivkräfte; gleichzeitig stellte das immer 
krasser werdende Mißverhalt nis zwischen BevOlkerungswachs· 
turn einerseits, Ernllhrungsgrundlage und Arbeitsplatzangebot 
andererseits gebieterisch die Forderung an die chinesischen 
Kommu nisten, die ausstehende Kapitalak kumulat ion auf der 
Basis eines zenlral geplanten Wirtschaftssystems in historisch 
relativ kurzer Zeit zu beWältigen. 
Nur so konnte langfristig und dauerhaft die Lebensgrundlage 
der chinesischen Bevölkerung gesichert und ausgebaut werden. 
Die umfangreiche Hilfe der Sowjetunion und der anderen sozia­
listischen Länder trug wesentlich dazu bei, diesem Ziel bis 1957 
erheblich näher zu kommen. 
Das China der 70er Jahre bietet jedoch ein ganz anderes und 
viel weniger erfreuliches Bild, als es die chinesischen Kommuni­
sten 1957 planten. War ihr Plan falsch, oder wo liegen die Ursa­
chen? 
Die Ursache heißt Maoismus, und das Problem besteht seit nun 
fast 20 Jahren darin, daß um 1957/58, kurz nach dem VIII . 
Parteitag der KPCh, dessen BeschlOsse außer Kraft gesetzt und 
der sozialistische Aufbau abgebrochen werden konnte. Der 
maoistische Gegenschlag fUhrte China in der Krise. 
Als Strömung innerhalb der Partei entstand der Maoismus En· 
der der 20er Jahre auf der Grundlage und als ideologischer Re­
flex einer rückwll.rtigen, kleinbürgerlich geprägten Sozialstruk· 
tur, in der Arbeiterklasse und Bourgeoisie noch wenig herausge­
bildet waren und besonders die erstgenannte durch besondere 
Schwäche gekennzeichnet war. 

" G roßer Sprung" in die Krise 

Sozialistisch maskiert, war der Maoismus in Wirklichkeit eine 
nationalistische Strömung, die die Wiederherstellung von Chi­
nas Großmachtrolle in der Welt ert räumte und die Arbeiterklas· 
se und den Sozialismus allenfalls als Vehikel auf diesem Weg zu 
mißbrauchen gedachte. Sie haUe daher auch von Anfang an ein 
distanziertes bis feindliches Verhältnis zur Sowjetunion und 
spater zu den anderen sozialistischen Ländern , verachtete ihre 
Erfahrungen und Erfolge und sah sie als Kon ku rrenten an, die 

. es zu überholen oder auszuschalten gelte. 
Der Maoismus schmarotzt vom Sozialismus und basiert auf kei­
ner eigenen Produktionsweise. Daher hat er bisher auch die 
Grundlagen des Sozialismus noch nicht \'ö llig zerstört, sondern 
deformiert, um sie in das Konzept seines Großmachtchauvinis­
mus zu zwängen. 
1958 erhob der Maoismus die " Drei Roten Ban ner", setzte an 
zum "Großen Spru ng nach vorn", um in wenigen. Jahren den 
Kommunismus zu erreichen und alle Länder, auch die Sowjet­
union, einzuholen und zu überholen. Schon kurz darauf war 
das Chaos unbeschreiblich und die Niederlage total. NotdUrft;· 
ge Korrekturen folgten, aber schon 1965 schlug der Maoismus 
wieder zu (gemeint ist das Anheben der sog. " Kult urrevolu­
tion", d: Red.) und diesmal noch grundlicher. Am Ende stan­
den wieder wirtschaftliche Einbrüche und politiSChes Chaos, 
aus dem allerdings der Maoismus als Sieger hervorging. Seine 
StUtze war die Armee, die bis heute das Haup!instrument seiner 
Poli tik und der Ausschaltung seiner Gegner, sein Werkzeug ge­
gen das Volk darstellt. 
1976 starb Mao Tse-lUng. Seine Nachfolger wurden Hua Guo­
fcng und Do:ng Xiaoping. Hat das den Maoismus verändert? 
Die Modifizierung des Maoismus ergibt sich aus seinen inneren 

. Widersprüchen und Schwierigkeiten, aus seinem Unvermögen, 

seine erktanen Ziele auf der Grundlage der von ihm selbst pro­
pagierten Programme zu erreichen. Der Maoisr.ms steckt in ei­
ner tiefen Krise. 
Erreichte er gewisse Erfolge oder gelang ihm die überwindung 
schlimmer Mißerfolge, geschah es durch teilweise Durchbre­
chung der maoistischen Prinzipien selbst. Wandte er die von 
ihm selbst propagierten Methoden strikt an, blieben Erfolge 
aus. Die tiefe Kluft zwischen seinen großmachtchauvinistischen 
Zielen und der fe hlenden materiell· technischen Basis besteht 
nach wic vor. Die Frage, wie diese Kluft zu überbrücken ist, ist 
es, die stll.ndig Konflikte und Labilität innerhalb der maoisti· 
schen Führung hervorruft. 
Versuchte die Pekinger Führung, diese Kluft durch gewaltsames 
Anpeitschen, wie im "Großen Sprung" zu schließen, kam es 
zum Desaster. Wollte man Desaster durch Zugest!indnisse ver­
meiden oder mildern, kam die Basis des Maoismus selbst ins 
Rutschen. Insofern befindet sich der Maoismus bis heute in ei­
nem Teufelskreis. Seine eigenen großmaChtChauvinistiSChen 
Ziele (siehe AlB 4/ 1979, S. 4 ff) zwingen ihn, ökonomische und 
politische FaklOren zu produzieren, die seinen Absichten zuwi­
derlaufen. Es besteht ein Widerspruch zwischen seinen antiso­
zialistischen Zielen und dem objektiven Zwang, vom Sozialis­
mus zu schmarotzen, das gesellschaftliche Eigentum an den 
Produktionsmitteln beizubehalten, an einer - allerdings durch 
und durch deformierten - sozialistischen Produktionsweise 
festzuhalten. Dieser Widerspruch schafft für den Maoismus ei­
ne bis heute fortdauernde Zerreißprobe. 

Minl·VoIJuhodtölen, die Fehllnve,Won dt' • GroBen Splunpl · 1958 

Der unmittelbar nach Maos Tode ent machtete .. Viererbande" 
wird heute im Grunde lediglich vorgeworfen, den maoistischen 
Kurs nicht effekti v genug vertreten zu haben. 
Die Anhll.nger dieser Gruppe w'!.ren in ihrem kleinbürgerlich­
nationalistischen Kampf gegen Arbeiterklasse und Industriali· 
sierung so weit gegangen, die kasernenkommunistischen gesell· 
schaftspOlitischen Leitbilder der 30er und 40er Jahre, der Zeit 
des Partisanenkrieges, zum Maßstab gesellSChaftliCher Ent· 
wicklung zu machen. 
Sie vernachlll.ssigten faktisch den Aufbau eines starken ökono­
mischen Potentials, das der Maoismus zur Realisierung seiner 
Großmachtpläne braucht, sie verordneten China wirtschaft li­
che Autark ie auf der Basis eines primitiven ökonomischen Ni­
veaus, sie zwangen die Arbeiterklasse zu materieller und kultu­
reller Bedürfnislosigkeit und stellten sie unter militärisches 
Kommando. Sie lehnten materielle Zugeständnisse radikal ab 
und vert rauten im wesentlichen auf die maximale Mobilisierung 
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und Ausnutzung der Hauptproduktivkraft Mensch. 
In der Außenpolitik war d ie" Viererbande" anlisowjetisch; sie 
zog auch die Kollaboration mit dem Imperialismus in Betracht, 
legte aber den Schwerpunkt ihrer Versuche, einen von China 
gdü hrten dritten Block zu schaffen, auf die Länder Asiens, 
A frikas und Lateinamerikas und hielt daher an der demagogi­
schen Formel von den "zwei Supermächten" fest. 
Diese Politik bestand nur sel ten in re iner Form. Aber ihr Ein­
fluß war zeitweise sehr stark und wurde ers t nach Maos Tod, als 
China abermals schwere krisenhafte Erschütterungen durch­
tuachte, ausgeschaltet. Deng Xiaoping bemerkte einmal in einer 
Kritik am Kurs der "Viererbande", auf solchen Wegen könne 
man immer nur in der Zurückgebliebenheit steckenbleiben, 
aber niemals Weltniveau erreichen oder gar zum führenden 
Land in der Welt ·werden. 
Diese Forderung hatte auch Mao selbst o ft erhoben. Die be­
nutzten. Methoden waren verschieden, aber stets ging es den 
maoistischen Fuhrern, auch den gegenWärt igen, hauptsächlich 
um d ie E rhöhung von Chinas Einfluß in der Welt und nicht um 
die Interessen der Werktätigen. 

Der Begriff "Modernisierung" wurde zum neuen maoistischen 
Zauberwort. Tschou En Lai halle auf dem X. Parteitag 1973 
die Parole ausgegeben, China bis zum Jahr 2000 zu einer fUh­
renden Industriemacht in der Welt aufzubauen. Dieser Be­
schluß kam vor dem Hintergrund tiefer sozialöko nomischer 
und politischer Labilität zustande. Der XI.Partei tag 1977 und 
d ie I. Tagung des V. Nationalen Volkskongresses 1978 bekräf­
tigen dieses Modernisierungsprogramm. 

Zauberformel . ,Modernisierungen" 

Hua Guo-feng stellte das Modernisierungsprogramm 2 unter das 
Motto " Die Revolution anpacken, die Produktion , die Arbeit 
und die Vorbereitung auf einen Kriegsfall fördern" und be­
zeichnete es als notwendig, den " Klassenkampf, Produktions­
kampr' und das "wissenschaft liche Experimentieren" gleich­
zeitig zu beherrschen und mi teinander zu verbinden. Weiter 
sagte Hua: "Um· China bis zum Ende dieses Jahrhunderts zu ei­
nem modernen und starken sozialistischen Land aufzubauen, 

,-----------China-Datenl-----------

Territorium und Bt>völkf rung: Flache 9,6 Mio qkm (driugTÖßtes Ter­
ritorium der Welt): mit geschätzten 900-950 Mio Menschen das vol­
kreichste Land; jlhrliches Bevölkerungswach~tum 1,4- 2,00/0; rund 
94 '70 der Bevölkerung sind Chinesen (Han), etwa 6 '11 stellen die ins­
gesamt 54 nationalen Minderheiten (Dschuang, Tibeter, Mongolen, 
Mandschuren, Koreaner); noch immer lebc:n etwa 80 '70 der Bevölke­
rung in Ilndlichen ·Gegendcn. 
Hauptstadt: Peking (7,5 Mio Einwohner); Schanghai ist mit 10,6 Mio 
die größte Stadt; Tientsin (4,J Mio), Shenyang (4,0 Mio), Kanton (J,O 
Mio), Wuhan (2,3 Mio) sind die nächstgrößten Städte des Landes. 
AmlSllprache: Chinesisch 
Verwaltung: 22 Provinzen, einschließlich Taiwan 
Währung: Renminbi Yuan (RMB) .., 100 Fen; I RMB _ ~,16 DM 
(Stand Januar 1979) 
Staatsform: Volksrepublik mit dem Nationalen Volksköngreß als 
höchstem Staatsorgan. Ihm ist der Staatsra t als zentrale Volksregie­
rung verantwort lich und rechenschaftspflichtig. Dem Staatsrat stehen 
cer Mini~terpräsident (derzeit Hua Guo-feng) und seine Stellvertreter 
(erster Stellvertreter ist Deog Xiaoping) vor. Ihm gehören weiter die 
Minister und Vorsitzenden der Kommissionen an. Höch~tes Organ 
der Rechtsprechung ist das Oberste Volksgericht. Als lokale Verwal­
tungs.organe fungieren die örtlichen Volkskongresse und Revolu­
tionskomitc:c:s. Die neue Verfassung von 1978 (siehe Wortlaut) be­
kräftigt u.a. die Fü hrungsroHe der K·ommunislischen Partei Chinas 
(KPCh) und die Unantastbarkeit des "so~ial istischen Gemeineigen­
tums." 
Partel-tn, MassenorlaniSlltionen: Die 1921 gegründete KPCh, die 
1966 zerschlagen und nach dem IX. Parteitag 1969 mithil fe der Ar­
mc:c: reorganisiert wurde, zählt heute ca. 35 Mio Mitglieder. Das Par­
teistatut von 1969 verankerte - wie vorübergehend schon 1945 ge­
schehen - die Mao-Idc:c:n als ideologische Grundlage. Es strich die 
Bestimmungen zur innerparteilichen Demokrat ie u.a. Wählbarkeit 
aller Organe und wm notwendigen Kampf gegen den Nationalismus. 

_·Uas vom XI. 'parteitag 1977 verabschiedete neue Statut nahm zwar 
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den demokratischen Zentralismus als Prinzip wieder auf und milderte 
den Personenkult ab (1969 namentliche Fixierung Maos als Vorsit­
zendem und Lin Biaos als "Thronerben"), verpflicht ete aber weiter 
zum Kampfgegen die UdSSR . In den Reihen der KPCh sind noch im­
mer keine 10 '70 Arbeiter, dafür aber rund 50 117. Berufsmilitärs - vor 
1966 nur ca. 10 '70 - in den FUhrungsorganen (Zentralkomitc:c:, Po: 
litbüro, Partdtage) präsem. Hier spiegelt sich das Fehlen einer plan­
mäßigen Rekrutierung von Kadern aus der Arbeiterklasse ebenso wi­
der wie der maoistische Trend zur militärbürokratischen Diktatur. 
Der 1978 neubelebten Poli ti schen Konsultativkonferenz (bis 1954 
höchstens gesetzgebendes Organ der VRCh), der volksdemokrati­
schen Einheitsfromorganisation, gehOren neben der KPCh u.a. an: 
das Revolutionäre Komitee der Kuomintang Chinas (gegr. 1948), die 
Demokratische Liga Chinas (gegr. 1941 ), die Demokratische Bauern­
und Arbciter-Partei (gegr. 1928),die na tional bourgeoise Gesellschaft 
fü r den Demokratischen Aufbau Chinas (gegr. 1945). Mit dem Ein­
setzen der " Kulturrevolution" war die Tlligkei t dieser Organisatio­
nen de facto eingestellt worden. 
Ebenso herabgemindert wurde die Rolle der gesellschaftlichen Mas­
senorganisationen der Arbeiter. Jugend- und Studenten oder der 
Frauen durch deren faktische Zerschlagung in der Phase t965-69. 
Der Nationale Gewerkschaftsbund Chinas (gegr. 1925, von 1927- 48 
illegal), der als stärkste 1958 mehr als 17 Mio Mitglieder zählte und 16 
Fachgewerkschaften vereime. wurde 1966 liquidiert und versuchswei­
se 1%tI- 72 durch maoistische "Arbeiterdelegiertenkonferenzen" er­
setz!. Die Rekonstituierung der Gewerkschafts- und anderen Mas­
senorganisationen auf nationaler Ebene aber ließ bis 1978 auf sich 
warten. 
Sodalstruktur, Wirtschaft: Vor 1949 waren rund 80 1170 der Beschäf· 
tigten in der Landwirtscha ft tltig, gefolgt von Handwerkern mit ca. 
6 1171: Industriearbeiteranteil nur etwa 1-1,5 1171 (2- 3 Mio). Die 
Großgrundherren und ·Großbauern (etwa 10 1171 der Landbcvölke­
rung) besaßen 68 GJI der Ländereien, die große Masse der armen Bau­
ern und Landarbeiter (70 117. der Landbcvölkerung) verfügte über le­
diglich 17 117. des Bodens. Bis 1957 war die Großgrundbesitzerklasse 
vollstlndig enteignet, der Anteil des genossenschaftlichen Sektors in. 
der Landwirtschaft auf98 '10 und im Handwerk auf89,8 GJ. angestie­
gen. Die Banken waren zu 99 1170 unter staatlicher Kontrolle (91170 ge­
mischt). Im Industrie- und kandelssektor befanden sich je 2/3 in 
staatl icher Hand. je 1/ 3 waren staatlich-privat gemischtes. Eigentum. 
Der Anteil des 1957 verbliebenen Privat~ektors im Handwerksbcreich 
(an der Bruttoproduktion) war mit 10,2 '70, der im Handel mit 2,7"'-0 
(am Gesamtumsatz) bereits unbedeutend. Mille der 70er Jahre halle 
man den Verstaatlichungs- bzw. Kollektivierungsprozcß abgeschlos­
sen. 
Der Anteil der Landwirtschaft am b rulloinlandsprodukt (DIP) sank 
von 6~ '10 noch 1933 auf 42,7117. (1957) und 25,2 1171 (1974). Der BIP­
Anteil d~ Industrie- und Handwerssektors stieg analog von 15,7 117. 
(1933) auf J2,6117. (1957) und 52,11170 (1974). Dennoch verharrte die 
Erwnbsliillgcnsfru ktu r bis Mitte der 70cr Jahre bei einem 70-80'10-
Anteil der in der Landwirtschaft Beschäftigten. ",'ährend der Arbei­
teranteil ca. 9 1170 (etwa 70 Mio, davon rund 40 Mio Industriearbeiter) 
ausmachte. 



müssen wir auf politischem, winschafllichem, kullUrellem, mi­
litärischem und außenpolitischem Gebiet hart arbeiten und 
kämpfen, wobei die rasche Entwicklung der sozialistischen 
Wirtschaft letzten Endes entscheidend ist." Die fünf genannten 
Gebiete waren diejenigen, auf denen sich der Kampf um d ie 
Modernisierung vollziehen sollte. Vier davon sind innenpoli ti­
sche Bereiche. Sie werden im maoist ischen Sprachgebrauch als 
die "vier Modernisierungen" bezeichnet. 
Es wurde und wird immer noch sehr viel gemulmaßt über den 
Charakter dieser Konzeption. Die Mutmaßungen ähneln sich 
fast alle darin, daß sie einen Bruch mit dem Ideen Maos, eine 
Entmaoisierung, ja sogar eine "Restauration" des Kapital ismus 
in Ch ina unterste llen. Davon, vor a llem von "Entmaoisierung" 
kann überhaupt keine Rede sein. 
Die Wahrheit liegt darin, daß der Maoismus zwar insgesamt sei­
nem Wesen nach nationalistisch, großmachtchauvinistisch und 
antisowjelisch ist, daß dies ihm zwar widersprUch liehe Züge, 
aber noch keine in sich geschlossene, stringente Theorie und 
Strategie verleiht. So haben wir es auch heute nicht mit einer 
Abschaffung des Maoismus zu lun, selbst dann nicht, wenn der 

Das Wlrtsc:hllfts .. -.cMtu m Chinas zeitigte die größten Stcigerungsra­
ten in der Aufbauphasc 1949-S1: im Industriebercich jahrii,h im 
Schnitt 27 ~" im Agrarberei,h 10,\1 ~. (1953-57), im Bruttosozial­
produkt von 13 'lt. Insbesondere eine großangelegte sowjetische 
Projekt- und Ausbildungshilfe ,"crhalf der VRCh zur Errichtung ei­
ner SChwerindustrielien Basis. Maos VerkOndigung des "Großen 
Sprungs na'h vorn" 1\158 beabskhtigte eine Vervierfachung des 
Wachslumstempos, endete aber mit schweren RückschUlgen. Durch 
eine be\'orzugte Ulndliche Industrialisierung f958 stampfte man etwa 
6 Mio Kleinbetriebe und 2 Mio KleinsthochOfen in den Volkskommu· 
nen aus dem Boden - und Dezentralisierung fiel jedoch die Produk· 
tion bis 1961 hinter den Stand vor 1957 zurück; die "aus eigener 
Kraft" errichteten KleinproduktionsstAtten mußten bis 1960 wegen 
QualitAtsmängel, Ineffizienz und einer immer kritischeren Versor­
gungslage großteils, bis auf 200.000 Kleinbetriebe wieder stillgelegt 
werden. In der ,.Kulturrevolution" (1965-6Il) kam es erneut zu emp­
findl ichen Produktionscinbuß.cn, was sich abgemildert Mitte der 70cr 
Jahre während der innermaoistischen Machtklmpfe der Kampagnen 
gegen " Lin Piao und Konfurius" (1974/7S) und gegen die" Vierer­
bande" (1976/77) wiederholte. 
So spiegett sieh die voluntarist ische Wirtschaftspolitik der maoisti · 
schen Führung in einer auffallend unglrichmi lli&en Wirlschaft.sent­
wicklung wider (siehe Tabellen 1 und 2). Trotz eines außerordentii ­
chen Rohstoffreichtums (hinter der UdSSR Wehspitze) und des mit 
Abstand größten Arbeitskraftepotentials ist die VR CHina daher hin­
sichtlich des Industrialisierungsgrades, der tnfrastruktur, des Tran­
sponwesens U5W. weit hinter den objektiven Möglichkeiten zurtlckge­
blieben. 
Nicht zuletzt trug hierzu die zwiSChenzeitlich drastische Reduzierung 
und Umorientierung der Außenwlnsch. ftsbcziehungen - gemäß 
Maos Parole des .. Sich StOtzens auf die eigenen Krafte" - bei: !k. 
trug der Anteil der sozia list ischen Staaten am Außenhandel Chinas 
I\lSJ-57 noch 6\1 ~" so sank er t\l70-74 auf 18.8 ~.; analog stieg 
der Anteil der kapitalistischen Länder von ca. 30 auf Ober 80~. (west­
liche HauplJander allein über 60 "-). 
Entsprechend dem PI. n der " .·ler Modernlslcrungen" (Zehnjahrplan 
1976-8S) soll eine jähriiche Produktionssteigerung von Ober 10'1. 
im Industrie- und von rund S 'lt im Agrarbereich erreicht werden. 
Mittlerweile stellte man aber solche Eckpfeiler des Modernisierungs­
programms wie den bevorzugten Ausbau der Schwerindustrie oder 
die Mechanisierung der Landwirtschaft wieder zurOek. Auch die 
prognostizierte Errichtung von 120 Großprojekten (u.a. 10 Stahl­
kombinate, 30 Kraft .... erke, 10 Erdöl· uncL Erdgasfeider) mit Hilfe 
von Großkonzernen imperialistischer HauptlInder scheint unterdes­
sen zumindest teilweise fragtich. 
Milltirlsch .... ird die V.R China heute zwar gleichrangig mit den 
NATO-Mächlen Großbritannien oder Frankreich eingestuft, seine 
konventioneile Bewaffnung aber gilt als großteils veraltet. Mit einer 
reguUtren Truppenstärke von ca. 4,5 ,'.1io verfOgt Peking Ober die 
stärkste Streitmacht der Weit. die rund 7 Mio MilizangehOrigen nicht 
gerechnel. Seit t964 zlIhlt die VR China zu den Atommllchten und 
yerfUgt nach westlichen SchlItzungen über das drittgrOßte Arsenal an 
Atomwaffen: USA 9.500, UdSSR 4.000, China SOO. 

persönliche Mythos Maos stUckchenweise demontiert und der 
Personenkult um ihn abgemiIden wird. Vielmehr geht es um die 
Durchsetzung einer anderen Variante des Maoismus, die genau 
die gleichen Ziele mit neuen Methoden erreichen möchte, weil 
die vorhergegangenen sich a ls unbrauchbar erwiesen haben. 
Dabei entstehen in taktischen Fragen des wirtschaftspolitisch.en 
Konzepts und der Außenpolitik du rchaus Differenzen inner­
halb der maoistischen Führung .. 5ie werden von Zeit zu Zeit in 
sehr scharfer Form ausgetragen, stellen aber dennoch kerne 
prinzipiell unvereinbaren Gegenpole dar. 
Mit Zitatologie allein ist es möglich, Mao als Wortführer s0-

wohl der einen wie auch der anderen VarianIe darzustellen. 
Doch das ist unhistorisch und fa lsch. 
Mao selbst war in seinen takt ischen Auffassungen "beweglich" 
und der Maoismus ist in sich nicht auf eine einzige Taktik fest­
gelegt. Er war es nie, wie ein Blick in die Geschichte zeigt. 
In China geht es heute nicht darum, irgendeine Art von Kapita­
lismus zu restaurieren, denn die Wiedererrichtung des Privafei­
gentums an den Produktionsmitteln wird bisher (noch) nicht 
angestrebt. In C hina geht es schon gar nicht darum, di! Sowjet-

Geschk htf: 
1644 

1720-1789 

1894- 1895 
191 t / 12 

t921 
1931 
1\137 

1945 

1946-1949 

1949 
1950 

1954 
1956 

1958 

1964 

1965-1969 

1969 

t971 

1972 
1\l7J 

1975 
1976/77 

t977 

1978 

1979 

Eroberung Pekings durch die Mandschuren, Grtlndung 
der Tjing· Dynastie 
Ein\'erleibung der Mongolei, Osnurkestans, Tibets; 
Burma und Vietnam werden Vasa llenstaaten Chinas 
Chinesisch-japanischer Krieg 
Bürgerliche Revolution fUhrt zur Proklamierung der 
Republ ik 
Grtlndung und ·1. Parteitag der KP Chinas 
!kiinn der japanischen Aggrcssion 
Eröffnung des aritijapanischen Widef$tandskrieges und 
8ildung nationaler Einheitsfront KPCh-Kuomintang 
Zerschlagung japaniSCher Okkupations.armee und 8e­
freiung Nordostchinas durch die Sowjetarmee 
Volksbefreiungskrieg, der mit Zerschtagung der Armee 
Tschiang KI>.i-schecks und dessen Flucht nach Taiwan 
endet 
Gr!lndung der Volksrepublik China 
SowjetiSCh-chinesiSCher Freundschafts- und !kistands· 
pakt 
Dekretierung des 8odcnrcformgcsctzes 
i. Nationaler Volkskongreß nimmt Verfassung an 
Vii I. Parteitag der KPCh \Ocrabschiedet neues Partei· 
Slatut und 2. Fünfjahrplan 
2. Tagung des VI I I. Parteitages ersetzt BeschlUsse von 
1956 durch Maos Programm des "Großen Sprungs" 
ili. Nationaler Volkskongreß: Wiederwahl Liu Shao­
qis zum Vorsitzenden der VR China 
"Kuhurrevolution": Zerschlagung der KPCh und ver­
fassungsgemaßer Machtorgane, darunter Entmachtuni 
Uu Shaoqis, Deng Xiaopings u.a. 
Inszenieruni bewaffneter Grenzzwischenfllite an der 
sowjetisch-chinesisc.hen Grenze 
IX. Parteitag der KPCh: Annahme neuen Status 
Aufnahme der VR China in die UNQ 
Ausschaltung von Mao-Nachfolger Lin Biao 
US. PTäsident Nil\on besuchl Peking 
X. Parteitag der KPCh: I. Rehabilitierung Deng Xiao­
pings, die UdSS R wird zum Hauptfeind erklärt 
IV. Nationalkongreß: Annahme anderer Verfassung 
Tod des Ministerpräsidenten Tschou En-Iai und Mao 
Tsc-tungs 
Entmachtung der Gruppe um Maos Witl'o·e Tschiang 
Tsching ("Viererbande") 
Ernennung Hua Guo-fengs zum neuen Parteh'orsitzen­
den und Dengs 2. Rehabilitierung 
XI. Parteitag der KPCh: neues Parteistatut, das "Mo­
dcrnisierungsprogramm" \'erankert 
V. Nationaler Volkskongreß: Annahme neuer Verfas­
suna 
Freundschafts,·ertrag mit Japan 
Dengs USA-Besuch 
Chinesischer Aggressionskriei gegen Vietnam 
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union in irgendeiner Weise zu kopieren; ein schärferer Gegen­
satz als zur sozial is tischen UdSS R läßt sich kaum denken_ Und 
in China geht es derzeit auch nicht darum , die Prinzipien des 
VlfI. Parteitags, des sozialistischen Aufbaus wiedereinzufÜh· 
ren oder, wie es diffamiere nd manchmal gesagt wird. den 
"Liuismus"(nach dem frUheren Staatspräsidenten Liu Shaoqi) 
zum gesellschaftspolitischen Leitbild zu machen. 
Die Wiedereinfilhrung von P rämien oder mehr EHektivität in 
der Produktion usw. ist weder etwas typisch kapitalistisches, 
noch erlaubt sie den Schluß, die Aufbauprinzipien der Jahre 
vor 1957158 kämen wieder zu Ehren. obwohl viele der damals 
aktiven Funktionäre heute erneut im Amt oder zumindest reha­
bilit iert sind. Man muß nach den Tatsachen urteilen, und diese 
zeigen, daß zwischen den Beschlussen des VIII. Parteitags und 
den heute prakt izierten Maßnahmen ei n tiefer Gegensatz be­
steht. Andersherum besteht zwischen dem, was seit Jahrzehn­
ten politisches Ziel des Maoismus ist, und dem heute Praktizier­
ten eine prinzipielle Übereinstimmung. Maoismus ohne Mao, 
darum geht es gegenWärtig. 
Der Inhalt des heute angewandten maoistischen Konzepts be­
steht kurz gesagt darin: Das ganze Land mitsamt seiner wirt­
schaftlichen Basis soll ungeachtet der objektiv ruckständigen 
Verhältnisse in relativ kurzer Zeit durch eine gewaltige Kraftan­
strengung und Aufbauleistung, durch vorrangige wirtschaftli­
che Zusammenarbeit mit dem Imperialismus, durch rasche Ent­
wicklung der Produktivkräfte andere Länder ein- und überho­
len. durch erhebliche Steigerung des miliUl. rischen Potent ials 
und Ausdehnung des internationalen EinOusses, besonders bei 
den Ländern Asiens, Afrikas und Lateinamerikas, durch ein 
BUndnis mit allen imperialistiSChen und reaktionären Kräften 
un.d Anstachelung eines Kon n ik ts zwischen Sozialismus und 
Imperialismus, besonders zwischen der UdSSR und den USA 
zu ei ner iniernationalen Vormachtstellung gelangen. 
Die heute mit rationelleren Methoden vorangetriebene Produk­
tion hat allerdings nicht den Zweck besserer materieller und 
kultureller Bedürfnisbefriedigung der Werktätigen, denn höhe­
rer Lebensstandard wird immer nOCh als Quelle der .. Verbür­
gerl ichung" angesehen. Vielmehr dient sie der politischen Wie­
dergeburt Chinas als füh rendes Weltzentrum (Sinozentrismus) 
und soll daher notfalls auch mit dikt:ltorischen und aggressiven 
Mitteln vorangetrieben werden. In diesem Konzept ist die Ar­
beiterk lasse nicht die führend~ Kraft, sondern ein Werkzeug, 
dessen sich der Maoismus als kleinbürgerliche Strömung zu be­
dienen sucht. 

Maoismus ohne Mao 

Gehen wir den heute glHtigen Pnnzipien einmal etwas genauer 
nach und vergleichen Wir sie mit den in den vorhergehenden 
Abschnitten umrissenen Grundsätzen des Maoismus. 
NoQl immer gi lt der von Mao selbst formulierte Grundsatz, 
" unter Anspannung aller Kräfte, immer vorwärtsstre'bend, 
,mehr, schneller, besser und wirtschaftlicher' den Sozialismus 
aufbauen." Er wurde auch nach 1969 auf allen Parteitagen und 
Volkskongressen als Generallinie ausdrilck lich hervorgehoben 
und bei gleicher Gelegenheit mit dem Grundsatz, auch im So­
zialismus den Klassenkampf gegen die Bourgeoisie zu führen, 
verbunden. Diese Prinzipien widersprechen fundamental dem 
Marxismus, und daher auch den marxistischen Beschlüssen des 
VIII. Parteitags. 
Das Verhältnis zwischen Industrie und landwirtschaft ..... ird im­
mer noch nach den von Mao selbst im ..... esentlichen ausformu­
lierten Grundsätzen gehandhabt. Im Dezember 1976 wurde in 
China erstmals ein Artikel Maos "über die zehn großen Bezie­
hungen" J aus dem Jahre 1956 \'erorrentlicht . der damals den 
Auftakt für die Revision der marxistischen Grundsätze des VI­
II. Parteitags gegeben hatte. In diesem Dokument bezeichnete 
Mao den Grundsatz der \'orrangigen Entwicklung der SCh ..... e­
rindustrie als Ausdruck sowjetischen Dogmatismus und legte 
den Grundstein zu dem heute noch gültigen Prinzip, die Land-
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wirtschaft als "Grundlage" und die Indust rie als " filhrenden 
Faktor" zu betrachten; der XI, Parteitag und der V. Nationale 
Volksko ngreß bestätigten es noch einmal ausdrocklich. 

Damit wird nach wie vor die These Lenins bestritten, daß die 
Grundlage des Sozialismus die industrielle Groß produktion sei 
und wurde an der Zweiteilung der Ökonomie in einen technolo­
gisch hochentwickelten und einen mehr auf Selbstversorgung 
abgestellten Bereich festgehalt en. Die Bedeutung der Industria­
lisierung wurde allerdings mehr als frOher hervorgehoben, und 
die Notwendigkeit der Mechanisierung der Landwirtschaft 
ebenfalls. Das war ein Unterschied zum früheren Kurs, der 
durch die krisenhafte Lage von Industrie und Landwirtschaft 
erzwungen wurde. 
Was sich grundsätzlich aber dabei nicht veränderte, war die 
Auffassung, die Landwirtschaft sei "Grundlage", d .h. Akku­
mulationsquelle der Industrie, besonders der Schwerindustrie, 
und habe den maoistischen Großmachtkurs materiell abzusi­
chern. 
Polemiken gegen die " Theorie der Produktivkräfte" wurden 
eingestellt . Hua Guo-feng bezeichnete auf dem XI. Parteitag 
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die Produktivkrärte als den " revolutionärsten Faktor" . Sein 
Hinweis auf die StOrmanO\'er der .. Viererbande" , die die Wirt­
schaft teilweise lahmgelegt hätten , verdeutlichte, was damit ge­
meint war: Man konnte sich keine Experimente mehr leisten, 
sondern mußte, um schlimmeres zu verhüten, eine gewisse Ra­
tionalität bei der wirtschaft lichen Entwicklung einhalten und 
dabei vom Stand der Entwicklung der Produkt ivkräfte ausge­
hen. 
Es .... 'Urde zwar im Unterschied zu f roher das System der einheit­
lichen Planung als "grundlegendes Merkmal der sozialistischen 
Ge~lIschaft" bezeichnet, aber nur als Abmilderung des bisheri­
gen maoistischen Grundsatzes der Verbindung von zentralen 
und dezentralen Bereichen. Solche soll es nac~ wie vor geben. 
Zentrale lenkung forderte Hua besonders für die SchlUsseibe­
triebe und ..... ichtige Forschungs- und Projektierungsi nstitutio­
nen, d.h. im Klartex.1 für die ..... irtschaftlichen Bereiche, die die 



Wachstumsraten der chinesiS(hen VolkswirtS(haft (1949-74) 
(Jahresdurchschnitt in O'JI ) 

1949-Sl 19S3-S7 

Bruttoso~ialprodu kt 19 
BSP je Einwohner 17 
Industrielle Bruttoproduktion 34 
Landwirtschaftliche Bnutoproduktion 13 

materielle Grundlage der maoistischen Großmachtpolitik dar­
stellen. 
Die Zweiteilung der Volkswirtschaft in zwei getrennte Wirt­
schaftssysteme, eines zentral geleiteten und eines örtlich kon­
trollierten, blieb damit grundsätzlich in Kraft. Zugleich wurde 
Ober den Inh.ail der angeblich existierenden Staatsplane und die 
Art und Weise ihres Zustandekommens nichts konkretes be­
kannt, so daß niemand kontrollieren kann, ob die.sen Plänen 
die Interessen der Werktätigen als Gesamtziel zugrundeliegen. 
Alle bekannten Tatsachen sprechen dagegen. 

Leistungsprinzip wofür? 

Besonderes Aufsehen erregten die Absagen an die gleichmache­
rischen Pamphlete früherer Jahre. Der IV. Nationale Volks­
kongreß hatte das Leistungsprinzip 1975 erstmals wieder in die 
Verfassung aufgenommen, und in dem vom V, Volkskongreß 
im März 1978 verabschiedeten neuen Text hieß es wörtlich in 
Artikel 10: "Der Staat verwirklicht das sozialistische- Prinzip 
,Wer nicht arbeitet, soll auch nicht essen' und ,Jeder nach sei­
nen Fähigkeiten, jedem nach seiner Leistung'''. Weiter hieß es, 
der Staat befolge "unter der Bedingung des absoluten Vorrangs 
der proletarischen Politik die Richtlinie der Verbindung von 
moralischem und materiellem Ansporn, wobei der moralische 
Ansporn die dominierende Rolle spielt ." 
Darin zeigte sich zweierlei: Erstens war es unter dem Druck der 
allgemeinen Unzufriedenheit zu riskant, die Bevölkerung weiter 
mit Verzichtsparolen und Lobpreisungen des einfachen Lebens 
abzuspeisen; einige Zugeständnisse schienen unvermeidlich. 
Zweitens wurde allerdings eine uneingeschränkte positive Aus­
sage zum Leistungsprinzip und zum Prinzip der materiellen In­
teressiertheit vermieden und durch die Hervorhebung des mora­
lischen Anreizes das Hinteflürchen für politiscben Zwang statt 
Leistungslohn offengehalten. 
Das geltende Sozialismusverstandnis stellte außerdem die Ent­
wicklung der Produktion in erster Linie in den Dienst der mao­
istischen Hegemoniepläne und entwickelte kein umfassendes, 
primär an den Bedürfnissen der Menschen orientiertes Sozialis­
musverständnis. Es änderte sich nichts an dem langjährigen· 
maoistischen Grundsatz, alle verfügbaren Mittel in die 
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Rüstung. zu stecken und den Werktätigen gerade so viel zu.­
kommen zu lassen, daß sie gegen das maoistische Regime nicht 
offen rebellierten. 
So geschah es in der Praxis auch . Im Oktober 1977 gab das Zen­
tralkomitee der KP Chinas unter erheblichem publizistischem 
Theaterdonner eine Lohnerhöhung bekannt. Sie belraf haupt­
sächlich etwa 40 OJG der nicht in der Landwirtschaft Beschä ftig­
ten der unteren Lohngruppen und gewährte weiteren 10 11/0 den 
Genuß kleinerer Aufbesserungen; insgesamt belief sich die Er­
höhung auf 6 OJo . Sie war die erste seit gewissen Lohnverbesse­
rungen des Jahres 1971 / 72, jene wiederum war die ers te seit 
1963 gewesen. Der Lohnerhöhu ng von 1977 ist bisher keine 
neue gefolgt. 4 

Daß der maoistische Großmachtkurs den Spielraum für derarti­
ge "Zugesländnisse" immer noch in engen Grenzen hält, zeigt 
sich an der nach wie vor ärmlichen Situatio'! der Landbevölke­
rung, besonders derjenigen, die im Zuge der "Kulturrevo­
lution" aufs Land verschickt wurden und dort immer noch le­
ben oder in die Städte zurückkamen und jetzt Arbeit und Brot 
verlangen. Die Maoistrn ·sehen sich hier mit Problemen kon· 
frontiert, die sie selbst verschuldeten, und zu deren Lösung ihre 
eigene Politik ihnen keine brauchbare Handhabe gibt. 
Man hat sich an vieles ge'wöhnt seit Mao die Macht in Partei 
und Staat eroberte, aber es sollte doch erwähnt werden, daß 
derart ige Erscheinungen ejnes soz.ialistischen· Staates, der 1979 
30 Jahre alt wird, mehr als unwürdig und auf traurige Weise 
einmalig sind und die Unfähigkeit und Menschenverachtung 
des Maoismus schlaglichtartig deutlich werden lassen. 

Charakteristisch rur den Maoismus ist und bleibt die Militlllrisie-­
rung des gesamten gesellSChaftlichen Lebens. Hua Guo-feng 
wiederholte auf dem V. Nationalen Volkskongreß die Parole: 
"Die vorn Vorsitzenden Mao gegründete Volksbefreiungsarmee 
ist der Eckpfeiler der Diktatur des Proletariats" und gab dIe 
Parole des "Lernens von der Armee" aus. Die maoistische Füh­
rung weiß, warum sie auf die Armee setzt; sie selbst ist personell 
eng mit ihr verschmolzen; fast alle führenden Funktionen in 
Partei und Staat sind von hohen Offizieren besetzt. 
So gesehen verwundert es nicht, daß der XI. Parteitag die dra­
stische Erhöhung der Miti tärausgaben, die Anschaffu ng neuer 
Waffensysteme und Ausrüstungen beschloß und auch das zum 

Tabett~ 2 

Wachstumsraten ausgewählter Produklionsgüterbranchen (1952-76) 
(Jahresdurchschnitt in '10) 

t952-1960 1960-1965 

Kohle 19,7 - 4,7 
Rohstahl 38,9 - 7,7 
Maschinenbau · ) 30,3 -0,8 
Rohöl 37,1 14,4 
Kunstdünger 37,8 24,7 
Werkzeugmaschinen t4,3 2,4 
Traktoren (t 5 PS Einheiten) -"' ',9 
Schwerindust rie 8esamt 27,5 - 2,2 
a) an' der BuU _on tOOt ..... " .. ; b) f'1odnt,;onsal>r ... hm • • !'SI I'''; CI 1966-197) 

(Qudle: U. M<nL«, .,.....". .. u"" P ... U des chinesischen En,wicktun"moddl •• Of>la<\tn 1971. S. 6Ull 

1965- 1976 

7,0 
4,8 
14,I ~t 

20,' 
16,3 
7,5 ~) 

18,9 <) 
10,7<) 
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,---------Verfassung der VR China vom 5.3. 1978----, 
Dk vom V. No/ionalen Volkskongf(/J dtr VR China, der vom 16. 1. bis J, J. 1978 in Pl'king lug 11', (mg,."o",mell(' neue Verfassung /lJsledie Ver/os­
sung dn Jahrrs /975 (erste Verfassung /954) ab. Die von uns dokumenlief/en Aussch"illtous der galligen Verlossung v"rQrlSchoulichen, inwie ... ·"i! 
der Maoismus bzw. die Maa T~lUng-lder als S/uoudoktr i" I'('ro"kef/ ist: oflein die PnJambel beruft siCh wehsmaf namentlich (lrif sie(Hervorhe­
bungen der Redaktion). /Je$ .... eil"r"n sind die Sloßrichtung gegen die SowjelUnion ("Soüolimper;ofismus") sowie die Theorien der 
.,Superm4ch/e" und "Drei Wellen ,. hier festgeschrieben, Andererseits wird dos gleichuitige Fes/halten der chinesischen Führung om soüo/isli­
schen Anspruch. d. h. die Benifung auf die Diktatur des Prote/uriats, den Marxismus- Leninismus oder den prQleturischen Internationalismus, illu­
striert . Die neue Verfassung FIXiert schließlich sozialistische EigentumsverMlrnisse und demokratische Rechte der Werktatigen (Recht auf Arbeit. 
Bildung, VereinigungyJreiheit oder Beschwerde) als gesellschqftliche Grundprinzipien der VR China. die im Sinne einer sozialistischen Persp€ktive 
veneidigungs .... Ordige Errungenschaften bzw. Ansatzpunkre verkOrpern. 

pRAAM8EL 
Nach Ober ]00 Jahren heldenhaften Kampfes hat das chinesisthe 
Volk unter der Führung der Kommunistischen Panei Chinas mit dem 
Vorsiltenden Mao T~tung, unserem großen Fllhrer und lehrer, an 
der Spilte durch den re\'olutionllren Volkskrieg sth]idllich die reak­
lionlre Herrschaft des Imperialismus, des Feudalismus und des bllro­
kratiSChen Kapitalismus sestürzt, in der neudemokratischen Revolu­
tion vollstlndig gesiegt und im J ahre 1949 die Volksrepublik China 
errichtet. 
Die GrUndung der Volksrepublik China kennzeichne! den Beginn der 
Gesthkhtsperiode des Sozialismus in unserem l and. Seither haben 
die Volksrnassen aller Nationalitlten unseres landes umer der Füh­
rung des Vorsitzenden MIlO und der Kommunist ischen Partei Chinas 
auf den Gebieten Polltlk, Winschaft, Kultur, Militär ..... esen und Au­
Oenpolilik die prolctarisch-revolutionllre Linie des Vorsitzenden Mao 
durchgeführt, und sie haben durch wiederholte Klmpfe gegen in- und 
ausländische Feinde und durch die GroOe Proletarische Kulturrevolu­
tion aewaltije Siege in der sozialistischen Revolution und beim sozia­
listischen Aufbau errungen. Die Diktatur des Proletariats in unserem 
Land wurde sefestist und gestlrkt. China ist ein sozialist ischer Staat 
mit besinnender Prosperität ge ..... orden. 
Der Vorsitzende Mllo Tse-tung i51 der Gründer der Volksrepublik 
China. All unsere Siege in Revolution und Aufbau ..... urden unter der 
Anleitung des Marxismus·leninismus und der Mao-Tse-tung-Idetn 
errungen. Das große Banner des Vorsitlenden Mao immer hochzu­
halten lind entschlossen zu verteidigen, das ist die grundlegende Ga­
rantie dafllr, daß die Volksmanen aller Nationalitäten unseres lan­
des vereint kampfen und die proletarische Revolu tion zu Ende füh­
ren. 
Mil dem siegreichen AbschluO der ersten Großen Proletaristhen Kul­
turrevolution sind die sozialistische Revolution und der sozialislische 
Aufbau unseres landes in eine neue Etappe ih rer Ent ..... icklung einge­
treten. In übereinstimmung mit der grundlegenden Linie der Kom­
munistischen Partei Chinas für die gesamte Geschichtspcriode des 
Solialismus stellt sich dem chinesischen Volk in diescr neuen Etappe 
die allgemeine Aufgabe: Festhalten an der Weilerfllhrung der Revo­
lution unter der Diktatur des Proletariats, Entfaltung der drei großen 
revolut ionären Bewegungen Klassenkampf, Produklionskampf und 
wissenschaftliches ~perimentieren, Aufbau Chinas noch in diesem 
Jahrhundert zu einem großen und starken sozialistischen Land mit 
moderner Land ..... irtschaft, Industrk, lllndCS"erteidigung und Wis­
senschaft und Technik. 
Es gilt, daran feslzuhalten, daß das Pro:etariat gegen die Bourgeoisie 
kämpfen muß, daß wir für den $Ozialistischen Weg und gegen den ka· 
pitalist ischen Weg k~mpfcn müssen. Wir müssen den Revisionismus 
bekämpfen und eine Restauration des Kapitalismus vcrhllten.( ... ) 
Unser Staat wird nie nach Hegemonie trachten, nie eine :>upc:rmacht 
werden. Wir müssen de!l proletarischen Internationalismus hochhal­
ten, entsprechend der Theorie "on den drei Welten die Einheit mit 
dem Weltproletarial, den umerdrilckten Völkern und den umerjoch-
1en Nationen. mit den sozialistischen Staaten und den Ulndern der 
Dritten Welt stärken und uns mit allen ländern, die der Aggression, 
Sub\'ersion, Intervention, Kontrolle und Schikane durch die 50ziaUm_ 
~ri.lIslische und die imperialist.ische Supermacht ausgC$ClZt sind, zu­
sammenschließen, damit eine breitest mögliche internationale Ein­
heitsfront gegen den Hegemonismu$ der Superm:lehte und gegen ei­
nen neuen Weltkrieg gebildet wird, ..... ir mll$sen fIIr den Fortschritt 
und die Befreiung der Menschheit kämpfen. 

KAPITEll 
Allgemeine Grundsi tlf 

Artlkt! I: Die Volksrepublik China ist ein sozialististher Staat der 
Diktatur des Proletariats, der von der Arbeiterklasse geführt ..... ird 
und auf dem 8ündnis der Arbeiter und 8auern beruht. 
Artikel 2: Die Kommunistische Panei Chinas ist der führende Kern 
des ganzen chinesisthcn Volkes. Die Arbeiterklasse fühn den Staat 
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durch ihre Vorhut, die Kommunistische Partei Chinas. 
Marxismus- Leninismus und "ho-Tse- tung- Idff n sind die Ideologie. 
von der sich die Volksrepublik China leiten mot. 
Artikel 3: Alle Macht in der Volksrepublik China gehört dem Volk. 
Die Organe. durch die das Volk die Staatsrnacht ausüb!, sind der Na­
tionale Volkskollgrcß und die örtlichen Volkskongressc aller Ebenen. 
Der Nationale Volkskongrdl , die örtlichen Volkskongresse aller Ebe­
nen und die anderen Staatsorgane pra kt izieren den demokratischen 
Zentralismus. ( ... ) 
Artikel 5: Im gegen"'ärtigen Stadium bestehen in der Vo]ksr~ublik 
China hauptsIIchlieh zv..cj Formen des Eigentums an den Produk­
tionsmitteln: das sozialistische Volkseigentum und das sozialistische 
Kollckti\'eigentum der wcrktäti,en Massen. ( ... ) 

KAPITEL 111 
Grundrttht t und Pflichten du Hürger 

Artikel 45: Die BOrger genießen Freiheit oer Rede, der Korrespon­
denz, der Publikation, der Versammlung, der Koalition, von 
Lhn7.ügen und ProtCStdemOnStrDtioncn SO"'ie des StreikS und haben 
das Recht auf .,freie Meinlingsllußerung, freie Aussprache, große De­
batten und das Anschlagen "on Wandzeitungen". ( ... ) 
Artikel 48: Die 8ürger haben das Recht auf Arbeit. Um ihnen dieses 
Recht zu sichern, regelt der Staat nach dem Prinzip der einheitlichen 
Planung und der Berilcksiehtigung aller Seiten die Beschaftigung der 
Arbeitskräfte, erhOht auf der Grundlage der Entwicklung der Pro­
duktion schriuweise die Arbeitscinkommen, "er~rt die Arbeitsbe· 
dingungen und den Arbeitsschutz und weitet die kollekti,>e Wohlfahrt 
aus. ( ... ) 
Artikel 55: Die Bllrger haben das Recht, vor jedem Staatsorgan bt:lie­
biger Ebene gegen jeden Milarbeiter der Staatsorgane, der Betriebe 
ulld Ins1itutionen wegen Rf'Chtsbruch oder Vernachlässigu ng seiller 
Pni~hten Klage zu führen; bei Verletwng ihrer Rechte haben sie das 
Recht, vor jedem Staatsorgan beliebiger Ebene Bc$ch"'erde zu füh­
ren. Niemand darf eine solche Klage oder eine solche Beschwerde un­
terdrUcken oder dafür Vergeltung üben. 
Artll.:el 56: Die BOrger mllsS<'n die Fllhrung durch die Kommunisti· 
sehe Partei Chinas unterstützen, die sozialist ische GeselischaftsOrd· 
nung unterstützen, die Vereiniaunll des Vaterlandes und die Einheit 
aller Nationalitäten sichern hdfen sowie die Verfassung und die Ge­
sctze einhalten. 
A"' l.: eI 57: Die Bürger müssen das öffentliche Eigentum achten und 
schiltlen, die Arbeitsdisziplin einhalten, die öffentliche Ordnung 
wahren, die moralischen Verpnicht ungen der Gesellschaft gegenüber 
respektieren und die Staatsgeheimnisse hUten. 
Artikel 58: Es ist die erhabene I'nicht eines jeden 8Urgers, das Vater­
land :tu schUtzen und jeder Aggren ion Widerstand zu leisten. ( , , . ) 

(Quelle: I'eking Rundschau, Nr, 11121.),1978) 



Anlaß nahm, zum Sparen im sozialen Bereich aufzufordern. 
Schon bisher verschlang der in seiner Höhe geheimgehaltene 
Militäretat etwa 40 0'/0 der Staatsausgaben, wie ein Bericht der 
UNO·Abrüstungskommission fest~tellte. 
Das anlidemokratische Wesen des Maoismus rührte aus seiner 
Feindschaft gegenüber den Interessen der Arbeiterklasse und 
hatte in der Zerschlagung aller poli tischen Institutionen in der 
" Kulturrevolution" (1965-1969) seinen Höhepunkt gefunden. 
Auf dem V. Volkskongreß machte Hua Guo- feng zwar schöne 
Worte über den Beginn der sozialistischen Demokratie, aber die 
Praxis sieht nac.h wie vor ganz anders aus . 
.wichtiger Gradmesser für die Enlwicklung der sozialistischen 
Demokratie ist das Leben der marxislischen Partei. Auch die 
Jahre nach der "Kulturrevolution" hatten sich in dieser Bezie­
hung vorwiegend durch die Umgehung oder Auflösung gewähl­
ter Gremien und undurchsichtige Machtkämpfe hinter den Ku­
lissen gekennzeichnet. 
Nach Maos Tod wurden einige seiner engsten Vertrauten - die 
sog. "Viererbande" - verhaftet, zunächst ein Kreis von etwa 
30 Spitzenfunktionären, dann aber noch zahlreiche weitere Per­
sonen. Einen Tag vor diesem Ereignis, am 5. Oktober 1976, war 

den XI. Parteitag offiziell beendet werden. Auch von dieser 
Zusammenkunft ist nicht.bekannl, ob ihr irgendwelche rich­
tungweisenden Entscheidungen, z.B. beZüglich eines Fünfjahr­
plans, ermöglicht wurden . Sie hatte vielmehr den Zweck, die in­
zwischen eingesetzte neue Führung auch formal abzusegnen. 
Inzwischen ist die maoistische Führung zwar zu einigen geregel­
ten Formen des Parteilebens (wenigstens zeitweilig) zurückge­
kehrt, aber hauptsäChlich deswegen, weil die Opponenten der 
letzten Jahre geschlagen, die Rechte der Mitglieder und Partei­
organisationen statuarisch auf ein Minimum beschränkt und 
die Ideen Maos die verpflichtende Grundlage sind. 

Eigenartige "Demokratie" 

Die seit 1978 gültige Verfassung (Auszüge siehe Kasten) ist, 
ähnlich wie das Statut des XI. Parteitags, Ausdruck des Bemü­
hens der maoistischen Führung, die Tätigkeit auf allen Gebieten 
nach den Wirren der letzten Jahre wieder "in geregelteren Bah­
nen" zu enlfalten, wie es Yeh Chien-ying, der stellvertretende 
Parteivorsitzende, ausdruckte. j 

1111111111111 1 
Warn:l'zeilunggegen die '00 .• Viererbande • 11.)/ WaMgemilide Jn SdtanghaJ. das den neuen 'langen Maudt' der ModernJlierung glot/I/derl' ' Jede 
MJnUle./ede Sekunde nulz'en, um JM Jahr 2000 vOHlru:tadrrei/en. ' . 

Hua Guo-feng zum Parteivorsitzenden ernannt worden. Diesen 
Beschluß faßte allerdings nicht das Zentralkomitee, sondern ein 
als Politbüro bezeichnetes Gremium, das allerdings nur zu ge­
ringen Teilen aus tatsächlich gewählten Politbüro-Mitgliedetn 
bestand und durch hohe Offiziere, namentlich die Komman­
deure der meisten Militärbereiche und der drei großen Städte 
Peking, Shanghai und Kanton, aufgefUllt worden war. 
Wieder vollzog sich die Auseinandersetzung olme jegliche de­
mokratische Legitimation und ohne geregelte Verfahrensweise 
innerparteilicher Entscheidungsfindung. Man be" ann sofort, 
um Hua Guo-feng einen Mao-ähnlichen Personenkult zu ent­
wickeln. 
Im August 1977, wieder sozusagen vorfristig (der X. Parteitag 
hane im August 1973 in geheimnistuerischer Konspiration statt­
gefunden), fand dann der XI. Parteitag der KP Chinas statt. 
Obwohl offiziell behauptet wurde, seine 1510 Delegierten seien 
"gewählt" worden, muß man das entschieden bezweifeln; denn 
zwischen Einberufe!) und Stattfinden des Parteitags lagen nur 
sechs 0) Wochen. Auch diesem Parteitag waren keine Konfe­
renzen der unteren Partei gremien vorangegangen, und nur drei 
Zentralkomitee-Tagungen, wieder einschließlich der konstituie­
renden, haue es in vier Jahren gegeben. 
Im Grunde hatte schlicht eine Art Militärputsch stattgefunden, 
und die ihm folgende Periode großer Unsicherheit sollte durch 

Im Klartext heißt das Durchsetzung des Maoismus in geregelte­
ren Bahnen und unter Vermeidung größter Massenkampagnen. 
Zwar verspricht die Verfassung auch einige abstrakte Rechte 
(" freie Meinungsäußerungen", "große Debatten". "Anschla­
gen von Wandzeitungen"), aber aus der Zeit der "Kulturrevo­
lution" überlieferten Phrasen, die es auch im Parteistatut gibt, 
sind von den jeweils herrschenden Kräften in der maoistischen 
Führung immer zur demokratischen Bemäntelung ihres Kamp­
fes um die alleinige Macht benutzt worden und dienen auch 
heute noch keinem anderen Zweck. Werden diese Rechte von 
anderer Seite einmal zu a nderen Zwecken gebraucht, "vergißt" 
die Führung ihre Existenz sehr rasch; das war der Fall, als im. 
Januar 1979 Bauern in Peking für die Aufbesserung ihresärmli­
chen Lebensstandards demonstrierten. Ihre Forderung~n ver­
hallten ungehön. Das war auch der Fall, als einen Monat später 
in Peking Wandzeitungen die chinesische Aggression auf Viet­
nam empört verurteilten. Ihre Anbringung wurde verboten. 
Aber hier drängt sich eine weitergehende Fragestellung auf: 
Was für eine sozialist ische Demokratie wäre es denn, in der 
Bauern gegen ihre soziale Entrechtung demonstrieren, Arbeiter 
für höhere Löhne stre ik~n , Wandzeitungen . gegen eine' groß­
machtchauvinistische Aggression der St~atsführung .protestie­
ren "dürfen"? Eine sehr eigenartige sozialistische Demokratie 
müßte das sein. 
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Muß man nicht viel mehr sagen: In einer wirklichen sozialisti­
schen Demokratie gibt es keine soziale Enlrechtung der Bauern 
mehr, sondern genießen diese weitgehende soziale und demo­
kratische Freiheiten und bedürfen keiner Demonstrationen, die 
in Wahrheit nur ihre tatsächliche Rechtlosigkeit offenbaren. In 
emer wirklichen sozialistischen Demokratie steigen die Einkom­
men der Arbeiter kontinuierlich und haben ihre Gewerkschaf­
ten so weitgehende Befugnisse" daß es sich ertlbrigt, gegen ir­
gendjemanden streiken zu mUssen. In einer wirklichen soziali­
stischen Demokratie gibt es keine Aggressionskriege mehr, in 
denen die Arbeiter- und Bauernsöhne des Landes als Kanonen­
futter verheizt und die Rechte des Nachbarvolkes mit Füßen ge­
treten werden, sondern gibt es eine vom breiten Bevölkerungs­
willen getragene Friedenspolitik und ertlbrigen sich deswegen 
auch antimili taristische Wandzeitungen gegen die eigene Füh­
rung. Die derzeit gültige Verfassung der VR China hat außer­
dem - wohl einmalig in der Welt - unter der demagogischen 
Formel vom Kampf gegen die "Supermächte" den Anlisowje­
tismus zur Staatsdoktrin gemacht und alle Maßnahmen des 
Staates diesem Ziel untergeordnet. 
So wird bei einem Blick hinter die Kulissen das scheindemokra­
tische Gebaren des Maoismus entlarvt und sein wahrer Charak­
ter, nämlich der einer militärbürokratischen Diktatur gegen die 
Mehrheit der Bevölkerung, der Arbeiter und Bauern. deutlich . 

China - noch sozialistiKh? 

Während in den großen Städten Chinas arme Bauern und ju­
gendliche Arbeitslose zu Tausenden demonstrierten, schickte 
die Pekinger Führung ihre Armee, die immer noch" Volksbe­
freiungsarmee" heißt, gegen das sozialistische Vietnam ins 
Feld. Damit werden wir aufmerksam gemacht auf eine weitere 
unverzichtbare Eigenschaft des Sozialismus, die diesem merk­
wUrdigen chinesischen "Modell" ganzlieh fehlt: der Frieden. 
Auf einer Solidaritätskundgebung für Vietnam setzte sich auch 
Geor8es Marchais, GeneraIsekretllr der KP Frankreichs, mit 
dieser Frage auseinander. Ein etwas ausführlicheres Zitat sei 8e­
stauet : 
"Natürlich hat die in der Geschichte einmalige Situation, daß 
ein der Okonomischen und sozialen Struktur nach sozialisti­
sches Land ein anderes überfällt, ... eine breite Kampagne 
ausgelöst, die gegen die Idee des Sozialismus selbst gerichtet ist. 
Man macht es sich sehr leicht : Zwei sozialistische Länder ,ind 
im Krieg, Marlt hat vorausgesagt, daß der Sozialismus den 
Krieg ausmerzt. Also hai sich Marx geirrt und seine Lehre ist 
nichts wen. Es gehört schon zu' den Traditiohen des ideologi­
schen Kampfes der Bourgeoisie, in bestimmten Abständen den 
Bankrott des Marxismus zu verkünden. 
Sobald im Marxismus eine Schwierigkeit auflaucht, ein Rück­
schrill zu verzeichnen ist, ein Fehler gemacht wird, beeilen sich 
diese Herren, lauthals zu_verkünden: diesmal ist Man: aber nun 
endgültig tot. Doc;h die Geschichte geht weiter, Veränderungen 
vollziehen sich, Fakten sammeln sich an - und geben dem wis­
senschaft lichen Sozialismus recht. Wie oft hätte sich Marlt 
geirrt, wollte man auf diese Herren hOren. Man: habe sich 
geirrt, als er vom Klassenkampf sprach, denn jeder wisse ja, 
daß der Kampf der Klassen, daß der Kapitalismus, ja das Kapi­
tal selbst nur eine Erfindung der Kommunisten seien, nur in ih­
ren KOpfen existieren. Heute, angesichts der chinesischen Ag­
gression, schlage erneut die letzte Stunde für den Sozialismus. 
Der Sozialismus bedeute Krieg, Kapitalismus dagegen Krieden. 
Welche Umkehrung der Rollen, welche Verachtung für die ele­
mentarsten Realitllten, die beweisen, daß in der Welt von heute 
der Kapita lismus und nur der Kapitalismus QueUe der Konnikte 
ist, die unermeßliche Leiden und Zerstörungen für die Mensch­
heit b,ingen. Wahrhaftig, der Sozialismus, das ist der Frieden, 
nichts liegt seiner Natur ferner als der Griff zu den Waffen, um 
bestehende Differellzen zu regeln. 
Der Aufbau des SoziaJismus ist ein komplizierter, wider­
spruchsvoller Prozeß, der nicht gefeit ist gegen menschliche Irr-
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tUrner. Sind der Sozialismus oder der Kommunismus schuld 
daran? Natürlich nicht. Es zeigt sich tatsächlich: Nicht der Si; 
zialismus ist schuld an dem Drama, das sich heute in Vietnam 
abspielt - sondern seine Unreife in der Volksrepublik China. 
Nicht ein ,Zuviel' an Sozialismus kann die chinesische Aggres­
sion erklären, sondern seine dramatische Unzulänglichkeit." 6 

Ich will versuchen, zusammenzufassen: China ist, das dürfte 
klar geworden sein, kein " SozialismusmodeU". Ist China über­
haupt noch ein sozialist isches Land? 
Diese Frage gehört zu denen, die gegenwärtig weder eindeutig 
mit Ja noch mit Nein zu beantworten sind, weil es sich um einen 
Enlwicklungsprozeß handelt, der noch nicht zu einem endgülti­
gen Abscbluß in dieser oder jener Richtung gekommen ist. 
Bisher besteht in China immer noch gesellschaftliches Eigentum 
an den Produktionsmitteln - es hat, anders ais beispielsweise 
in Ägypten, keine Rekapitalisierung stattgefunden. Aber das al· 
leine reicht zur Charakterisierung nicht aus. Unter Beibehal· 
tung und Ausnützung dieses gesellschaftlichen Eigentums wur­
den die Arbeiterklasse und die mit ihr verbündete Bauernschaft 
von der MachtausObung verdrängt, ihrer bereits errungenen 
politischen und sozialen Rechte beraubt, wurden die Prinzipien 
des Aufbaus des Sozialismus nicht etwa nur den besonderen na­
tionalen chinesischen Bedingungen angepaßt, sondern Ober­
haupt liquidiert und durch andere, antimarxistiM:he erselzt. 
Der Träger dieses Kurses war eine kleinbürgerlich·nationali. 
stische Strömung unter Führung Mao Tse-tungs, die auf der 
Grundlage einer relativ rtIckständigen Sozialstruktur, einer we­
nig entwickelten Klassenpolarisierung, besonders einer schwa­
chen und unerfahrenen Arbeiterklasse und anknüpfend an alte 
nationalistische Traditionen in China ihren Kurs nach und nach 
durchsetzte und den Sinn des Sozialismus in sein Gegenteil ver­
kehrte - bei gleichzeitigem Festhalten am Anspruch, den wah­
ren Sozialismus zu vertreten. 
Der Sinn des Sozialismus ist die immer bessere Befriedigung der 
Bedürfnisse der Werktätigen auf der Basis einer von ~usbeu ­

tung und Unterdrückung befreiten Gesellschaft. Doch die Ziele 
des Maoismus waren und sind bis zum heutigen Tag andere: die 
Verwirklichung eines tief in rtIckständigen Traditionen wur­
zelnden Großmachtchauvinismus, der sowohl Ober die objekti­
ven Interessen der chinesischen Werktätigen als auch die Inter­
essen der fortschrittlichen Krllfte in aller Welt brutal hinweg­
geht, ja ihnen offen und systematisch entgegenarbeitet. Chinas 
Poli tik ist h~ute nicht mehr sozial.istisch und antiimperialislisch, 
sondern antisozialistisch, antisowjetisch und proimperialislisch. 
Angesichts der immer noch weiter wachsenden Aggressivität 
dieses maoistischen Kurses muß man, was die zukünftige Ent­
wicklung Chinas anbetrifft, durchaus sehr besorgt sein, d. h. ei­
ne völl ige Liquidierung auch der lellten noch vereliebenen Er­
rungenschaft der chinesischen Werktätigen aus der Revolution 
von 1949 ist nicht auszuschließen; mit der Auflösung der durch 
gesellschaftliches Produktionsmilteleigennim gekennzeichneten 
sozialOkonomischen Basis wäre dieser Schritt eingeleitet. 
Es bleibt abzuwarten, inwiefern die unter der derzeitigen mao­
istischen Führung verstärkte" Westwendung" diese Gefahren 
heraufbeschwört, beispielsweise durch Zulassung von imperiali­
stischer Beteiligung an chinesischem Produktionsmiueleigen­
turn. Die Alternative kann nur lauten: Rehabililierung der so­
zialistischen prinzipien, wie sie in jedem Sozialismus Jelten. 
Davon ist China heute weit entfernt. 

Anmerkungen: 
I) Siehe VIII. Parteitag der K'ommllnistischen Partei Chinas, J Bde, 

Peking 19S6. Sie enthalten Referate, Beschillsse. Diskllssionsbeitra. 
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Rundschau, Nr. JS-J6/ 1977 lind des Nationalen Volkskongresses. 
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4) China aktuell. Februar 1978, S. 20 r. 
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6) Voller Wortlallt in: Neues i)(o;utschland. Berlin, 3.14. J. 1979 



Vietnam . 

Günter RiUer Lektion für wen? 

Vietnam _ FrIedhof der A"gres.roren (Japan, Fran/Heidt. USA, ChinaJ 

Am 17. Februar 1979 gab die chinesische Führung ihren Trup­
pen den Befehl, "Vietnam das Großmaul zu stopfen, ihm eine 
Lektion zu erleilen.·' Am 5. März d. J. sah sich Peking gezwun­
gen, den Rückzug seiner Aggressionseinheilen zu verkünden. 
Daß auch heule noch chinesische Soldaten auf vietnamesischem 
Boden stehen (siehe SRV-Note vom 27 . März). schmälert nicht 
die Bedeutung des historischen Sieges, den das vietnamesische 
Volk gegen die chinesischen Aggressoren errungen hat. Viel­
mehr macht diese Tatsache endgültig und in aller Schärfe die 
Motive und Ziele deut lich, die dem chinesischen Angriff zu· 
grunde lagen. 
Keineswegs handelte es sich nämlich um eine .. Strafexpedition" 
und um eine .. begrenzte Aktion", wie die maoistischen Führer 
der WeltOffenliichkeit weismachen wollten. Die wirklichen Ab­
sichten der Großmachtchauvinisten in Peking erläuterte Xuan 
Thuy, der SekretAr des Zentralkomitees der KP Vietnams, in ei­
nem Interview mit einem westdeutschen Journalisten: .. Es war 
Pekings Ziel, Teile Vietnams zu besetzen und unsere Armee ent­
scheidend zu schwächen_ Zweitens wollten sie unsere Wirtschaft 
schwächen und zerstören. Driuens glaubten sie so, uns politisch 
unter Druck setzen und zur Kapitulation zwingen zu 
können." I 
Von diesen Kriegszielen muß man ausgehen. will man eine Lwi­
schenbilanz (eine endgültige Bilanz ist erSt möglich, wenn der 
letzte chinesische Soldat Vielllam verlassen und ein Verhand-

Kollofje W. Loube 

lungsprozeß Ergebnisse gezeitigt hat!) der chmesischen Aggres­
sion und ihrer Folgen erstellen. 
In einem Artikel, in dem "Mutmaßungen über den Fortgang 
der chinesisch-vietnamesischen Auseinandersetzungen" ange­
stellt werden, schreibt die Frankfurter Allgemeine Zeitung 
(FAZ) über die .. Motive Pekings": .. Wiederholt hat die chine­
sische Führung verkündet. man wolle den Mythos der Unbe­
Siegbarkeit der vietnamesischen Armee zerstören und Hanoi ei­
ne ,Lektion' erteilen." 2 

Kriegsziel Pekings verrehlt 

Diese Kriegsziel wurde grUndlich verfehlt, denn obwohl auf 
vietnamesischer Seite noch eine Woche nach Beginn der Ag­
gression ledigliCh lokale und regionale Verteidigungseinheiten 
(Grenztruppen s<)wie Selbstschutzeinheiten der Betriebe und 
Staatsfarmen) eingesetzt wurden. machten sie in dieser Zeit 
16000 Chinesen kampfunfähig und vernichteten 160 Panzer 
und Armeefahrzeuge. Bis heute sind die chinesischen Verluste 
auf über 50000 Mann angewachsen.) 
Vietnamesische Soldaten erbeuteten Dokumente des regionalen 
Generalstabs des 41. chinesischen Armeekorps. u.a. auch am 
11. Februar ausgestellte Marschbefehle, die als Ziel die Einnah­
me der Stadt Dong Dang am 21. Februar vorsahen. Diese Stadt 
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war 14 Tage nach Beginn der Aggression noch immer um­
kämpft .. 
Die Ankllndigung des Rllckzuges der Angreifer am 5. März ist 
somit auch keineswegs auf den "guten Willen" der Pekinger 
Führung zurückzuführen, sondern ein Eingeständnis der in 
Viet nam erlittenen militärischen Niederlage. Sie wird in einem 
in der chinesischen Hauptstadt kursierenden Geheimpapier 
auch zugegeben. In China selbst kam es zu beachtlichen Pro­
testbekundungen gegen die Pekinger Invasion, wie u. a. die Er­
klärung einer geheimen Arbeiterallianz Chinas zeigt. 
Der Korrespondent des amerikanischen Wall Street Journal zog 
in seinem Kommentar ein sehr drastisches Fazit der chinesi· 
schen Aggression: "China ist aus diesem Krieg mit ramponier­
tem Ansehen und blutender Nase hervorgegangen." 
Diese Einschätzung verliert auch nicht ihre Gültigkeit durch die 
Tatsache, daß noch immer nicht alle Aggressoren Vietnam ver­
lassen haben, denn eines ist sicher: Das vietnamesische Volk 
wird solange weiterkämpfen, bis seine Souveränität und territo­
riale Integrität vollständig wiederhergestellt sind. 
Das zweite Ziel der chinesischen Aggression bestand darin, den 
erfolgreichen Aufbau des Sozialismus auf einer starken wirt­
schaftlichen Basis in Vietnam zu verhindern. Dieser Versuch be­
gann mit der Sueichung der chinesischen Wirtschaftshilfe für 
Vieinam und wurde in skrupelloser Weise fortgesetzt, als im 
Sommer 19784,1 Mio Menschen direkt von den Folgen einer 
der schlimmsten Hochwasserkatastrophen in der Geschichte des 
Landes betroffen waren. 
Zu diesem Zeitpunkt inszenierten die Pekinger FUhrer die Ab­
wal)derung zehntausender von Hoas und stachelten das verbün­
dete Pol Pot/ leng Sary- Regime in Kampuchea zu immer drei­
steren Provokationen an (vgl. dazu Dokumente und Analysen 
speziell in AlB 4, 10 und 11- 12/1978), um die vietnamesische 
Winschaft- und hier besonders die Versorgung der Bevölke­
rung - lahmzulegen. Damals beurteilte Tran Doan, Mitglied 
des Präsidiums der Vaterländischen Front Vietnams" die lage 
fofgendermaßen: "Gegenwärtig sieht sich Vietnam zwei Fein­
den gegenüber: der chauvinistisch~n Politik der Peki nger Fuh­
rer und den Auswirkungen der Hochwasserkatastrophe. Es 
schein fast, als hätten sich diese beiden Gegner verbündet, um 
uns' ernst hafte SChwierigkeiten bei unserem Aulbau zu 
machen .••• 

Die Taktik der " verbrannten Erde" 

Nachdem diese Methoden nicht zum gewünschten Erfolg fUhr­
ten, sahen die Maoisten in einem direkten militärischen Angriff 
u. a. auch die Möglichkeit, Vietnams Wirtschaft damit entschei­
dend zu schwächen. So stellt denn auch die FAZ am 19.3.1979 
fest, daß "die chinesische Mili täraktion nicht zuletZl den Zweck 
gehabt haben (durfte), zivi le Ressourcen mittel fristig in deß mi­
litärischen Bereich umzuleiten." 
Als die Aggressoren einsehen mußten, daß ihr militlfrisches 
Abenteuer geschehen war. entdeckten sie eine weitere Metho­
de, dem vietnamesischen Volk Schwierigkeiten zu bereiten: Sie 
praktizierten auf ihrem Rückzug eine POli tik der "verbrannten 
Erde", d. h. sie vernichteten und plUnderten alles, dessen sie 
habhaft werden konnten. Schulen, Krankenhäuser, Verwal­
tungsgeqäude, Fabriken, Straßen, Brücken, Eisenbahn­
strecken·, nichts ließen die Invasoren auf ihrem Rückzug unzer­
Stört. Hinzu kommen die Verbrechen, die sie gegen Leben und 
Gesundheit der Bevölkerung begingen. 
Aber die Vietnamesen ließen sich auch so nicht einschüchtern: 
Überall im Grenzgebiet sind die Wiederaufbau- und Aufräu­
mungsarbeiten im vollen Gang. Zunllchst werden die Verkehrs­
verbindungen wiederhergestellt, bis zum Beginn der Regenzeit 
müssen vor allem die Fähren und Brücken über die Gebirgsflü s­
se betriebsbereit sein . 
In der Landwirtschaft entstanden durch den Krieg 30 Tage Zeit­
verlust bei der Bearbeitung der Reisfelder. Um die Reisernte im 
Mai noch einfahren zu können, beschloß das Volkskomitee der 
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Grenzprovinz Cao Bang, alle eintreffenden Brigaden von Frei­
willigen aus dem ganzen Land zunächst auf den Reisfeldern ein­
zusetzen. In der Industrie ist die Wiederherstellung der total 
zerstörten Kraft- und Wasserwerke vordringlich; eine Repara­
tur ist nicht mehr möglich. Wenn die dringendsten Probleme 
des Verkehrs, der Ernte, der Strom- und Wasserversorgung ge­
löst sind, werden zunächst die Schulen, Krankenhäuser und 
Markthallen wiederaufgebaut, bevor man sich schließlich der 
Bereitstellung von genllgend Wohnraum widmen kann. 
Welche Opfer die Vietnamen für die Verteidigung ihrer Unab­
hängigkeit zu bringen bereit si nd, kommt darin zum Ausdruck, 
daß sie nunmehr 10 St unden am Tag arbeiten, 8 Stunden für die 
Produktion, 2 Stunden für die tägliche militärische Aus­
bildung. 
Wirtschaftliche Probleme hat die chinesische Aggression also 
sicherlich bewirkt, Chaos oder gar einen wirtschaftlichen Zu­
sammenbruch Vietnams hat sie jedOCh nicht erreicht. 
"Vietnam ist kein Büffel. der sich von Peking ins Joch spannen 
läßt!" Mit diesen Worten verlieh ein junger vietnamesischer 
Soldat der Stimmung Ausdruck, die überall im Land in diesen 
Tagen herrscht. Es ist den Menschen in Vietnam vollkommen 
klar, warum die Pek inger Fü hrer ihrem Land so feindse lig ge­
genüberstehen: Seit Jahren versucheT! die Maoislen, Vietnam 
von seinem unabhängigen Kurs zu drängen und ins Kielwasser 
der chinesischen Großmachtpolitik zu bugsieren. ' 
Bislang ist dieser Versuch gescheitert, aber Vietnam gibt sich 
nicht der Illusion hin, daß die chinesische Führung ihre Ziele 
fa llen gelassen hat. Das VerhandlungsangebOI der Regieru ng 
der SRV vom 15.3 . 1979 beantwortete Peking · 
damit, daß es zunächst so tat, als sei es mit Verhandlungen ein­
verstanden. Dann wurde bekannl, daß chinesische Soldaten da­
mit begonnen haben, Grenzpfähle an mehreren Stellen tief in 
vietnamesisches Territorium zu verlegen. Gleichzeitig drohte 
Peking mit einem neuen "Gegenschlag", falls Vietnam "seine 
bewaffneten Provokationen an der Grenze" nicht einstelle. 
Diese Argumentation ist zynisch, denn sie droht Vietnam mit ei­
ner neuerlichen Aggression, falls die Vietnamesen es wagen soll­
ten, den von den Chinesen mit militärischer Gewalt geschaffe­
nen Grenzverlauf nicht zu akzeptieren. 
Sehr ernst zu nehmen sind auch die Unterstülzungsmaßnahmen 
Pekinp. fUrdie im Untergru nd gegen die legale Regierung Kam­
pucheas tätigen Anhänger der Pol Pot-Clique sowie die massive 
Bedrohung von Laos. Seit Februar/ März d. J . werden an der 
chinesisch-laotischen Grenze Truppen zusammengezogen, pa· 
rallel dazu Sabotagetrupps und Spione nach Laos eingeschleust. 
Außerdem betätigen sich die im Lande befindlichen chinesi­
schen St raßenbauer, die die laotische Ausreiseorder ignorieren, 
als Trupps zur Aushebung militärischer SchlItzengräben 
u. a. m .. Alle Proteste der laotischen Regierung überging die 
Führung Pekings. 
So heißt es denn auch fo lgeriCht ig in einem Leitartikel von 
Nhan Dan: "Angesicht,s dieser Situation dürfen unser Volk und 
seine Streitkräfte die Wachsamkeit nicht vernachlässigen 
Unsere traditionellen Feinde, die Pekinger Machthaber, ver­
zichten trotz schwerer Niederlagen nicht auf ihre Aggressions­
ziele. Sie warten auf jede Minute, in der unsere Wachsamkeit 
und unser Kampfgeist nachlassen kOnnte. Unsere ganze Bevöl­
kerung und die Streitk räfte, von der ersten Frontlinie in der 
Provinz bis zum Hinterland unseres ganzen Staates, werden ih­
nen jedoch dazu keine Gelegenheit geben. Wir si nd bereit, so 
lange zu kämpfen, bis der letzte chinesische Aggressor von un­
serem Territorium vertrieben ist, und wachsam zu bleiben, daß 
keiner wieder in unser Land einfallen kann." 6 

Anmerkungen: 
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Iran 

Interview mit Mustafa Danesch 

Chance der 
islamischen Republik 

Die auch nach dem iranischen Volkssieg vom 11. Febrnar /979 
hierzulande weitergesponnene Legende vom angeblichen .. Zu­
rOck ins Mille/alter" bleibt uns sicherlich auch nach dem Refe­
rendum Jureine islamische Republik erhalten. Wie unser Inter­
view mit Mus{(ifa Danesch, Sprecher des Iran-So/idariläIS­
komitees in der Bundesrepublik, verdeutlicht, SIeht die irani­
sche Revolution real vor ganz anderen, auch nach dem Votum 
des 3 /. M tJn noch zahlreichen ungel6s1en A ufgaben. Die 
In ten'entions- und Putschgefüste seitens imperialislischer und 
Armeekreise sind hierbei die HaupfUrsache. Die demgegenüber 
von westlichen Berichterstallern hochgespiellen, gewisserma­
ßen Neben- Vorkommnisse wie die A burteilung filhrender Ge­
waltverbrecher der Schah-Diktatur, die Autonomie-Bestre­
bungen der Kurden u. a. nationaler Minderheiten oder das Pro­
blem der Frauenrechte aber beherrschen dessen ungeachtet die 
Schlagzeiten. Ihr gemeinsamer Tenor: Unter der grünen Fahne 
des Islam treibe die iranische Revolution zurOck in die "Zeit der 
Finsternis". 

AlB: Am 30. und 31. März dieses Jahres hatte das iranische 
Volk darüber zu entscheiden, ob es in dem ausgeschriebenen 
Referendum für eine islamische Republik stimmt. Wie beurtei­
len Sie dieses Referendum? 
M. DANESC H: Eingangs möchte ich betonen, daß dieses Refe­
rendum ein bedeutender Einschnitt in der iranischen Geschichte 
ist. Verfolgen wir die letzten Jahrzehnte, ja sogar Jahrhunderte, 
so erduldete das iranische Volk in dieser Zeit bis auf wenige 
kurze historische Augenblicke despotische, monarchistische 
Herrschaftsformen. Als Beispiel möchte ich hier nur erwähnen: 
Nasser-ed- Din-Schah, der 1890 das TabakmOllopol an den bri· 
tischen Kolonialismus verschleuderte, um seine Verschwen· 
dungssucht zu befriedigen; da sei genannt Reza Schah, der Va· 
ter des vor wenigen Wochen gestürzten Schah , der das Erdöl an 
den britischen Imperialismus verschacherte und zeitweilig mit 
den Nazis kollaborierte; genannt sei dann zum Schluß der 
scheinbar so allmächtige Herrscher auf dem Pfauenthron , 
Schah Reza Pahlewi, der das Land dem US-lmperialismus ver­
kaufte. 
Die Geschichte des Iran war also eine Geschichte der Despotie, 
die dem iranischen Volk ökonomischen Ausverkauf und politi­
sche Abhängigkeit von Kolonialisten und Imperial isten und 
brutale Unterdrückung demokratischer Rechte nach innen 
"einbrachte" . 
Der letzte dieser Despoten wurde vom Volke gestürzt. Die Basis 
dieses Sturzes war eine breite Massenbewegung, die das gesamte 
iranische Volk umfaßte und alle politischen Richtungen ein­
schloß. 
In dem Referendum, das Sie ansprachen, haben über 99 OJG fü r 
die islamische Republik und damit für die Revolution und ge­
gen die Monarchie gestimmt. Damit ist zum einen die besonders 
in der Bundesrepublik verbreitete Propaganda widerlegt , die 
demok ratische Bewegung gegen das Schah· Regime sei das Werk 
einiger weniger "religiöser Fanatiker" und " linksextremisti· 

scher Elemente" gewesen. Beweisen nicht die 60000 Toten der 
Revolution im vergangene Jahr, beweisen nicht die Massende­
monstrationen und vor wenigen Tagen die über 99OJo der Stim· 
men gegen den Schah , daß hier das gesamte iranische Volk einig 
den Diktator gestUrzt, die Revolution durchgeführt und sie be­
fürwortet hat? 
AlB: Vor und nach dem Volkssieg im Februar d.J. weissagte 
man hierzulande in den Massenmedien - so z. B. im Spiegel 
oder reihen weisen Fernsehberichten - , der Iran versinke nun 
zurück ins finstere Mittelalter . 
M. DANESC H: In der Tat lesen wir in den letzten Wochen und 
Monaten konstant in den Medien der Bundesrepublik, einige 
"reakt ionäre Mullahs" wollten das Land zurück ins "Mittelal· 
ter" zerren . Ich möchte die Journalisten, die dies schrieben, 
fragen, ob im Referendum vom 30./31. März d. J. das gesamte 
iranische Volk fUr das " Mittelalter" und eine "neue Despotie" 
gestim mt h3l? 
Mit der jetzt auch durch den Wahlgang vollzogenen Beseitigung 
der Dikiaturherrschaft wird dem Volk vielmehr endlich die 
Möglichkeit eröffnet, seine in den Kämpfen gegen das Schah­
Regime immer wieder geforderten demokratischen und sozialen 
Rechte wahrzunehmen und durchzusetzen. Das ist gerade das 
Moment, das alle demokratischen und fortschrittlichen politi­
schen Strömungen des Landes bei diesem Referendum unter­
streichen. 
Islamische Republik, das ist also die grei lbare Chance zur De­
mokratie! 

OFfensive Wahrnehm ung der Frauenrechte 

AlB: In den letzten Wochen demonstrierten Zehntausende von 
Frauen auf den Straßen Teherans. Gefährdet die islamische Re­
publik die Rechte der Frauen? 
M. DANESCH: Sicherlich gibt es im Iran einige Leute, darun· 
ter vielleicht ein paar Geistliche, die den Frauen ihre Rechte be­
schneiden wollen. Das ist jedoch eine verschwindend geringe 
Minderheit. 
Gerade die fortschrillliehe Geistlichkeit, darunter vor allem 
auch Ayatollah Khomeini, anerkennt die demokratischen und 
sozialen Rechte der Frauen. Das haben sie auch mehrmals und 
öffentlich verkündet, auch wenn dies die Presse der Bundesre­
publik verschweigt. 
Die demokratischen Kräfte des Landes haben gerade bei den 
Frauen eine starke Basis, die in den Jahren der Diktatur em· 
sch ieden gegen das Schah-Regime kämpften. Dieses Regime ok­
troyierte den Frauen eine imperialist ische " Kultur" auf, die sie 
ablehnten. Der Schah wollte es den Frauen aufzwingen, ähnli­
che Verkaufs- und Sexualobjekte zu werden, wie es ihnen von 
dem importierten amerikanischen Warenfetischismus und sei­
ner abstoßenden Lebensmoral täglich als "Beispiel" vorexer­
ziert wurde. Äußerliches Zeichen dieses Imports war vielfach 
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"westliche Kleidung" . 
Die Frauen wehnen sich gegen dies<! Vergewaltigung durch das 
Schah-Regime, und ihr Festhalten am traditionellen Schleier 
(Schadur) wurde damit zu einem wichtigen Teil und Symbol des 
Kampfes gegen das Schah-Regime. Die Frauen waren nicht nur 
einer der entscheidenden Träger der demokrat ischen Bewe­
gung, sondern sie stimmten auch in Ubergroßer Zahl für die is­
lamische Republik und damit für die Möglichkeit, nach den 
Jahren der Diktatur ihre sozialen und demokratischen Rechte 
zu fordern. 
Nun haben sie die Möglichkeit, sich zu organisieren und, wenn 
notwendig, zu demonstrieren. Zeigen also nicht gerade die De­
monstrationen, wie gewaltig der Unterschied zur Schah­
Diktatur ist, in der jede demokratische Re-gung zusammenge­
schossen wurde~ Indem die Frauen ihre demokratische-n Rechte 
offensiv wahrnehmen, verteidigen sie- die demokratischen Rech­
te des gesamten Volkes und werden so zu einem wichtigen Trä­
ger der demokratischen Entwicklung des Iran. 

AlB: Sehen Sie im Iran noch eine konterrevolutionäre Ba-
sis auch fUr eine indirekte US-Intervention? 
M. DANESCH: Ja, diese Basis existiert noch. Das Schah­
Regime stU tzte sich auf zwei Säulen, die Armee und die Ge­
heimpolizei SAVAK, als UnterdrUckungsinstrumente. Die al­
ten, noch vom Schah-Regime erdachten und aufgebauten 
Strukturen der Armee bestehen noch weiter. In einer ganzen 
Reihe von wichtigen Funktionen silzen noch Elemente, die von 
der ~it unter dem Schah träumen und das Rad der Geschichte 
zurtlckdrehen wollen. 

Schah-Elemenle en lfernen 

Diese Elemente gi lt es aus der Armee zu entfernen und zu be· 
strafen, die Armee muß endliche eine Armee des Volkes wer· 
den. Ähnliches gilt für den SAVAK. Mit ·der ErstOrmung eini· 
ger SAVAK-HauplQuartiere und der Verurteilung und Hinrich· 
tung des Heydrich des Iran, des Ex·SAVAK·Chefs Gene-ral 
Nassiri, ist noch nicht die Organisation zerschlagen, die in ihrel 
BlUtezeit mehr als hunderttausend aktive Agenten um faßte und 
vom CIA und dem israelischen Geheimdienst Mossad zu einem 
der brutalsten Geheimdienste aufgebaut worden war. Im Inter­
esse einer demokratischen Entwicklung des Landes ist es not­
wendig, diese Verbrecherorganisation endgültig zu zerschlagen. 
Hintergrund einer möglichen konterrevolUlionären Entwick­
lung des Iran sind nicht nur die zitierten Äußerungen der bei­
den US-Politiker, sondern auch die Fakten, die die USA in deI 
Region des Mittieren und Nahen Osten schaffen: Die Aufrtl­
stung Saudi Arabiens, die US·MilitärslUtzpunk\e an der 
tUrkisch-iranischen Grenze, der im Pentagon ausgebrütete Se­
paratfrieden Begin-S~dat gegen die arabischen Völker und ge­
gen eine fort schrittliche Entwicklung in dieser Region. 

AIIl: Was sind die Nahziele der demokratischen Hewegung 
Ihres l andes? 
M. DA NESCH: Diese Frage läßt sich eigentlich sehr einfach be­
antworten. Die polit ischen Forderungen des Volkes, die es wäh­
rend des Kampfes gegen das Schah-Regime aufstellte, müssen 
erfüllt werden: Herstellung und Sicherung aller demokratischen 
Rechte (Pressefreiheit, Meinungsfreiheit. l egalisierung aller de­
mokratischen Parteien und Gewerkschaften usw.) , lösung der 
Wirtschaftskrise des landes und das Verfolgen einer Polilik der 
politiSChen und ö konomischen Unabhängigkeit. 
Diese Politik kann nur betrieben ..... erden, ..... enn sie auf der Basis 
der Einheit der Kräfte aulbaut, die das diktatorische Schah­
Regime stürzten. Diese Basis realisiert sich in den angekündig­
ten Wahlen zu einer verfassunggebenden Versammlung. In die­
ser verfassunggebenden Versammlung mUssen die umerschied· 
lichen politischen Strömungen des landes die erkämpften de­
mokratischen Forderungen des Volkes fixieren und absichern. 
Die verfassunggebende Versammlung muß damit das demokra­
tische Fundament eines neuen Iran ..... erden. 
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Türkei 
Kemal Sahin 

Von Atatürk zu Ecevit (4. Teil) 
Am Ende des 2. Weltkrieges hatten sich die Klassengegensätze 
in der Türkei bedeutend zugespitzt (vgl. Türkei-Serie, 3. Teil in 
A lB 4/1979, S. 20-22). Die Vernichtung des deutschen Fa­
schismus durch die Rote Armee und der Aufschwung der demo­
kratischen Bewegungen in den Balkan- Ländern hatte die herr­
schenden Klassen in Schrecken versetzt. 
Zur Erhaltung. der eigenen Herrschaft wollten sie die Unterstüt­
zung des Imperialismus gewinnen. Zu diesem Zweck opferten 
sie die nationale Unabhängigkeit und unterwarfen sich bedin­
gungslos den aggressiven imperialistischen Plänen. Gleichzeitig 
betrieben die im Zuge des Krieges wirtschaftlich erstarkten 
Großgrundbesitzer und die Kompradorenbourgeoisie eine Revi­
sion der politischen Machtverhältnisse enlsprechend den neuen 
ökonomischen' K rä fleverhä Itnissen. 
Die Existenz eines umfangreichen staatlichen Sektors, der jegli­
cher demokratischer KOnlrolle entzogen war, hatte einen brei­
ten Raum fOr die Korruption eröffnet. Zahlreiche höhere Büro­
kraten entwickelten sich auf diese Weise zu Großkapitalisten. 
So gerieten die politischen Verhältnisse in Bewegung. 1945 spal­
teten sich wichtige Vertreter dieser Gruppen von der Republika­
nischen Volkspartei ab und gründeten am 1. I. 1946 die Demo­
kratische Partei, deren Vorsitz der frühe re Generaldirektor der 
Is- Bank, Celal Bayar, übernahm. 

Machtantritt der Demokratischen Partei 1950 

Die zahlenmäßig gewachsene Arbeiterklasse trat unter der Füh­
rung der Türk ischen Kommu nistischen Partei (TKP) entschie­
den für Demokralie ein. Der Einfluß ihrer illegalen Organisa­
tionen wuchs. Ihre legalen Zeitungen fanden einen breiten Wi­
derhalL Unter dem Eindruck der internationalen Entwicklung 
mußte die Regierung 1946 die antidemokratischen Gesetze et­
was lockern: Die Gründu ng von Gewerkschaften und Parteien 
auf Klassenbasis wurde erlaubt. Im J uni 1946 wurde die Soziali­
stische Werktätigen- und Bauernpartei der TOrkei gegründet. 
Gleichzeitig enlstanden einen Reihe von Gewerkschaften. Ihre 
Erfolge bei der Organisierung der Arbeiterschaft waren so 
groß, daß die Regierung bereits sechs Monate später diese legale 
sozialistische Partei und die Gewerkschaften verbot und ihre 
Führer verhaftete. Sie wurden nach einem mehrjährigen P rozeß 
zu schweren Gefängnisstrafen verurteilt. 
Schon Ende 1945 warten fortschrittliche Zeitu ngen und Schrift­
steller auf Befehl der Regierung von Rechtsradi kalen Oberfallen 
und ihre Druckereien und Einrichtungen zertrümmert worden. 
1948 wurde der bekannte fortsch ritt liche Schriftsteller und De­
mokrat Sabahattin Ali von der Geheimpolizei ermordet. Unter­
dessen hatten auch die Vertreter des US-Imperial ismus zu ver­
stehen gegeben, daß sie eine Ä nderu ng der politischen Verhält­
nisse in der TOrkei begrüßen würden. Die herrschenden Klassen 
der TUrkei gingen mit Recht davon aus, daß die neuen "Schutz­
herren" sich einen " Partner" wünschten, der im Gegensatz zur 
Republikanischen Volkspartei von dem "Makel" einer antiim­
perialist ischen Vergangenheit frei war. 
1950 wurden allgemeine Wahlen durchgefOhn, an der die De­
mokratische Partei (DP) neben der Republikanischen Volkspar­
tei ungehindert tei lnahm. Da die linke Opposition verboten war 
und brutal verfolgt wurde, i..unnte die DP den angestauten 
Zorn der Volksmassen gegen die jahrzehntelange Unter­
drückung .in einen überwältigenden Wahlsieg ummünzen. Da-

NaJim Hikmet f"estorben /963J und der mi/ern.che Schrifl.leller Pablo 
Neruda (I.) auf dem WeJlfriedellllkongreB /952 

mit war die 21jährige Herrschaft der RepublikanischenVoll!S­
partei beendet. Adnan Menderes, selbst ein westanatolischer 
Großgrundbesitzer, ilbernahm das Amt des Ministerpräsiden­
ten. Als Vertreter der größten Kapitalgruppe der Türkei (ls­
Bank) wurde Celal Bayar Präsident 'der Republik. 

Sofort wurden alle Wahlversprechen für eine wirkliche Demo­
kratie über Bord geworfen. Diejenigen, die wenige Monate zu­
vor die Anerkennung des Streikrechts und der Koalitionsfrei­
heit als ein elementares Gebot der Demokrat ie bezeichne" hat­
ten, betrachteten nunmehr schon a llein die Forderung dieser 
Rechte als "kommunistische P ropaganda" und "Landes­
verrat". Eine erbarmungslose Verfolgungswelle gegen alles 
Fortschrittliche setzte ein. Der berühmte kommunistische Dich­
ler Nazim Hikmet, der aufgrund einer konstruierten Anklage 
seit 1938 eingekerkert war und 1950 durch eine nationale und 
internationale Solidaritätskampagne gerettet werden konnte, 
mußte illegal das Land verlassen, um einem Mordplan der Re­
gierung zu entgehen . Die Mitglieder des Vereins der Friedens­
freunde, die gegen die Teilnahme tUrkischer Truppen an der 
US-Aggression in Korea mit Flugblättern protestierten, wurden 
ins Gefängnis geworfen (1 950). 
195 1 gelang es der Geheimpolizei, die nunmehr von amerikani­
schen Spezialisten beraten wurde, der TKP einen schweren 
Schlag zu verstzen. 167 füh rende Mitglieder, darunter fast das· 
ge~mte Zentralkomitee, wurden verhaftet. Die Verhö(e. die 
mit grausamen Folterungen durchgefOhrt wurden, dauerten 2 
Jahre. 1953 wurden die Verhafteten nach einem geheimen Ge­
richtsverfahren zu jahrzehntelangen Gefängnisstrafen verur­
teilt. Damit hatte die Arbeiterbewegung in der TOrkei einen 
empfindlichen Rückschlag erlitten. . 
Bereits als die Niederlage des Hitlerfaschismus sich in den letz-
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ten Kriegsjahren abzeichnete, begann sich die Außenpolilik der 
Türkei an der Politik des US- Imperialismus zu orientieren. Mit 
dem Beginn des Kalten Krieges wurde daraus eine bedingungs­
lose Unterwerfung. 1947 verkündete Präsident Truman die be­
rüchtigte Truman-Doktrin und die amerikanische "Mili tär­
hilfe" lief an. Beachtenswen ist , daß damit eine beträchtliche 
Erhöhung der tUrkischen Rüstungsausgaben über das Niveau 
der Kriegsjahre hinaus verbunden. war. 
1948 trat die Tü rkei der OEEC (später wurde daraus die Orga­
nisation für winschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
~ OECD) bei und nahm so am "Marshall-Plan" teil, der die 
ökonomischen Grundlagen des Kalten Krieges sichern sollte. 
1950 schickte die Menderes-Regierung türkische Truppen nach 
Korea und überbot dabei sogar die von den Imperialisten ge­
wünschte Truppenstärke um ein mehrfaches. Entgegen der Ver­
fassung wurde hierzu nicht einmal das Einverständnis des Par­
laments eingeholt. Im gleichen Jahr trat die Türkei dem Euro­
päischen Rat bei. 

Die Türkei als NATO-Vorposten 

1952 schließlich wurde die Türkei zusammen mit Griechenland 
in die NATO aufgenommen. 1954 wurde mit der Errichtung 
von US-Stützpunkten in der Türkei begonnen. Flugplätze für 
'Atombomber, Radaranlagen, elektronische Horchposten, 
Spionagezentren wurden aufgebaut. Dabei genossen die Impe­
rialisten eine unbeschränkte Bewegungsfreiheit. Jahrzehnte 
später, 'als sich die proainerikanisc~e Demirel-Regierung ein 
Bild von den Akt ivitäten der Amerikaner machen wollte, mußte 
sie ö ffentlich zugeben, daß sie nicht einmal die Zahl der Ab­
kommen (geschweige denn deren Inhalt!) feststellen konnte, die 
diese Aktivitäten "regelten". 1957 wurde die Stationierung von 
atomaren Mitte1strecken-Raketen vom Typ Jupiter der USA 
auf türkischem Boden beschlossen. Diese Raketen bedrohten 
die UdSSR sowie die anderen sozialistischen Länder und mach­
ten die Türkei zu einem der ersten Ziele eines nuklearen Krieges. 
Eine Untersuchung der amerikanischen Rand-Corporation An­
fang der 60er Jahre schätzte die Zahl der unmittelbar nach ei­
nem solchen Krieg zu erwartenden Toten in der Türkei auf 7,5 
Mio. l GleiChzeitig wurde die Türkei als Speerspitze des Impe­
rialismus gegen die um ihre nationale Unabhängigkeit kämp­
fenden Völker eingesetzt. Die türkische Bourgeoisie und insbe­
sondere die Militaristen an der Spitze der Armee versuchten sich 
als treuer Vasall der Imperialisten zu profilieren und auf diese 
Weise im Nahen Osten eine "führende Rolle" zu spielen. Ame­
rikanische und türkische PolitiKer wetteiferten in Berechnun­
gen, die nachweisen sollten, daß es für die Imperialisten sehr 
viel billiger sei, tUrkische Soldaten in den Tod zu schicken, als 
amerikaf1ische. . 
Seit Ende des 2. Weltk rieges versuchten die USA, ihre Positio­
nen im Nahen Osten zu verstärken . Hierzu sollte ein nahöstli­
ches Gegenstück zur NATO gegründet werden, an dem neben 
den arabischen Staaten auch Pakistan, der Iran und die Türkei 
teilnehmen soll ten. Ein entsprechender Vorschlag seitens Eng­
lands, der USA und Frankreichs an die Türkei und an Ägypten 
scheiterte 1951 ,an der ägyptischen Ablehnung. 
Die Menderes-Regierung überna.hm die Rolle eines Vorkämp­
!srs fUr dieses antikommunistische Bündnis. Sie versuchte, ihre 
Nathbarn unter Druck zu setzen. 
1955 bildeten die Türkei, der Irak, der Iran, Pakistan und Eng­
land den Bagdad-Pakt (1959 in CENTO-Pakt umgetauft, d. 
Red.), der einen ersten Schrin dahin darstellen sollte. Im glei­
c~en Jahr vertrat die Türkei auf der Bandung-Konferenz der 
Nichtpaktgebundenen den Standpunkt der Imperialisten. Des­
gleiChen unterstützte sie in der UNO das imperialislische Frank­
reich gegen die Freiheitskämpfer Algeriens. 1956 stellte sie sich 
an die Seite Englands gegen das ägyptische Volk, das fUr die 
Nationalisierung des Suez-Kanals kämpfte. 1951 plante die tür­
kische Regierung eine militärische Intervention in Syrien, als 
dort Ansätze für eine antiimperialistische Entwicklung sichtbar 
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wurden. 
Ein Jahr später, 1958, als im Irak nationalistische Kräfte den re­
aktionären König Faysal stürzten, wurde der Einmarsch türki­
scher Truppen in letzter Minute von den Amerikanern ge­
stoppt, die es vorzogen, zunächst eine abwartende Haltung ein­
zunehmen. Bei der US-Aggression gegen den Libanon im glei­
chen Jahr benutzte die US- Luftwaffe ihre Basen.in der Türkei 
als Aufmarschgebiet fUr ihre Invasionstruppen, die aus der 
BRD eingeflogen wurden. Unter diesen Umständen ist es kein 
Wunder,"daß selbst die Presse der kapitalis tischen Länder die 
Türkei als "treuen Wachhund der Amerikaner" bezeichnete. 
Die erste ökonomische Konsequenz der Abhängigkeit vom Im­
perialismus war eine Abwertung der türkischen Währung im 
August 1946 um 541170. Gleichzeitig wurden die Industrialisie­
rungspläne unter dem Druck der amerikanischen Berater zur 
Seite gelegt. Stattdessen hob man die Importrestriktionen auf 
und begann mit einem massiven Import von Traktoren fUr die 
Großgrundbesitzer. Die Zahl der Traktoren, die 1946 noch 1356 
betrug, stieg auf das 21fache im Jahre 1954. Nach amerikani­
schen Berechnungen hatte diese sHirmische Mechanisierung die 
Vertreibung von etwa 1 Mio Bauern vom Lande zur Folge. 1 
1954 wurde ein Gesetz zur Förderung des ausländischen Kapi­
tals verabschiedet, das von einem gewissen C. RandalI, einem 
US~Unternehmer. der zugleich Sondervertreter der Regierung 
in Washington war, ausgearbeitet wurde. Das Mineralöl­
Gesetz, das den imperialistischen Konzernen den Zugang zu 
den tIlrkischen Bodenschätzen eröffnen sollte, wurde von M. 
Ball vorbereitet. der gleichzeitig Rechtsberater der amerikani­
schen Mineralöl-Konzerne war (beide Gesetze sind immer noch 
in Kraft!). 
Von 1946 bis 1956 wurde die Anbaufläche um mehr als 70070 
ausgedehnt. Die landwirtschaftliche Produktion konnte bis 
1953 um fast 40070 erhöht werden. Die so gestiegene Nachfrage 
der reichen Bauern führte zu einer Hochkonjunktur auch im 
nichtlandwirtschaftlichen Bereich. Doch bereits 1954 begannen 
wirtschaftliche SChwierigkeiten, da die extensive Landwirt­
schaft stark vom Wetter abhängig war und somit auch die Ex­
portmöglichkeiten einschränkte. Hinzu kam der relative Rück­
gang der landwirtschaftlichen Preise auf dem internationalen 
Markt. 

Niedergang unter Menderes 

Von 1953-56 fielen die Exporte um 23070 und erreichten erst 
1960 das Niveau von 1953. Der Importbedarf hingegen (Kon­
sumgüter, Zwischenprodukte, Investitionsgüter sowie RU­
stungsgüter) stieg überproportional. Die Auslandsschulden 
nahmen ständig zu. Die einsetzende Devisenknapphei{ führte 
zu ernsten VersoTgungsschwierigkeiten. Der Mangel an Ersatz­
teilen,legte den größten Teil der importierten Maschinen und 
Ausrüstungen lahm. Investitionen wurden gestoppt. Das reale 
Pro-Kopf-Einkommen ging ab 1954 zurUck und erreichte erst 
1958 wieder den Stand von 1953. Die Inflationsrate betrug 20llJo 
im Jahr und drückte insbesondere die Realeinkommen der 
Lohn- und Gehaltsempfänger. 
1958 konnte die türkische Regierung ihre fälligen Auslands­
schulden nich.t mehr bezahlen. Die imperialistischen Gläubiger 
diktierten der Menderes-Regierung die Bedingungen rur weitere 
Kredite: 1m August wurde die türkische Währung um 69070 ab­
gewertet. Ferner mußte die Regierung die Reduzierung der Sub­
ventionen für Großgrundbesitzer und das mittlere Bürgertum 
zusagen . 
Diese Maßnahmen zielten auf die Bekämpfung des chronischen 
Handelsdefizits. Sie erschüllenen aber die ökonomischen 
Grundlagen der herrschenden Koali tion von Großgrundbesit­
zern und Großbourgeoisie. Sie fUhrten unvermeidlich zur Ver­
schärfung der sich entwickelnden politischen Krise. 
Mit dem Beginn der wirtschaftlichen Schwierigkeiten hane die 
Menderes-Regierung ihre repressiven Maßnahmen auch gegen 
die bürgerliche Opposition ausgedehnt. Im April 1960 setzte die 
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Regierung gegen Studenten, die in Istanbul und An kara für 
Presse freiheit und demokratische Rechte demonstrierten, Jie 
Armee ein. Das Kriegsrecht wurde verhängt . 
Am 27. 5. 1960 unternahm eine kleine Gruppe von Offizieren 
einen unblutigen Staatsstreich. Die Regierung wurde verhaftet, 
das Parlament wurde aufgelöst. Das Komitee der Nationalen 
Einheit übernahm die Macht und versprach baldige Wahlen . 
Die Demokratische Partei wurde verboten. Eine neue Verfas­
sung, die im wesentlichen die Vorstellungen der nationalen 
Bourgeoisie umfaßte, wurde verabschiedet. Adnan Menderes 
und zwei weitere Minister wurden hingerichtet. 1961 fanden 
Wahlen statt und I. InönU wurde zum Ministerpräsidenten einer 
Koalitionsregierung. 
Am I. 5. 1960 wurde ein amerikanisches U-2 Spionage­
Flugzeug, das von der US-Luftwassenbasis Incirlik in der südli­
chen Türkei gestartet war, tid im Inneren der Sowjetu nion ab­
geschossen. Obwohl sich die türkische Regierung und die bür­
gerliche Opposition voll hinter die Amerikaner stellten und von 
der "Freiheit des Luftraumes" sprachen, machte die Tatsache, 
daß die verantwortlichen Stellen der Türkei von diesem Flug 
nicht unterrichtet waren, deutlich, welche Gefahren von den 
US-Stützpunkten in der Türkei ror das Land selbst in Friedens­
zeiten ausgingen. 
Schon seit 1959 hatten eine Reihe von Vorfällen, in die amerika· 
nische Cl' s verwickelt waren, der türkischen Öffentlichkeit ge­
zeigt, daß diese sich wie eine Besatzungsarmee benahmen und 
auch tatsächlich Rechte genossen, die mit der nationalen Souve­
ränität der Türkei unvereinbar waren. Trotzdem unterstlltzte 
die türkische Regierung unter I. Inö nü im Oktoher 1962 unein­
geschränkt die amerikanische Haltung des Spiels mit der nukle­
aren Katastrophe. als diese im Zuge der Kubakrise ihreTruppen 
auf der ganzen Welt für einen atomaren Angriff gegen die 
UdSSR in Alarmbereitschaft versetzten. 
Die turkische Bourgeoisie und die türkischen Militaristen an der 
Spitze der Armee mußten erst durch den US- Präsidenten L. B. 
Johnson in der Zypernkrise (1964) zurechtgewiesen werden, um 
einzusehen, daß selbst mit bedingtem Gehorsam gegenüber den 
USA kein Freiraum für nationalistische Sonder .... llnsche zu er· 
kaufen war. Erst danach begann sich eine " flexiblere" Außen­
politik abzuzeichnen. 1964 reiste der türkische Außenminister 
nach Moskau. im türkischen Generalstab wurde der Entwurf ei­
nes Abkommens vorbereitet, der den Stat us der US-Streitkräfte 
auf türkischem Boden neuresein sollte. Die Türkei lehnte es ab, 
an dem von den USA vorgesch lagenen Multilateral-Force 
(MLF) te ilzunehmen. 1967 beganng die Entwicklung der wirt­
schaftlichen Beziehungen mit der l,IdSS R, wobei diese der Tür· 
kei beim Aufbau der Schwerindustrie - was von den "westli­
chen Freunden der Türkei" abgelehnt wurde - half. 
Ein wesentlicher Faktor, der die herrschenden Klassen zu einer 
Neuorientierung der Außenpolitik zwang. war der Aufschwung 
der demokratischen und antiimperia listiSChen Bewegung in der 
Türkei. Auch in den 50er J ahren halle die brutale Unter-

drückung der Menderes-Regierung die Streikaktionen der Ar· 
beiterklasse nicht \'öllig verhindern kö nnen. 
Inzwischen war sie auch zahIenmllßig gewachsen. 1960 erreichte 
die Zahl der Arbeiter außerhafb der Landwirtschaft die Millio­
nengrenze. Unter dem Eindruck der sich insbesondere nach 
1960 häufenden Demonstrationen und Protestaktionen der Ar­
beiter wurde in der neuen Verfassung von 1961 das Streikrecht 
und die Koalit ionsfreiheit garantiert . Bis 1970 erhöhte sich .die 
Zahl der Gewerkschaftsmitglieder von 295000 auf das Sieben· 
fache . Waren noch 1963 lediglich für 9400 Arbeiter Tarifverträ­
ge abgeschlossen, so stieg diese Zahl 1970 auf mehr als 550000. 
Die Zahl der jährliCh Streikenden erhöhte sich neunzehnfach 
und betrug 1970 fast 26000. 1 

Viele dieser Streikationen waren unmittelbar gegen die US­
Stützpunkte und die NATO-Einrichtungen gerichtet. Die Reat­
lö hne der von der Sozialversicherung erfaßten Arbeiter (das ist 
die Minderheit) stieg von 1963- 70 um 26,7'7~.· Die trotzdem 
äußerst schlechten Arbeits- und Lebensbedingungen mögen mit 
einer einzigen Angabe veranschaulicht werden: Im 
Zeit raum 1963- 71 wurden 8,5 mal mehr Arbeitstage durch Ar· 
beitsunfälle verloren als durch Streik kämpfe. S 

Dynamik der demokralischen Bewegung 

Die Entfaltung der Arbeiterbewegung bewirkte auch eine gewis­
se lkmokratisierung. Zwar blieb die Kommunist.ische Partei 
und die Propagierung ihrer Ziele weiterhin verbOten, aber die 
PrCSS(:zensur und die Verfolgung fortsch rittlicher Persönlich­
keiten wurde eingeSChränk t. 1961 wurde von einigen Gewerk· 
schaftlern eine legale Arbeiterpartei der Türkei (TIP) gegrün­
det. Bei den Parlamentswahlen in 1965 konnten sie 15 Sitze ge­
winnen. 1967 folgte die .Gründung des progressiven Gewerk· 
schaftsbundes DISK . Antiimperialistische und demokratische 
Ideen gewannen unter der Jugend größeren Einfluß. Studenten 
und Arbeiter organisierten große Protestdemonst rationen g~ 
gen die "Besuche" der 6. US·Flotte und es gelang, die Häfen 
von den imperialistischen KriegsschiHen frei zu halten. 
Auch die armen und die landlosen Bauern beteiligten sich am 
antiimperialistischen Kampf. Landbesetzungen, Protestdemon­
strationen und Versammlungen wurden in allen Teilen der Tür· 
kei mit Beteiligung von zehntausenden Menschen durchgefUhrt. 
Das kurdische Volk organisierte in den kurdischen Gebieten 
große Kundgebungen, auf denen es die Anerkennung seiner de­
mokratischen Rechte forderte. Auch Lehrer, die in der Türkei 
traditionell eine aktive fortsc hrittliche Kraft darstellen, Ange­
stellte und Beamte bis hin zu den höchsten Richtern des Landes, 
beteiligten sich an den Demonstrationen und Kundgebungen, 
organisierten Sueiks. Die Forderung nach der Aufhebung der 
antidemokratischen Gesetze, dem Austritt aus der NATO. der 
Räumung der US-Stützpunkte und für eine Landreform, erfaß­
ten Millionen Menschen . 
Die Breite und die DY{lamik der demokratisch-antiimperia. 
listischen Bewegung und vor allem der wachsende Einfluß der 
Arbeiterklasse erschreckte die Reaktion. Gleichzeitig verschärf­
ten sich die Widersprtlche zwischen der nationalen Bourgeoisie 
und der Großbourgeoisie in Verbindung mit dcm Imperialismus 
einerseits. und zwischen den Großgrundbesitzern und der Bour­
geoisie andererseits. So rei ft e 1970 eine neue, tiefere Krise her· 
an, in der ökonomische und politische Faktoren sich gegenseitig 
verstärkten. 

Anmerkungen: 

I) D. Aveloglu, Milli Kurtulus Tarihi (Geschichte der Nat ionalen Jk.. 
rreiung), ßd. 111 , Istanbul 1974, S. t618 

2) K. H. Karpat, The Gccckondu: Rural Migration and Urbanlzation, 
London 1976, S. 56 

J) TIB, Türldye Isti Sinifi ve MUcadcleleri Tarihi (Geschichte der Ar­
beiterklasse der Türkei und ihrer Kämpfe), Ankara t976, S. 
t46-148 

4) Tlß, Tllrkiye .. . , a . a. 0 . , S. 131 
5) TIß, Türk iye . . .• a. a. 0 .. S. 14S 
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Naher Osten 
Wolfram Brönner 

Washingtoner Ausverkauf 

Die Ratifizierung des israelisch-agyplischen Separalfriedensver­
ITages am 26. März 1979 in Washington vervollständigte die 
Rahmenabkommen von Camp David vom September 1978 (sie­
he A lB 11 - 12/1978). Nachdem die darin verordnete Dreimo­
natsfrist längst verstrichen war, gelang es durch eine Initiative 
des US-Präsidenten Jimmy Carter den Separatfriedensvertrag 
(nebst einer Reihe ihm zugehöriger Zus8lzvereinbarungen: An­
hänge, Protokolle und Briefwechsel) doch noch nach Hause zu 
bringen. 
Anstoßpunkte der Feuerwehraktion waren das Desaster der 
USA im Iran, der wohl unaufhaltsame Zerfall des CENTO­
Paktes (Austritt des Iran und Pakistans) sowie die mit der irani­
schen Paneinahme für die Palästinensische Befreiungsfront 
(PlO) verbu ndene Stärkung der arabischen Nahostkonflikt­
parteien und radikalen Öistaaten. Die Carter-Adminisuation 
sucht diesen Posit ionseinbußen durch eine verstärkte eigene Mi­
litärpräsenz (flugzeugträger Conste llation, US- Basen auf dem 
Sinai oder in Haifa) und eine mili\ärpolitische Allianz Israel­
Ägypten entgegenzuwirken. 

Carters regionale Neuordnung 

Erste Voraussetzung dazu aber ist das Zustandebringen eines 
Seperatfriedens und stabiler, arbeitsleiliger Allianzbeziehungen 
zwischen Israel und Ägypten, der potentesten Industrie- und 
Militärmächte des arabischen Raumes. Zweite Voraussetzung 
ist die Aufspaltung der arabischen Front im Nahostkonflikl, 
wozu Z. Brzezinski im März d. J. nach Riad und Amman reiste, 
allerdings ohne ein Einschwenken der saudisch-jordanischen 
Monarchen auf Camp-David· Kurs zu erreiche.n. Auch diese re­
aktionären Regimes können nicht an der nahezu vollständigen 
lsoliertheit Sadats im arabischen Raum (nur Randstaaten wie 
Marokko, Oman und der Sudan bejahen derzeit seine Separat­
politik) . und dem kompletten Ausverkauf arabiseh~ 

pall stinensiseher Interessen und Rechte vorbei, den das Ver­
tragswerk von Camp DavidiWashington darstellt. 
Zunächst einmal · ist der israelisch-ägyptische Separatvertrag 
eben a lles andere als - wie es im Text des 26. März heißt -
"ein wichtiger Schritt auf der Suche nach einem umfassenden 
Frieden in der Region" I. Denn das rur einen umfassenden Frie­
den von den Vereinten Nationen bestimmte Forum der Genfer 
Nahostfriedenskonferenz wurde und wird durch die Separat­
geschafte ja gerade unterlaufen, solche Hauptparteien des 
Nahostkonflikts wie die PlO, Syrien, die Sowjetunion aus dem 
Verhandlungsprozeß ausgeschlossen. Allein Jordanien ist in 
den Vertragstexten hin und wieder namentlich benannt .' 
Zum anderen beinhaltet der Washingtoner Separatschacher das 
glatte Gegenteil eines gerechten Nahostfriedens, der alleine die 
Gewähr für eine dauerhafte Konfliktlösung bOte. Denn er igno­
riert die von der UNO zum Kernproblem des Naho~tkonflikts 

erklärre Palästinafrage, d. h. die nationalen Rechte des arabi­
schen Volkes Palästinas auf Selbstbestimmung, nationale Un­
abhängigkeit (Palästinenserstaat neben Irael) und Rückkehr 
und die essentielle Forderung nach Räumung aller 1967 okk~­
pierten Gebiete durch Israel. Das Separatvertragswerk hält die 
Existenz bzw. das nationale Selbstbestimmungsrecht des arabi-
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sehen Volkes Palästinas rur ebensowenig erwähnenswert wie die 
israelische Okkupation und RII..umurigspflicht der syrischen 
Golan-Höhen und Ostjerusalems. Lediglich die ägyptische 
Sinai-Halbinsel soll von den Besatzern geräumt werden, und 
Lwar innerhalb von 9 Monaten bis zur linie EI-Arisch Sharm­
el-Sheik (siehe Karte), dann innerhalb von 3 Jahren bis zur 
Grenzziehung des Jahres 1967. 

.. Selbslverwallung" - durt'h israelische Wehrdörfer! 

Wie es in der Zusatzvereinbarung zum \;Vestjordan- und Gaza­
gebiet heißt sollen innerhalb eines Monats Verhandlungen zwi­
sehen Ägypten, Israel und den USA "Ober die Modalitäten für 
die Schaffung einer zu wählenden Selbstverwaltungsbehörde 
(Verwaltungsrat)" aufgenommen werden, u!ld zwar mit oder 
oh ne Jordanien. "Palästinenser" können allenfalls als uneigen­
Ständiger Bestandteil der, Delegationen Ägyptens undloder J or­
daniens teilnehmen. Die israelischen Besatzu ngstruppen bleiben 
in "Sicherheitsstellungen" präsent, die zionistische Sied­
lungsexpansion ungeschoren. 
Das Ziel des Verhandlungsprozesses, so heißt es weiter, bestün­
de in der "Schaffung einer Selbstverwaltungsbehörde in West­
jordanien und im Gazastreiren ... , um den Einwohnern da­
durch zur vollen Autonomie zu verhelfen. Ägypten und Israel 
setzen sich selbst fü r den Abschluß der Verhandlungen eine 
Frist von einem Jahr, damit so rasch wie möglich nach einer Ei­
nigung der Parteien Wahlen stattfinden können." 
Die Begin-Regierung interpretiert diese sog. Selbslverwaltung 
als Freibrief zur Forderung ihrer Poli tik der voJiendeten Tatsa­
chen , sprich ihrer zionistischen Siedlungsexpansion. Neben der 



Bekanntgabe der Errichtung von 46 ..... eiteren Wehrdörfern ging 
sie schon am Tag nach der Washingtoner Venragsunterzeich· 
nung daran, im Gazastreifen die Schaffung eines" Verwal· 
lungsrales" einzuleiten. Diese Innung aber soll nicht etwa von 
der arabischen Be\·ölkerung. sondern von den israelischen Ein· 
..... ohnern der" Wehrdörfer" gewählt werden. Auch für das 
Westjordangebiet plant Israel die Installierung von vier derarti­
gen ., Verwaltungsräten' '. 
Angesichts dieser zionistischen Wi nkelzUge wird sonnenklar, 
warum Begin in den Separatverhandlungen so darauf beharrte, 
daß nie von der Bevölkerung, dem arabischen Volk der okku­
pierten Gebiete oder gar vom arabischen Volk Palästinas die 
Rede war. 
Eine eventuelle nachträgliche Einbeziehung von Mitgliedern 
oder Anhängern der PLO in den Separatverhandlungsprozeß 
zum Westjordangebiet (laut Segin .. Judäa und Samaria") und 
dem Gazastrei fen hat er ebenso kategorisch verneint, wohl aber 
ein weiter gOltiges angebliches jüdisches "Recht zur Besiede­
l~ng des Landes" reklamiert ... Wir werden niemals", so resU-

rriene Begin, "zu den Linien des 4. Juni 1967 zurückkehren. 
Wir werden niemals, unter keinen Umständen die Errichtungei. 
nes sog. Palästinastaates in J udäa, Samaria und dem Gazastrei· 
fen zulassen. Jerusalem wird für immer wiedervereint und un­
teilbar die ewige Hauptstadt Israels bleiben.": 
Dessen ungeachtet verpflichtete sich das Sadat-Regime im Wa­
shingtoner Separat vertrag zur endgUltigen Beendigung des 
Kriegszustandes und zur Anerkennung der Unverletzlichkeit 
der israelischen Souveränität in den Grenzen des ehemaligen 
Mandatspalästina (also einschließlich des 1948 von 
israeli JorClanien annektierten arabischen UN-Teilstaats Palä­
stina). 
Die ägyptische Bereitschaft zum Gewaltverzicht schließl auch 
jede Unterstützung des legitimen bewaffneten Kampfes zur Be­
freiung der von Israel weiterhin besetzten arabischen Territo­
rien aus, denn in Artikel 111 verpflichten heide Seiten "sich der 

Organisation, Anstiftung, Aufwiegelung, Unterstützung o<kr 
der Teilnahme an kriegerischen Aktionen oder Drohungen, 
Feindseligkeiten, Subversion oder Gewalt gegen die andere Sei­
te überall zu enthalten, und garantieren, daß Täter deraniger 
Akte vor Gericht gestellt werden." Schließlich konzediert 
Ägypten "die völlige Anerkennung, diplomatische, wirtschaft­
liche und kulturelle Beziehungen , Beendigung von Wirtschafts­
boykotten und diskrimierenden Schranken für freien Personen­
und Güterverkehr." 
So freigiebig sich Sadat im Ausverkauf von Rechten der ande­
ren arabischen Konfliktpart~ien gebährdete, so standhaft blieb 
er im Ringen um seinen von den USA als Gegenleistung gebote­
nen Judaslohn. 
Er beläuft sich auf eine künftig jährliche US-Militarhilfe an 
Ägypten von 1,5 Mrd Dollar, die noch aufgestockt ..... erden 
soll,falls Saudi Arabien sei ne derzeit auf jährlich 1,5 Mrd Dol­
lar geschätzten Finanzspritzen wirklich einstellen sollte. Er 
bdnhaltet die nunmehrige amerikanisch~ Lieferung von mo­
dernsten Waffen und di~ Enlsendung von ca. 5000 US­
Militärberatern in das Nilland. Er verheißt schließlich einen 
sog. "Marschall"-oder "Carter-Plan", der Ägyptens malade 
Wirtschaft in den nächsten 5 Jahren mit Kapitalhilfen in Höhe 
von insgesamt 15 Mrd Dollar (also jährlich 3 Mrd) sanieren soll. 
Seine Finanzierung möchten sich die USA mit der Bundesrepu­
blik und Japan teilen. Bei seinem Bonn-Besuch Anfang April 
d. J . erhielt Sadat von Bundeskanzler Helmut Schmidt eine er­
ste Zusage. Sie wurde von diesem mit dem Argumem gerecht­
fertigt, die Separatvereinbarungen seien ein "erster Schritt zum 
Frieden" und einer Isolierung Sadats gelte es entgegenzuarbei­
ten - Assistenzarbeit für Carter. 

Voralarm neuer Kriegszüge 

Israel erhielt von der earter-AdministratlOn gar die Zusiche­
rung einer jährlichen Rüstungshilfe in Höhe von 3 Mrd Dollar 
(bislang ca. I Mrd), einschließlich der vorfristigen Belieferung 
mit den modernsten US-Kampfnugzeugen F 16. Die in den letz­
ten Jahren et ..... a I Mrd Dollar an jahrlicher US-Winschaftshilfe 
für Israel wird fortgesetzt. In einem israelisch-amerikanischen 
Memorandum zum Separatfriedensvertrag1 verpflichtete sich 
die Carter.Regierung überdies zu besonderen "Sicherheits"· 
und .. Notverordnungs"·Garantien einschließlich einer ver­
stärkten US-Militärpräsenz sowie zur Blockade "jeder Aktion 
oder Resolution der Vereinten Nationen ... , ..... enn diese nach 
ihrer Auffassung den Friedensvertrag beeinträchtigen." Und 
sie garantiert die Ölversorgung Israels für die nächsten 15 Jah-

Die "amerikanische LOsung" enttarnt sich somit als gegen die 
UN·Nahostplanform gerichtete Operation, die mithilfe der 
Herauslösung Ägyptens aus der arabischen Front und der In· 
stallierung einer neuen Allianz Israel-Ägypten auf die gewaltsa· 

Prorellmal.a. Im Man d. J. In Bellur mit dei Fordllrung u. o. nom eInIIm 
• OlemblUgo gegen den US·/mpe/loJi,mut · 
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me Niederwerfung der arabischen Befreiungsbewegungen setzt. 
Die noch gigantischere Aufrüstung Israels und Ägyptens, die 
Sttllegung ausschließlich der israelisch-Itgyptischen Grenze ver­
schafft beiden Verbündeten freie Hand und Stärke, um zu neu­
en Interventionsakten bzw. Kriegszügen gegen ihre antiimperia­
listischen Hauptkontrahenten anzutreten. 
Die israelische Armee und ihre rtthts libanesischen, isolationi­
stischen Verbündeten neffen gegenwltrtig Vorbereitung für ei­
nen neuen Großangriff -' nach Israels SUdlibanoninvasion im 
März 1978 - auf die Positionen der PLOt der nalionalprogres­
siven libanesischen Ikwegung und Syriens im Libanon. Im ok­
kupierten West jordan- und Gazagebiet setzte man die Besatzer­
truppen in Alarmbereitschaft und gi ng mit verschärften Unter­
drtlckungsprakliken gegen die paläStinensischen Massenakti0-
nen vor. 
Wie hier Israel auf die Zerschlagung des Widerstandes der palä­
stinensischen Massenbewegu ng und Syriens gegen eine "ameri­
kanisehe Lösung" zusteuert, so soll Ägypten fortan die irani­
sche Gendarmenrolle auf der Arabischen Halbinsel ausrollen 
(7000 Mann der ägYPtischen Armee wurden bereits in Oman 
stationiert) und das anti imperialistische Libyen in die Knie 
zwingen. Das signalisieren starke T ruppenverlagerungen vom 
Sinai an die ägyptische Westfront. 

Die IlrabiS(he Kllmprllnsllge: Boykotl 

Die Breite und Entschiedenheit der arabischen Absage an die 
Vereinbarungen von Camp David und Washingion hat jedoch 
gezeigt, daß die Durchsetzung dieses Separatgeschltfts kein Spa. 
ziergang zu werden verspricht. 
Die einhellige Antwort der PLO, der arabischen Palästinenser 
in und außerhalb der besetzten Gebiete, der Arabischen Front 
der Standhaftigkeit auf ihrer J. Gipfelkonferenz von Damaskus 
im September 1978 und der 9. Arabischen Gipfelkonferenz von 
Bagdad im November 1978 bestAnd in einer Kampfansage und 
gemeinsamen Gegenakt ion .• Die palästinensischen Bürgermei­
ster der okkupierten Gebiete wiesen die projektierte Scheinau­
tonomie zurtlck und mobilisierten zu Massendemonstrationen. 
Anfang März und am 26.127. März d.J. beteiligten sich hun-

,---- Beschlagnahme von AI Ahalii--, 
Landesgericht, erste Instan"t, K. lro-Süd, 6. 8. 1978 
Urteil: Die Beschlagnahme der Tageszeitung AI Ahali, Nr. 2312. 8. 
1978 ist rechtens, 
U rteilsbtgrii ndung: 
. ' .. Erstens, die auf Seite 1 und 4 abgedruckten Artikel mit dem Ti­
tel: " Was wird 'aus der Sadat·l ni,iative nachdem Israel darauf be­
harr! , daß Sicherheit gleich Land iSI?", läßI an der Richtigkeit der 
Position des Prlsidenten Zweifel aufkommen ... Sadat hat in weni­
gen Jahren das erreicht, wovon viele nicht einmal zu trlumen wagten. 
Er gab dem Igyptischen Volk seine Würde und Souverinitllt wieder. 
Die Kammer unterstreicht diese Tatsache nicht, weil Sadat an der 
Macht ist, sondern nur der historischen Wahrheitsfindu ng wegen . .. 
Wenn heute ein Lügner diese Position des Mannes anzuzweifeln 
wagt, $0 stellt das eine HeIZe dar, die der öffentlichen Ordnung zuwi­
derläurt. 
Zweitens, der auf der Seite der beschlagnahmten Zeitung erschienene 
Artikel mit dem Ti tel "Tagesabtauf einer BOrgerin auf dem Markt" 
enthält satze, die Haß zwischen den Klassen zu schürel) vermögen, 
was f t02 des Strafgesetzes Nr. 198 erfü tlt_ 
Auf Seite zwei der btichlagnahmten Nummer erschienen zwei Anikel 
mit dem Titel" Vt. Tagung der AuDenminister der Nichtpaktgebun­
denen Staaten" und "Sie nennen es national". In diesem Artikel wird 
öle militärische Intervention der Sowjctunion und Kubas gerechtfer­
tigt. Das geschieht in einer Zeit, wo es die beiden genannten Staaten 
mit ihrer Intervention in Äthiopien auf die Liquidierung der arabisch­
somalisehen Revolutionäre in Ogaden und die Moslems Eri treas ab­
gesehen haben. Dicse I ntervcntion in Schutz zu nehmen, siellt eine 
Beleidigung der arabisch-islamischen GefUhle dar. Es erregt die 
Volksscc: le und stellt cine Störung der öffentlichen Ordnung dar. 
(Quelle: Flugschrift der Partei dcr National-Progressiv-Unio­
nistischen Sammlung, Kairo 1978) 
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derttausende Palästinenser und Libanesen an Generalstreiks im 
Westjordangebict, Gaza und Beiru t; Millionen demonstrierten 
in Bagdad, Damaskus. Tripolis, A mman und anderen arabi­
schen Hauptstädten gegen die US~Nahostpolitik und Sadats 
Washingtoner Kapitula tion. 
Auf der 9. Arabischen Gipfelkonferenz im November 1978 hat­
ten die arabischen Staaten sich bereits auf einen gemeinsamen 
Militär-Gegenplan, die Einrichtung eines jährliChen Fonds von 
3,5 Mrd Dollar ru r die arabischen Fronlparteien (ink lusive des 
hierdurch standhafter gemachten Jordanien) und auf Boyko'lI­
maßnahmen gegen Ägypten im Falle eines Separat friedens­
schlusses geeinigt. Ende März d . J . berieten die Außen- und 
Wirtschaftsminister von Ig arabischen Ländern und die PLO in 
Bagdad dartlber, welche amiägyptischen Sank tionen im einzel­
nen angewandt werden sollten. 
PLO-Vorsitzender Yassir Arafat forderte in Bagdad den Ab­
bruch a ller politischen und wirtschaft lichen Beziehungen zU 
Ägypten, die Mobilisierung der arabischen Massen u.a_ in 
Slreikaktionen. Er forderte den Kampf nicht nur gegen Sadat, 
sondern gleichermaßen gegen die USA: " Ich will den Kopf (der 
Schlange~ zermalmen. Die USA sind ihr Kopf und Sadat der 
Schwanz." Y. Arafat rief zum Boykott der arabischen Welt auch 
gegen die USA auf und forderte den Einsatz der arabischen Öl­
waffe. 
Saudi Arabien und die anderen konservativen Ölstaaten konnten 
zwar die Anwendung derartig radikaler Sanktionen gegen die 
USA in Bagdad (noch) abblocken, doch verurteilten sie die 
Nahost-Separatdiplomatie der USA mit, uriterstützten auch die 
politisch-wirtschaftlichen Boykottaktionen gegen Ägypten (siehe 
nachstehenden Wortlaut der Bagdader Erklärung vom 31. 3. 
1979) . 

Opposition auch in Ägyplen 

Der Verrat des Sadat-Regimes hat schließlich auch in Ägypten 
tfOtz der rigiden Praktizierung der Unterdrückungsgesetze vom 
Februar 1977 (A ndrohung lebenslänglicher Haft bei Streiks, Ver­
sammlungen gegen den "allgemeinen Frieden"; Massenverhaf­
tungen, Publikationsverbote usw.) eine beachtliche Widerstands-: 
bewegung hervorgerufen. Die Verurteilung der Verträge von 
Camp David/ Washington reicht von der - durch den Volkssieg 
im Iran animierten - religiösen Opposition (einschließlich kon­
servati\'er Moslembrtlder) tlber nationalbourgeoise Armeekreise 
bis hin zu Linksnasseristen unct Marxisten. 
Die von Kahled Mohe<ldien geleitete Partei der Nationalpro­
gressiv-UnionistiSChen Sammlung - PNP, die diese Linkskräfte 
anfUhrt, haI ungeachtet des Verbots ihres Organs Al Ahali (siehe 
Verbotsurteil) , des Ausschlusses ihrer gewählten Abgeordneten 
aus dem Parlament, von PolizeillberllUien auf ihre Büros und 
Verhaftungen von Hunderten ihrer Aktivisten, öffentliche Mas­
senproteste, Flugblattaktionen und ähnlich wirksame Manifesta­
tinnen durchgeführt. Sadats persönlich angeheizte Denunzie-



rungskampagne gegen die PNP, die illegale Ägyptische Kommu­
nistische Panei (siehe nachstehende PNP-und ÄKP-Dokumente 
zu Camp David) und andere LinkskrAfie vermochte die breite 
Opposition gegen sein Separatpolitik nicht enlscheidend einzu­
schOchtem. 
Das Beispiel etwa der Erklärung der vier al ten "Freien Offiziere" 
(s iehe Dokument), der sich auch ihr Kollege Khaled Moheddien 
nachträglich anschloß, ist dabei kein Einzelfall. Beachtlichen 
Einnuß auf die ägyptischen Streitkräfte haben gerade auch die 
von Algerien, Libyen u. a. ausgestrahlten Reden des prominenten 
Helden .der SueZilberquerung im Oktoberkrieg, General S. E. 
Shazli, der wie die islamische Opposition zum Sturz Sadats auf­
gerufen hat. "Ein Geist der Re,'olte", so erkläne Shazli am 11. 
Oktober 1978, "breitet sich gegenv.-anig in den Reihen der Streit­
krAfie aus, die ihr Augenmerk am stärksten auf d ie Vereinbarun­
gen von Camp David gerichtet haben."6 

In der Armee: ein " Geisl der Revolte" 

Daß sich in der Tat innerhalb der ägyptischen Armee ernstzu­
nehmende oppositionelle Strömungen formiert haben, dafOr 
mehrten sich die Anzeichen. 
Im November 1978 wurden 7] Offiziere unter der Beschuldi­
gung verhaftet, an der Gründung einer "neuen Organisation 
Freier Offiziere" innerhalb der Armee teilgenommen zu haben. 
Im Dezember verhaftete man 62 junge Armeeoffiziere wegen ei­
nes angeblichen Mordplanes gegen Sadat. Der gleichen Tatab­
sicht verdächtigte man unmillelbar danach 14 hoch- und millel­
rangige Ofliziere, die nach der Veneilung von Flugblällern ge­
gen Sadats antipalästinensische und anti libysche Politik fes tge­
nommen wurden. Veneidigungsminister Abdcl G. Gamassi, der 
von seiner Funktion suspendiert wurde, sagen arabische Stim­
men Verbindungen zu diesen nationaldemokratischen Kräflen 
nach. 1 

Ganz offenkundig haben demnach die Appelle der ahen Freien 

Offiziere und des ehemaligen Generalstabschefs Shazli in der 
Ilgyptischen Armee Resonanz gefunden. Die stürmischen Mini­
sterwechsel in Sadats Regierungskabineuen zeugen schließlich 
von nicht unerheblichen Differenzen auch innerhalb der Spit­
zen des staatsbOrokratisch-bourgeoisen herrschenden Blocks. 
Insofern erscheint Sadats Posit ion im Falle des Bestands einer 
breiten, standhaften a rabischen Gegenfronl gegen die Separat­
geschäfte von Camp David/Washington keineswegs unerschOt­
terlieh. 
Yassir Arafat der US-Präs ident Carter bescheinigte, mi t seiner 
Verschwörung gegen das palästinensiche Volk und die arabi­
schen Interessen " Dynamit in diese Region geschleudert" zu 
haben, könnte recht behalten: Der "amerikanisch-israelisch­
ägyptische Block" , so seine Prognose, werde geradeso wie der 
CENTO-Pakt zerbrechen. I 
So gesehen könnte sich Carters vermeintliche Washingtoner 
"Großtat von historischer Bedeutung" - so Bundeskal)zler 
Helmut Schmidt zum Separatabkommen des 26. März9 - mög­
licherweise a ls "historisches" regionales Debakel NT. 2 nach 
dem Iran erweisen. 

Anmerkungen: 

I) Wortlaut des Scparatvertrags und seiner inbegriffenen Zusatzver­
einbarungen in: Neue Zürcher Zeituni. Zürich, Fernausgabe, 28. J. 
1979 

2) Btgin- Interview in: News ..... eck. New York, 2. 4. 1979 
1) Wortlaut in: Süddeutsche Zeitung, JO. J. t979 
4) Dokumente des 1.1. Palästinensischen Nationalrats, pallstinensi­

scher Bürgermeister, der erwlhnten Gipfelkonferenzen der Stand­
haftigkeitsfront und der Arabischen Liga siehe in: AlB J/ 1979, 
It-I2I1978 und 111979 

5) Time, New York, 9. 4. 1979 
6) AfriqueAsie, Paris, 13. 11. 1979 . 
7) Vgl. -ebenda und West Asia DiaTY, Neu DeJhi. NT. 5/29. 1.- 4. 2. 

1979, S. 1427 
8) Time, 9. 4. 1979 und Frankfurter Allgemeine Zeitung, 27. 3. 1979 
9) Time, 9. 4. 1979 

Beschlüsse des Arabischen Gipfels 
in Bagdad vom 27.-31. 3. 1979 

Die Regierung der Arabischen Republik Äiypttn hat die Beschlüsse der 
Arabischen Gipfelkonferenz, vor allem die der 6. und 7. Konferenz in 
Algier und Rabat mißachtet, ebenso die Beschlüsse der 9. Arabischen 
Gipfelkonferen~ vor allem die Aufrorderullj; der arabischen Könige, 
Prlsidenten und Emire, keine FriC"densabkommen mit dem zionisti­
schen Feind zu unterzeichnen. 
Am 26. ]. 1979 hat die 19yptische Regieruni solch ein Abkommen un­
terschrieben. Damit hat sie die arabische Einheitsfront verlassen und 
sich dafür entschiC"den, in Kollabora tion mit den USA in einer Front 
mit dem zionistischen Feind zu stehen. Sie hat im Alleingang die Sache 
des arabisch-zionistischen Kampfes verllußert, die Rechte der arabi­
sch~n Nation ' ·erletzt und hat die Zukunft. den Kampf und die Ziele 
der Nation großen Gefahren und Herausforderunien ausgesetzt. Die 
lIgyptische Regierung hat ihre nationale Pflicht aufgeieben, ·die besetz­
ten arabischen Territorien. vor allem Jerusalem, zu befreien und die 
un,·erlluBerlichen nationalen Rechte des arabisch-pala.stinensischen 
Volkes. sein Recht auf Rückkehr, Selbstbestimmung und Aufbau eines 
unabhllniiien nationalen Staates auf seinem nationalen Territorium, 
M·iederheTZus.tellen. 
Um die arabische Solidaritllt und Einheitsfront im Kampf für die 
Schicksalsfrage der Araber zu wahren, aus Hochachtung vor dem 
K.ampf des arabisch-llgyptischen Volkes und .seiner Opfer für die arabi· 
sehe Sache, vor allem für die PalliStinafrage, in Ausführung der Be­
schlUsse, die die 9. Arabische Gipfelkonferenz, die vom 2.-5. Novem­
ber in Bagdad auf Einladung der Regierung der trakischen Republik 
stattgefunden hat. angenommen hat, tagte in ßagdad vom 27.-31. 3. 
1979 eine SitlUng des Plenums der Liga der Arabischen Staaten au( der 
Ebene der Außen- und Winschafuminister. Im Liehte der BeschlOsse 
der 9. Gipfelkonferenz .... 'Urden die letzten Entwicklungen des arabisch-

~ionistischen Konflikts studiert, vor allem nachdem die ägyptische Re­
gierung das Friedensabkommen mit dem zionistischen Feind am 26. 
MATZ t979 unter~ekhnet hat. 

Abbruch politischer Beziehungen 

Die arabischen Außenminister haben folgendes beschlossen: 
J.a) Die sofortige Abreise aller arabischen Botschafter aus Ägypten. 
b) Den Abbruch der politischen und diptomatischen Beziehungen mi t 
der lIgyptischen Regierung zu empfehlen; die arabischen Reiierungen 
sollen innerhalb eines Monats - gemaß den in jedem Land gottigen 
Verfassungsbestimmungen - die dazu notwendigen Maßnahmen er­
greifen. 
1.) Die Mitgliedschaft der Arabischen Republik Ägypten in der Liga 
der Arabischen Staaten ist vom Zeitpunkt der Unterzci<:hnung des Frie­
dens.·ertragcs mit dem ~ionistischen Feind storniert. Das bedeutet den 
VerluSt aller Rechte als Mitglied. 
3.a) Vom Datum der Unterzeichnung dcs Vertrages zwischen der lIi)'P" 
tischen Regierung und dem zionistischen Feind gilt Tunis, die Haupt· 
stadt der Tunesischen Republik , als provisorischer Sitz der Liga der 
Arabischen Staaten, ihres Generatsekretariats, der Ministcraussch(ls..~c 
und der stllndigen Fachausschüsse. Alle Organisationen, lokale und in· 
ternationale Institutionen solten davon unterrkhlet werden. daß die 
Regierungen der Arabischen Liga über ihr Generalsekretarial in dem 
neuen prol·isorischen Sitz errekhbar sind. 
b) Die tunesische Regierung wird gebelen. jede mögliche Hilfe rur den 
provisorischen Siu: und ~ine Angcstellten zur Verfügung zu stellen. 
c) Aus Vertretern des Irak, Syriens. Tuncsiens. Ku ..... eiu, Saudi Ara-
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biens und Algeriens und des Generalsek retariats der Arabischen Liaa 
wird eine Kommission gebildet, die diese BeschlOsse ausrohr! und die 
Mitgliedsstaa ten auffordert, die notwendige UnterstOtzung zu geben. 
Die Kommission hat alle Befuanisse des Liga-Rates, die die Umsetzung 
dieses Beschlusses erforden, darunter den Schutz des Eigentums, der 
Konten, der Dokumente und Akten der Liga. Sie kann die nO(wendi,en 
Maßnahmen erarrifen, falls die äayptische Regierung den Sitz der Ara­
bischen Liga zu behindern oder ihre Rechte und ihr Eiaemum anzuta­
sten versucht. Der Umzug in den provisorischen Si tz muß innerhalb 
von zwei Monaten vom heutigen T ag an abgeschlossen sein. Die Frist 
kann auf Beschluß der Kommission um rinen Monat verlängert wu­
den. Die Kommission legt dem Rat der Arabischen Liga bei der nach­
Slen Sitzung einen Bericht llber die ErfOliuna ihrer Aufgabe vor. 
d) Die Kommission erhält S Mio U5-Dollar, um die Kosten fIIr den 
T ransport zu decken. Der Betrag wird aus dem Haushalt der verschie­
denen FondS abgelioben. Die Kommission hat das Rt'(:ht, Ober diesen 
Betrag hinauszugehen. Sie oder ihre Beauftragten llberwachen die Ver­
wendullg der Gelder. Die Kosten werden von den Mitgliedsstaaten ae­
maß ihrem Jahresbeitrag zum liaa-Haushalt aelahll. 
e) Die Angestellten des Sekretariats ziehen "om st.lndigen in den provi· 
$Orischen Sitz innerhalb der Zeitspanne, die in Je des Beschlusses ange­
geben ist, um. Die in J erwähnte Kommission erhält die Befugnis, ihnen 
die finanziellen Enuchlldigunaen zu lahlen, die dem Lebensstandard 
im .neuen Sitz angemessen sind. und ihre Angelegenheiten so zu gesta l­
ten. bis eine dauernde Regeluna dafllr j!.efunden ist. 

4, Die Organisationen. Institutionen, 8chOrden und FachverblInde, 
die in liste I aufgefllhrt sind, sollen die notwendigen Maßnahmen er· 
greifen, um die ägyptische Mitgliedschaft einzufrieren. Soweit einige 
von ihnen ihren Sitz in Ägypten haben, soll dieser vorObergehend in an· 
dere arabische Staaten verlegt werden. nach dem Beispiel des General· 
seJ,;.retariats der Arabischen Liga. Die Exekutivkomitet$ dieser Organi­
sat ionen sollten sofort zusammentreten, um diesen Beschluß in der 
Zeitspanne, wie sie in Je angegeben iSt, durchzufIIhren. 
5. ' Es soll daraufhingearbeitCl werden. die Mitaliedschaft der Arabi­
schen Republik Ägypten in der Nichtpaktgebundcnenbewegung. in der 
Islamischen Konferenz und der Organisation fOr Afrikanische Einheit 
einzufrieren. weil es die BeschlOsse jener Organisationen, die den 
arilbisch-zionistischen Konfliki betreffen, yerlelzt hat. 
6. Die Zusammenarbeit mit dem arabischen Brudervolk in ' Ägypten 
soll fongcsctzt werden, außer mit denen, die direkt oder indirekt mit 
dem zionistischen Feind zusammenarbeiten. 
7. Die Mitgliedsstaaten sollen die ausUlndischen Staaten von ihrer Hal­
tuni zum ägyptisch·israelischen Vertrag unterrichten und sie auffor· 
dern. diesen Vertrag nicht zu unterstOtzen, ..... ei l er einen Angriff gegen 
die Rel.:hte des palastinensischen Volkes und der arabischen Nation dar· 
stel lt lind die Sicherheit und den WeltfrIeden bedroht. 
8. Die Politik der USA, ihre Rolle bei der Unterzeichnu ng der Abkom­
men von Camp David und des Igyptisch·israelischen Vertrages wird 
veruneil!. 
9, Alle Maßnahmen, die in diesem Beschluß festgelegt sind, gelten als 
provisorische und kOnnen durch eine: Entscheidung des Rates der Ara­
bischen Liga annullien ..... erden, sobald die Bedingungen, unter denen 
sie entstanden sind , beseitigt sind. 
10, Die arabischen StaateQ sollen die Gesetze und Beschillssc, die roT 
die Durchfllhrung dicscr Entscheidung notw~dig sind, erlassen 

W lrtschartsboykott gegen Ägypten 

Der Rat der Arabischen Liga hat - auf der Ebene der Außenrninlster 
- noch folgendes beschlossen: 
I. Alle Kredite, Einzahlungen, BOrgschaften. Beteiligungen, finanziel· 
le, materielle oder tel.:hnische H ilfe sei lens der arabischen Regierungen 
an die ägyptische Regierung und ihre Institutionen werden gestoppt. 
2. Es ist untersagt, ökonomische Unterstützuna aus den Fonds. Ban· 
ken und den arabischen wirtschaftlichen Institutionen, die im Rahmen 
der Arabischen Liga und der gemeinsamen arabischen Kooperation be­
stehen, an die Igyptische Regierung und ihre Institutionen zu ge .... äh· 
reD. 
J. Die arabischen Regierungen und Institutionen erwerben keine All. · 
t ien, Anleihen und Allgemeinen Schuldscheine. die die Igyptische Re­
gierung und ihre Finanzinstitutionen ausgeben. 
4. Als Folge des Einfrierens der Mitgliedschaft der agyptischen Regie­
rung in der Arabischen Liga wird ihre Mitgliedschaft in den Institutio­
nen. Fonds und Organisationen. die ihr angegliedert sind, ebenfalls ein­
gefroren. Die 19yptische Rcgierung und ihre Institutionen dllrfen aus 
ihnen keinen Nutzen mehr ziehen. Die unter ihnen. die sich in Ägypten 
befinden, sollen provisorisch in andere arabische Staaten verlegt wer· 
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den (Anh .. ng Nr. 2). 
S. In Anbetracht dessen, daß der unselige Igyptisch-israelische Vertrag 
und seine Folgeabkommen Ägypten verpnichten, Öl an Israel zu ver­
kaufen, stornieren die arabischen Staaten alle Lieferungen an 01 und 
ÖlproduktCD ror Ägypten. 
6. Der Handel mit den privaten und staatlichen Inst itutionen Ägyp­
tens, vor allem mit denen, die mit dem zionistischen Feind zusammen­
arbeiten, ist untersagt. 
1. Der WirtschaftsboykOtt: 
a) Die Gesetze des arabischen Boykotts: seine Grundsätze und Best im­
mungen werden auf die Firmen, Inst itutionen und Einzelpcrsonen in 
der Arabischen Republik Ägypten, die direkt oder indirekt mit dem 
zionistischen Feind zusammenarbeiten. angewandt. Das arabische Boy· 
kOllbllro soll dies durchfIIhren. 
b) Die Festlegung in Unterpunkt a betrifft die kulturellen, geistigen 
und kOnstIerischen Werke, die die Zusammenarbeit mit dem zionisli· 
schen Feind propagieren oder in irgendeinem Zusammenhang mit sei· 
nen Institutionen stehen. 
c) Die arabischen Staaten betonen, daß es wichlig ist, die Zusammen· 
arbeit mit den nationalen Igyplischen Einrichtungen. d ie sich .... ·eigern, 
mit dem zionislischen Feind zusammenzuarbeiten, zu verstärken. Sie 
sollen ermutigt werden, in ihren Bereichen in den arabischen Staaten zu 
arbeiten. 
d) Die arabischen Staaten betonen, daß es notwendig ist, die Gefühle 
der Angehörigen des Igyptisch·arabischen Volkes, die in den arabi­
schen Staaten arbeiten und ihre Interessen zu wahren und ihre Zugehö­
rigkeit zur arabischen Nation zu verstärken. 
e) Die ·Ro lle des arabischen Boykotts soll gestärkt und sein Druck in 
dieser Phase erhOht werden. Um zu bekraftigen, daß alle arabischen 
Staaten sich an die Bestimmungen des Boykotts halten, wird der stell· 
vertrClende Generalsekretlr für Wirtschafl$fragcn beauftragt, das zcn~ 

trale Büro des Boykotts in Damaskus direkt zu leiten. Er erhllt die not­
..... endigen Ikfugnissc. um es zu reorganisieren und zu stll tzen und um 
die notwendigen Vorschlage zur Entwicklung der Mittel, des Inhalts 
und Umfangs des BoykottS zu machen. Er soll der I. RalSsitzung Be­
richt datOber erstatten. 
8. Die UNO wird aufSeforden, ihre BllrO$, die für die arabische Re­
gion zustandig sind. aus der Arabischen Republik Ägypten in irgendei­
nc: andere arabische Hauptstadt zu verlCjen. Die arabischen Staaten 
unternehmen einheitliche Bemühungen in dieser Richtung. 
9. Das Genera lsekrelariat der Arabischen Liga wird beauftragt, den 
Stand der gemeinsamen arabischen Projekte zu untersuchen. um die 
Maßnahmen zu ergreifen, die not ..... endig sind fOr den Schutz der arabi· 
schen Nation. Das GeneralsekrClariat legt seine Vorschläge dem Rat 
der Arabischen Liga bei seiner nächsten Sitzung V(W. 

10, Den zionist ischen Pillnen muß mit einer arabischen Strategie fIIr die 
Okonomische Konfrontation begegnet werden, die die arabischen sub­
jektiven Krä fte einsetzt und die a rabische ökonomische Zusammenar­
beit in allen Bereichen verwirklicht. Sie soll das Wachstum in jedem 
Land im Rahmen der gC$8. mtarabischen Perspektive stärken und die ge­
meinsamen arabischen Projekte ermutigen und erweitern, die dem Ziel 
der Befreiung. des FortSChritts und des arabischen ökonomischen Auf· 
baus dienen; das, was an Projekten besteht, soll untentOnt werden. 
Die Waffe des arabischen Wirtschaftsbo~'kotts soll in ihren Methoden, 
in ihrer Organisation und ihrem Inhalt ent ..... ickelt werden. 
Die internationalen Beziehungen sollen "ervielfältigt werden. insbe~n· 
dere mit den Entwicklungsländern. Das Generalsekretariat der Arabi· 
schen Liga legt in KIlTZe die notwendigen Studien, die die Strategie der 
gemeinsamen arabischen Zusammenarbeit behandeln, dem arabischen 
Winschaftsrat bei seiner kommenden Sitzungspl.'riodc vor, um damit 
die Einladung für die nlchste arabische Wirtschaftskonferenz vorzube-
feiten. 
11 . Die Kommission, die in Je der BeschlOsse der arabischen Außenmi· 
nister er ..... ahnt ist, wird beauftragt, die Durchführung dieser BeschlOsse 
zu llberwachen und einen Bericht an den Rat der Arabis.chcn Liga bei 
seiner nachsten Sitzung vorzulegen. 
IZ. Die arabischen Staaten erlassen die notwendigen Maßnahmen und 
Geselle. die die Durchfllhrung dieser BeschlOsse verlangt. 
IJ. Diese Maßnahmen. die die arabischen Außen- und Wirtschafts rni· 
nister er,riffen haben. stellen das ~Iinimum an Maßnahmen dar. das 
not ..... endig ist, um den Gefahren des "ertrages zu begegnen. Den einzel­
nen Regierungen wird Oberlassen, das zu unternehmen, was sie darüber 
hinaus ror notwendig erachten. 
14. Die arabischen Außen· und Wirtschaftsminister fordern die arabi­
sche Nation in allen ihren Staaten auf, die wirtschaftlichen Maßnah· 
men gegen den zionistischen Feind und das ägyptische Reaime zu unter­
~tatzcn . 

(Quelle: Palastina BullClin, Bonn, NT. 14/ S. 4. 1979. S.4-9) 



Partei der Nationalprogressiven 

Alternative zu Camp David 
I. Die Vereinbarungen von Camp David, von den Regierungen der 
USA, Ägyptens und Israels unteneichnet, befinden sich in Form und 
Inhalt außerhalb der internationalen Lcgi,imitJl.t, die durch die Be­
schlOsse der UNO und ihrer UnteroTganis.ationen verkörpert wird. 
Sie widersprechen einerseits den Grundlagen der international aner­
kann ten politischen LOsung, andererseits stellen sie eine illegale Aller­
native zur "GenfeT Formel" dar. Eine Tatsache, die zu RückschLagen 
in der Region und in der Welt und zu Konfliktsituationen mit weitrei­
chenden Konsequenzen fUhren wird. 
Die logische- und legitime Berichtigung - was auch notwendig und 
möglich ist - des Geschehens in Camp David besteht in der sofortigen 
Einberufung einer Konferenz auf der Grundlage der "Genfer Formel" . 
Dort sollen diese Vereinbarungen als US·LOsungsvorschläge vorgelegt 
werden. Alle anderen internat ional legitimierten Konferenzteilnehmer, 
einschließlich der P LO. sollen das Recht haben. GegenvorschUlge zu 
machen. 
Unserer Einschllllung nach wllrde die internationale Rechtslage die So­
wjetunion. Syrien und J ordanien legitimieren im Einvernehmen mit 
dem UN·Generalsekretllr gemllß der diesbezllglich gefaßten Beschlüsse 
die Genfer Konferenz sofort einzuberufen. 
2. Eine ger«hte und umfassende LOsung des Konflikts. ausgearbeitet 
in Genf unter Aufsicht der internationalen Legitimitat. wird von Israel 
erst dann akzeptiert, wenn man die Einsicht gewonnen hat. daß keine 
andere Alternative möglich ist. Daher kann so eine LOsung nur durch· 
gesetzt werden. wenn die eigene arabische Kraft ausgebaut und wenn 
alle im Besitz der arabischen Nation befindlichen effekt iven Mittel voll 
eingesetzt werden. wie die Waffe des Öls und die Öteinnahmen. 
J . Garantierung der Kontinuitat des palästinensischen Widerstands 
und Verstärkung seiner politischen und militär ischen Aktivitäten in den 

Freie Offiziere 

Die heutige Entwicklung im uben unserer ägyptischen Heimat und uno 
serer arabischen Nation wird gefährliche Auswirkungen auf die Gegen· 
wart und die Zukunft der Heimat und der Nation haben . Wir (die Frei· 
en Offiziere, die unter G. A. Nasser die ägyptische Revolution anfUhr­
ten, d. Red.), Mitglieder des Revolutionsrates vom 23. Juli, die noch 
am Leben sind, betrachten es als unsere nationale Pflicht, unsere Mei­
nung zum heutigen Geschehen kundzutun. 
Sie, Herr Präsident, sollen vorweg wissen uns alle Bllrger des Landes 
sollen es auch wissen, daß wir uns wie unser Volk nach Frieden sehnen 
lind daß unser teue.Ster Wunsch die Befreiung unseres Bodens von der 
Schmach der Besetzung ist. Wir wissen aber, daß es einen Unterschied 
gibt. zwischen einem wahren Frieden, der Ger«htigkeit, Souveränität 
lind Sicherung der nationalen Integrit!t zum Inhalt hat, und einem an· 
deren fa lschen Frieden. der weder gerecht noch sicher ist, der aber den 
langjährigen Kampf und die Hoffnungen der Zukunft zunichte macht. 
Nach der von uns vorgelegten Analyse der Vereinbarungen (von Camp 
David) sind wir uns der großen Gefahren bewußt di~ auf uns lauern, 
dieselben Gefahren, die die anderen arabischen Staaten zur Ablehnung 
der Vereinbarungen veranlaßt haben. 
Aus unserer Sicht lassen sich die Camp-David·Vereinbarungen wie 
folgt zusammenfassen: 
I. Sie bedeuten die Spaltung der arabischen Nation und berauben sie 
ihrer wichtigsten Waffen. 
2. Sie bedeuten die Isolierung Ägyptens von der arabischen Nation. 
was beide schwächt, womit sie dem israelischen Imperialismus zum Op­
fer faHen. 
). Sie legalisieren alle illegalen Verh!l!nisse Israels in der Region, und 
das nachdem es gelungen is.t, die arabische Frage von internationalen 
Gremien und der Weltöffentlichkeit zu isolieren. 
4. Ägypten und der Rest der arabischen Nation stehen ohne Sicherheit 
und mit beschränkter Souveränität gegenOber Israel da, einem Land, 
das mil US·Hilfe sein Militllrpotential gesteigert hat. 
S. Sie bedeuten die Liquidierung des Palästinaproblems und der Frage 
des arabisch·pal!stinensischen Volkes zugunsten Israels. 

besetzten Gebieten, d. h. Verstärkung der materiellen Unterstül.lung 
des Widerstands und Schaffung von gllnstigen Bedingungen fIIr seine 
Bewegungsfreiheit und Gewährung der dazu nötigen Rückendeckung. 
Der politische Widerstand muß das Recht haben, ausnahmslos von al· 
len an Israel angrenzenden arabischen Gebieten aus zu operieren. 
4. Aufbau der Nord· und Ostfront gegen den zionistischen Gegner 
durch Schaffung eines Militärbllndnisses. das Syrien. den Irak und Jor· 
danien umfaßt und von den Militärpotentialen Libyens. Algeriens u!1d 
Saudi Arabiens unterstlltzt wird. 
5. Die israelisch-arabischen Auseinandersetzung hat die )löchste Prio­
rität gegenüber allen anderen innerarabischen Konflikten. Sie ist poli· 
tisch, militärisch und wirtschaftlich die Hauptauseinandersetzung. 
Die Vereinbarungen von Camp David haben diesem Konflikt eine bei· 
spiellose Dimension verliehen. Der amerikanisch·zionistische ... Frie­
den" stellt ein Element der Destabi lisierung und Spaltung gegenllber 
der gesamten arabischen Nation dar. Es geht im die Zionisierung des 
gesamten arabischen Bodens. Keine Stabilität. keinen Wohlstand und 
keine Zukunft wird es fIIr die arabische Nation geben. wenn sie nicht 
schleunigst den Beweis antrin, daß sie mit allen ihren Strömungen und 
polit ischen Positionen die Kraft und den Willen besitzt, einen Frieden 
unter arabischen Bedingungen durchzusetzen; einen Frieden, der inter· 
nat ionale Legitimit!t besitzt. Was heute, am Vorabend der Unterzeich· 
nung des ,.Friedensvertrages" zwischen der !gyptische'n und der israeli· 
schen Regierung beschlossen wird, ist fIIr die Zukunft der arabischen 
Heimat fIIr eine ganze historische Epoche von eminenter Bedeutung. 

(Quelle: Exekutivsekretaritat der NPP. Arbeitspapier Ober Alternativ· 
vorschlage zu den Camp-David-Vereinbarungen. Kairo, 23. 10. 1918. 
Auszug) 

Offener Brief 

Gleichzeitig wird der ägyp'tischen Öffentlichkeit suggeriert, sie solle ih­
re arabische Tdentitat leugnen und die Bande zwischen ihr und der ara· 
bischen Welt stelle die Ursache fUr das ganze Unglück dar. Die äypti· 
sche Öffentlichkeit wird in den Irrglauben versetzt, Fortschritt und 
Wohlstand wllrden mit der Verwirklichung der Vereinbarungen anbre­
chen. 
Heute glauben wir, Herr Präsident, daß noch eine Chance besteht. die 
höheren nationalen Interessen der arabischen Nation durch das Zusam­
menschweißen der arabischen Front durchzusetzen. Die arabischen 
FUhrer sollen sich llber eine gemeinsame Position zur Abwehr der Ge­
fahren, die die Existenz der arabischen Nation bedrohen, einigen. DaS 
muß geschehen bevor irgendein Schrill auf dem Weg der Verwirkli. 
chung des Abkommens getan wird. 
Möge Gott uns alle zum Erfolg fUhren. 
Abdellati f Bongdachi. Zakafia Muhidin, Hussei!) Schafi, Kamaledin 
Hussein. 

(Quelle: AI Takadum. Kairo, 11. 10. 1978, Auszug) 
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Ägyptische Kommunistische Partei 

Camp David vertieft die Krise 
Das Regime befindet sich in einer allgemeinen Krise, die drei Hauptbe­
reiche um faßt: die nationale Frage, die Frage der Demokratie im Sinne 
von Beteiligung der Massen in einer Atmosphäre der gesellschaftlichen 
und individuellen Freiheiten sowie die Frage der Wirtschaftspolitik. 
Das Regime hegte die Illusion durch eine US-Lösung etwas im Sinne 
der Lösung der nationalen Frage tu tun, um damit seine Lebcnsdauer 
:w verlängern. Haben die Vereinbarungen von Camp David dem Regi­
me irgendetwas gegeben, womit es in die Lage versetzt wird, seine 
schwere Krise zu entschärfen? 
In Wirklichkeit hat der zionistische Gegner alles bekommen. Er spart 
sich außerdem die Kosten einer großen ßesatzungsarmee auf dem Si­
nai. Israel, d ie USA im RUcken, hat eine Präsenz auf dem gesamten 
Igyptischen Boden gewonnen, politisch, diplomatisch und wirtschaft­
lich, und zwar anstelle einer verhaßten militäriSchen Präsenz auf dem 
Sinai, 
Dieses Resultat bedeutet konkret die Rückkehr des zionistischen Kapi­
tals in die ägyptische Wirtschaft in einem größeren Ausmaß als vor dem 
Jahr 1957, dem Jahr der Ägyptianisierung (durch Nasser, d. Red.). 
Dieses neu.e Kapital wird nicht für den Aufbau und die Industrialisie­
rung verwendet, sondern es erscheint auf dem neuen großen Markt mit 
dem Ziel Waren abzusetzen tlnd die billigen Arbeitskrllfte auszubeuten 
in Bereichen, die nur den Interessen und'dem Handel des zionistischen 
Staates dienen, nicht aber der Volkswirtschaft Ägyptens. 
Diese Entwicklung setzt in einer Zeit ein, in der große Teile der ägypti­
schen Bourgeoisie unter den Auswirkungen der WirtschaftSOffnungs· 
politik der letzten vier Jahre leiden. Das Engagement Israels im Wirt­
schaftsleben Ägyptens stellt eine zuslHzHche Belastung dar neben den 
Auswirkungen der Öffnungspolitik, unter deren Last die produktive 
Bourgeoisie leidet. Sogar manche Großunternehmen aus dem staatli­
chen Sektor sind dadurch in ihrer Existenz bedroht. Auch die gemein· 
samen ägyptisch·israelischen Industrie· und Landwirtschaftsprojekte 
werden nur einer dünnen Schicht der industriellen Bourgeoisie von 
Nutzen sein. 
Das Spekulieren auf einen angeblichen Aufschwung der Wirtschaft als 
Resultat gewaltiger U5-Hilfe wie des von Sadat vorgeschlag~nen 
Carter·Plans wird sein jähes Ende finden. Solche Hilfen, wenn sie tat­
sächlich gewährt werden, haben nur die Wirkung eines zeitlich begrenz· 
ten Schmerzmittels. Sie führen im Gegenteil zu steigender [nflat iort und 
verschärfen die ohnehin schwierige Wirtschaftslage. 
Die Verschlechterung der Wirtschaftslage in Älhiopien (vor der Revo­
lli tion), der Türkei, Pakistans und des Irans zeigen'in einer plastischen 
Weise die Früchte der US· Hilfe für die Ulnder der Dritten Weh: Auf 
der anderen Seite wird die Hartnäckigkeit, mit der Sadat seinen Kurs 
der Kapitulation und des Verrats beschreitet, den Entzug der arabi· 
schen Ftnanzhilfe, ' einen arabischen Wirtschaftsboykott und Wirt. 
schaftssanktionen mit zur Folge haben, was eine gefllhrliche Zuspit· 
zung der Wirtschaftskrise hervorrufen wlrd. 

Die Vereinbarungen von Camp David sind nicht nur eine Beleidigung 
der ägyptischen Nationalwilrde, sie bedeuten auch eine verschärfte 
Ausbeutung der IIgyptischen Volksmassen seitens des imperia listisch­
zionistischen Kapital ismus, der Parasiten und Handlager unter den 
Ägyptern am sich zieht. 
Das bedeutet let:ulich, daß wir .uns am Vorabend eines gewaltigen na· 
tionalen Kampfes zwischen den Volksmassen und der nationalen Bour­
geoisie einerseits. und dem imperialistisch·zionistisch·llyptischen Block 
andererseits befinden. Daraus resu ltiert für die parasitllre Bourgeoisie 
die Notwendigkeit verschärfter Gewaltanwendung und Unter­
dTOckung, sowie ihre zunehmende Unfähigkei t, auch das kleinste De­
mokraticc;>l:periment zu wagen. 
Der nationa~demokrat ischen Revolution Ägyptens steht ein gefllhrl i· 
clier Rückschlag bevor, der sie hart treffen wird. Das wird gewaltige , 
nationale und Klassenkampfe zur Folge haben, die alles, was Ägypten 
in den .letzten 20 Jahren schon erlebt hat, in den Schatten'stellen wer· 
den. 
Das Igyptlsche Volk verharrt verbittert. Die Arbeite rklasse des staatli· 
chen Sektors fOhlt die Liquidationsgefahr der staatlichen Unterneh· 
men, danebe.n Produkt ionsTÜckgang und Absalzschwierigkeiten ange­
sich lS der überlegenen auslindischen Konkurrenz. Die Arbeiterklasse 
im Privatsektor spOrt den Druck, den die ausllIndischen Konkurrenten 
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auf den Uuternehmenr ausüben und leidet unter der Massenarbeitsl0-
sigkeit. 
Das Gespenst der Arbeitslosigkeit verbreitet sich unter allen Werktäti­
gen sowohl {len manuell als auch die geistig Arbeitenden. Daneben ga. 
loppieren Inflation und Preissteigerungen, die aus Löhnen nutzlose 
Piaster machen. 
Dieser Zustand kann aus beliebigem Anlaß, einem Arbeiterstreik oder 
einer Studentendemonstration u. ä., jeden Moment zu einer E;>I:plosion 
führen. Die politischen Vortrupps sind heute stärker, erfahrener und 
stabiler als es im Januar 1977 der Fall war. 
Daher erwarten wir einen revolutionl1rcn Aufschwung in der nllchsten 
Zeit. Diese Erwartung stellt uns vor die Aufgabe: Vertretung der Wirt · 
schaftsinteressen der Massen, Ergreifung der Initiative und Obernahme 
einer führenden Rolle im ökonomischen Kampf, Lenkung des revolu· 
tionllren Aufschwungs in die richtige Bahn, mit dem Ziel das Regime zu 
stürzen und es durch eine nationaldemokratische Macht zu ersetzen, 
die auf der Grundlage des vorgeschlagenen Programms der Front (ge· 
meint ist die NPP, d. Red.) steht. 
Die immer stärker werdenden nationaldemokratischen Kräfte der ägyp­
tischen Opposition sowie die empörte arabische Massenbewegung wer· 
den sich morgen vereinigen, das Handlangerregime verjagen, die Hoch­
burg des Verrats stürmen und ÄgyPten sein wahres nationales arabi­
sches Gesicht wiedergeben. 

(Quelle: Politbüro der ÄKP, Die politische Entwicklung nach Camp 
David und unsere Aufgaben unter den neuen Bedingungen, Paris 1978, 
Auszug) 
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Uganda 

Hans Mayer Das Aus für Idi Amin 

Am 11. April d. J. fiel die Hauptstadt Ugandas, Kampala, in 
die Hände exilugandischer Truppen. Das Ende des Regimes un­
ter Icl; Amin scheint endgühig besiegelt. Damit öffnet sich der 
Weg rur die Bildung einer provisorischen Regierung durch die 
Ugandische Nationale Befreiungsfrom unter ihrem Vorsitzen­
den Vusuf Lule. 
Der von Idi Amin im Oktober 1978 betriebene Aggressionsakt 
gegen Tansania halte keineswegs die erhoffte innenpolitische 
Stabilisierung des Regimes in Kampala gebracht. Im Gegenteil. 
Nach dem erzwungenen Rückzug ugandischer Truppen aus 
dem Kagera-Streifen im äußersten Nordwesten Tansanias zum 
Jahresende hatten die innenpolit ischen Spannungen in Uganda 
weiler zugenommen und es gelang oppositionellen Guerillaver­
bänden mit UnterslUtzu ng der tansanischen Armee An fang 
April 1979 bis nach Kampala vorzurücken. Hinter der Frontl i­
nie waren zuvor von Widerstandskämpfern der Rettet Uganda 
Bewegung - SUM und rebellierenden Armeeinheiten strate­
gisch wichtige Verkehrsadern unterbrochen worden. Nur Waf­
fenlieferungen und der Einsatz eines Truppen kontingents liby­
ens zur Verteidigung Kampalas hatten den endgültigen Zusam­
menbruch solange hinauszuzögern vermocht . 
Ende März d . J. haUe sich die zersplitterte Opposition außer­
halb Ugandas in einem Befreiungskomitee, .bestehend aus el f 
Mitgliedern,zusammengeschlossen. Zu ihr, die jelZt die Macht 
erobert hat, mUssen die Organisation fü r ein freies Uganda mit 
Sitz in Kenia, die Ugandische Nationalbewegung in l usaka und 
der Ugandische Volkskongreß (UPC) als die bedeutendsten ge­
zählt werden. 
Es überrascht nicht, daß sich die bürgerliche Berichterstattung 
über Uganda weitgehend auf die Person ldi Amins beschränkte 
(vgl. AlB 5/1977). Nach über acht Jahren blutiger Herrschaft 
bedarf es freilich einer ausführlichen Erklärung rür ein Regime. 
das bei wachsendem Verlust der sozialen Basis und einer nahezu 
desolaten Wirtschaft über Jahre hinweg fortbestehen konnte. 

Obotes "Charta des einfachen Mannes" 

Die Machtübernahme Amins 1971 spiegelte das Scheitern eines 
fortsch rittlichen, aber heterogenen afrikanischen Kleinbürger­
tu ms mit Unterstützung unter den Acholi. Lango und den 
Volksgruppen am westlichen Nil (dem Norden Ugandas) 
wider. I Staatspräsident Milton Obote und seine UPC waren bis 
1969 in der vollständigen Zerschlagung sezessionistischer, neo­

.traditionalistischer Kräfte in den entwickelteren Sildregionen 
nicht erfolgreich, obwohl er diese Kräfte 1966 - ~Jlerdings nur 
mit Hilfe des damaligen Brigadiers Amin und ihm ergebener 
Truppenteile - von der Macht ausschalten konnte. Auch 
konnten die ökonomischen Probleme im Spannungsfc1d zwi­
schen stagnierender kleinbäuerlicher Produktion einerseits und 
Auslandskapital/Weltmarkt andererseits im Rahmen eines kapi­
talistischen Entwicklungsweges nicht befriedigend gelöst werden. 
Schließlich gelang es nicht die ca. 200 000 Personen umfassende 
Arbeiterklasse oder die Masse der Kleinbauern, die beide unter 
den sich stetig verschlechternden wirtschaftlichen Bedingungen 
am meisten zu leiden hatten, in die ugandische Politi k miteinzu­
beziehen . 
Mit der Formulierung der "Chart a des einfachen Man nes" ver­
suchte der radikalere Flügel der UPC unter Obote eine ökono-

GenClalldi Amin 0./ und Pr(j,idenl Mi/Ion Obolc \/01 dem Puum /971 

mische und polit ische Umorientierung im Sinne eines afrikani­
schen Sozialismus, ähnlich dem in Tansanias und Sambia. Die 
unter dem Begriff " Bewegung nach links" eingeschlagene Poli­
tik wurde in der "Charta des einfachen Mannes" als ein Schri tt 
"zur Verwirklichu ng der realen Bedeutung von Unabhängigkeit 
(verstanden). d. h. daß die Ressourcen des Landes, die materiel­
len als auch die menschlichen, zum Wohl aller Menschen .. 
ausgenutzt werden." 2 

Von zentraler Bedeutung fOr die antiimperialistische Kursä nde­
rung war das Dokument Nr. 4, in dem eine Beteiligung des 
Staates von 60 070 an allen ausländischen Gesellschaften ein­
schließlich Banken und Versicherungen und einigen ugandi­
schen Unternehmen dekretiert wurden. 
Dieser Sozialismus des afrikanischen Kleinbürgertums unter­
schätzte freilich - wegen seiner Unfähigkeit, die realen Klas­
senverhä ltnisse zu analysieren - die internen Widersprüche 
und ihre Vermittlung mit den Interessen des Imperialismus. 
Die Kapitalfl ucht nahm 1970 um über 60070 zu. ) Das Auslands­
kapital und die mit ihm verflochtenen sozialen Schichten, die 
auch innerhalb der UPC über Bastionen verfügten, wandten 
sich mit Vehemenz gegen eine sozialistische Umorientierung. 

Amins Putsch 1971 

Da die von Obote 1969 eingeleiteten Maßnahmen unter den ge­
gebenen Bedingungen nur sehr schleppend greifen konnten, be­
saß der neue Kurs zudem auch unter der Masse der Bevölkerung 
angesichts einer sich weiter verschlechternden wirtSchaftlichen 
Gesamt lage nur wenig Rückhalt. Somit stellte die Armee wie­
derum den entscheidenden Machtfaktor in den internen Frak­
tionskämpfen dar. 
Als sich MiltonObote am 25. Januar 1971 auf dem Rückflug 
von der Commonwealt h-Konferenz in Singapur befand, 
putschte General Amin mit Hilfe der Luftwaffe und einem st ra­
tegiSCh bedeutsamen, mechanisierten Bataillon der Armee. 
Es dauerte keine Woche, bis die brit ische Regierung unter Ed-
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ward Heath das neue Regime in Uganda anerkannt hatte. Nicht 
nur, daß ÜOOte mit seinem Verstaatlichungs programm die brit i­
schen Interessen in Uganda verletzt halle, so daß lediglich Ke­
nia als "kapitalistisches Musterland" im ehemaligen Britisch­
Ostafrika bestehen blieb; er halle sich darüber hinaus zu einem 
der bedeutendsten schwarzafrikanischen Widersacher der briti­
schen Interessen in Südafrika entwickelt und mit dem Austritt 
aus dem Commomwealth gedroh!. 
Mehr noch als Großbritannien hatte Israel auf Amin gesetz!. Im 
Zuge der israelischen Außenpolitik, die Süd nanke der Araber 
aufzuweichen, hatte sich Tel Aviv sehon seit Jahren in Uganda 
festgesetzt. OOOte war der israelischen Präsenz zusehends über­
drüssig geworden. Die Israelis hatten auffallenderweise ein be­
sonderes Interesse an rebellischen Nubierstämmen im Sodsudan 
entwickelt, aus denen sich vorwiegend Amins Regimenter re­
krutierten. Es liegt nahe anzunehmen, daß der Sturz ÜOOtes 
von Israel und Großbritannien betrieben wurde. 
In der ersten Zeit nach der MachtObernahme stand Amins Frak­
tion im Staatsapparat und der Armee noch keineswegs auf fe­
Slen FOßen. Politische GegeneT wurden deshalb radikal ausge­
schalte!. Innerhalb weniger Wochen ließ Amin nahezu alle Lan· 
go und Acholi-Offiziere, auf die sich Übot<! gestOtzt hatte, um­
bringen und durch Rekruten aus dem westlichen Nilgebiet, aus 
dem er selbst stammte, sowie dem südl ichen Sudan ersetzen. 
Ähnlich wurde mit den zu OOOte sIehenden Personenkreisen in 
der Bilrokratie verfahren. Tausende wurden verschleppt und 
massa kriert. Als sich die Situation wieder etwas beruhigt hatte 
und sich Amin konzessionsbereiter gab, schlossen sich dem neu· 
~n Machthaber auch eine ganze Reihe von ehemaligen Obote­
Anhä ngern an. Kritische Äußerungen der Militärs über Obotes 
AnllSperiode erwiesen sich im übrigen als durchaus populär. 
Die vormalige Koali tion zwischen den in nördlichen Landestei­
Jen lebenden Bevölkerungsgruppen war jedoch unwiderruflich 
zerstört. Die fortgesetzte Devisenknappheit, die sich Anfang 
1912 schärfer auf ImportbeschrAnkungen von Konsumgütern 
und landwirtschaftlichen Produktionsmiu el auswirkte, schaff­
te Konflikte mit den Südregionen. Und noch immer kämpften 
Pro-OOOte-Guerillas gegen Amins Truppen. 
Nachdem die Militärs vergebliCh versucht hatten, von Großbri­
tannien und Israel neue Waffen zu bekommen - die angegrif­
fene Zahlungsbilanz Ugandas ließ einen Wafft nhandel nicht lu­
krat iv erscheinen - wandte sich Amin erstmals den arabischen 
Lä ndern zu. Am 13. Februar 1972 leistete er Libyens Staatschef 
Ghaddafi einen Besuch ab und versicherte sich don finanzieller 
und militärischer Hilfe, ehe er kurz darauf im Nahostkonflikt 
die Fronten wechselte. 

D~r Exodus der. Asiaten 

Im Spätsommer 1972 ha.ne sich die innenpolitische Lage zuge­
spitzt, eine Invasi9n von Guerillas von tansanischem Boden aus 
stand unmiuelbar bevor. Die Militärregierung wollte die Zu­
sammenarbeit mit dem ausländischen Kapital wieder aufneh­
men (staatliche Mehrheitsbeteiligungen wurden teilweise rOck­
gängig gemacht) und war aus diesem Grund gezwungen , den 
unter ÜOOte aufgehäuften Schuldenberg abzutragen. Die Devi­
sencinkommen aus den Rohstoffexporten hatten die Rückzah­
lungen zu decken . 
Ein Ausweg aus der politischen Krise lag in der Ausweisung der 
50000 Asiaten mit britischen Passen und der Enteignuijg ihres 
Besitzes. Die größeren Handelsunternehmen gingen vor allem 
an Armeeoffiziere aus den westlichen Nilregionen Ober. Kleine­
re und mittlere Geschäfte übernahmen Politiker und BOrokra­
ten aus der OOOte-Zeit. 
Asiatisches Kapital diente auch als Grundstock der neu eröffne­
ten Ungandischen Entwicklungsbank. Von dieser Aktion blie­
ben die Interessen der britischen Banken in Unganda nicht ganz 
unberührt, waren doch die meisten asiatischen Händler bei je­
nen Banken verschuldet gewesen. Versuche seitens der Banken, 
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die verlassenen Geschäfte zu pfänden, wurden von dem Militär­
regime zurückgewiesen, ihre Ansprüche abgelehnt. Großbritan­
nien und andere kapitalistische Länder, jedoch nicht die Bun­
dcsrepublik, brachen daraufllin die diplomatischen Beziehun­
gen zu Uganda ab und zogen Entwicklungsprojekie und Fach­
kräfte zurück. Dem Exodus der Asiaten war damit der weitge­
hende Exodus der eurOpäischen Kolonie gefolgt, die in einer 
Reihe bedeutender technischer Programme und im Schulwesen 
engagiert waren. Die Sowjetunion, Libyen und Jugoslawien lei­
steten in der Übergangszei t massiv technische und finanzielle 
Unterstützung. Das Militärregime konnte damit kurzfristig sei­
ne Manö\'rierfähigkeit erhö hen. 
Zahlreiche· Handelsbeziehungen mit den kapitalistischen Län­
dern waren nach der Ausweisung der Asiaten unterbrochen . 
Die Verweigeru ng der Zins- und Schuldenzahlungen, die sie 
hinterlassen hatten, reduzierte die internationale Kredi tzufuhr. 
Hinzu kamen die ungeklärten Eigentumsverhältnisse bei den 
enteigneten Geschäften. Die neuen afrikanischen Besitzer hat­
ten lediglich Pachtverträge vom Staat erhalten. Der Kapitalab­
fluß setzte sich unter Amin fOTl. Große indische Unternehmen , 
die von den Verstaat lichungsmaßnahmen absichtlich ausge­
nommen worden waren, setzten sich nach und nach ins Ausland 
.b. 
Durch die Abwicklung von Import- und Exportgeschäften un­
ter privater Kontro lle war es auch der afrikanischen KJeinbour­
geoisie möglich. FinanzmitteJ im Ausland zu deponieren. Da 
führende Armeeoffiziere in diese Machenschaften verwick~lt 

waren, ließen sich nur schwer von der Administ ration kontrol­
lieren. Ein florierender Schwarzmarkt, illegale Impone und Oe-

,---Uganda-Daten- ----, 

Territorium und Bevölkerna: 243317 qkm (nahezu gleich der BRD); 
etwa 9,S Mio Einwohner; die g~ßten BevOlkerongsgruppen sind die 
Bapnda, ltcso, Basoga, Banyankore, Banyaruanda, Bakiga und 
LangO. 
Religion: 2/3 der BeVOkerung beKennen sich heute zum Christentum 
(protestantisch und katholisch); 15 'l. sind Moslems. 
Wirtschaft: Uganda ist ein schwachentwickeJtes Agrarland. dessen 
Wirtschafl durch die langjllhrige Kolonialherrschaft gepragt ist. Sei· 
ne wirtschartliche Entwicklung hIngt zum großen Teil vom KafFee·, 
Tee- und Baum ..... ollanbau ab, der etwa 8O'I't des Exportwertes aus­
macht. Die Industrie konzentriert sich auf die Erschließung und AuF­
bereitung von Bodenschltzen (Kupfer, Diamanten, Zinn, Kobalt) s0-

wie die VerarbeitunglandwirtschaFtUcher Rohstoffe. 
Gnchlchte: 
1884 

Mln: 1962 
9. 0kt. 1962 

I'" 
9. Sept. 1966 
9. Olt. 1969 

2S. Jan. t91 1 

Britische Protektora tserkllrung llber Buganda. 1896 
Uber galll Ulanda 
Erlangung der inneren Autonomie 
Unabhlngigkeit 
Separatistischer Aufstand des Kabaka (König) von 
Buganda scheitert 
Ausrufung der Republik 
Verkllndigung der .. Charta des einfachen Mannes", 
des Parteiprogramms des Ugandischen Volkskon. 
gresses (UPq 
MilitlirpulSCh unter Generatmajor 1di Amin 



visenschiebereien untermlmerten die ugandische Volkswirt­
schaft, deren reales Bruttoinlandprodukt 1973 um 1,2 '1t, 1975 
um 2,2 '1. gegenüber dem jeweiligen Vorjahr zuruckging.· 

Mit dem drastischen Ansteigen der Kaffttpreise auf dem Welt­
markt, eingetreten durch die Mißernte in Brasilien 1975, trat ei­
ne zweijährige Erholungsphase ein. Internationale Finanzinsti­
tute und der IMF (Internationaler Währungsfond) stellten Kre­
dite und Sonderziehungsnx:hte zur VerfUgung. Auch aus Groß­
britannien und der EG flossen wieder Gelder nach Uganda. 
Um neue au~ ländische Investoren anzulocken, wurden Steuer­
erleichterungen beschlossen, Außenhandelsrestriktionen abge­
baut und der Profittransfer erleichtert. Eine Anzahl halbstaatli­
cher Gesellschaften gingen in die privaten Hände von Armeeof­
fizieren über. 1978 schickte sich Amin gar an, den enteigneten 
Asiaten eine Entschädigung anzubieten in der Absicht, das poli­
tische Klima mit den USA und Großbritannien zu entspannen. 
Politische Meinungsverschiedenheiten hatten sich freilich kaum 
auf die Handelsbeziehungen ausgewirkt. Großbritannien, die 
Bundesrepublik , die USA und Japan blieben trotz politischer 
Differenzen ober Jahre die hauptsächlichen Handelspar!ner 
Kampalas. Idi Amins proklamierter "ökonomischer Krieg" 
war auf allen Ebenen intensiviert worden und führte zu der 
Öffnung Ugandas für das internationale Kapital . 
Bis auf das Militar und einige Kollaborateure scheint davon nie­
mand profitier! zu haben. Wahrend der aChtjährigen Herr­
schaft Idi Amins fraß die Inflation mit Raten von 80'10 jährlich 
die Einkommen der Masse der Bevölkerung auf. Grundlegende 
Konsumgüter wie Seife und W.aschpulver sind in Uganda schon 
seit Jahren Mangelw~re. So zog sich die Mehrheit der Bevölke­
rung, die Kleinbauern, aus der Marktproduktion zurtlck und 
produzierte nur noch für den eigenen Bedarf. Der monetäre 
Sektor der u'gandischen Volkswirtschaft hat in nahezu allen Be­
reichen einschließlich der Industrie seinen Anteil am Bruttoin­
landprodukt verringert, die Subsistenzproduktion dagegen 
nimmt zu. 

Aggression gegen Tansansia 

Der Widerstand und seine Ausweitung auf immer breitere Be­
völkerungsschichten erforderte den Aufbau einer brutaleri Un­
terdrückungsmaschinerie seitens der MiIjtärdiktatur. Nur der 
Unterdrückungsapparat konnte das Regime bis heute überleben 
lassen. samtliehe Bereiche der Gesellschaft Ugandas wurden 
mit einem Sicherheitssystem überzogen. Zentrale Instrumente 
bei der Formierung des Staatsapparates und der Ausübung der 
Unterdrückung sind die sog. Einheit zur öffentlichen Sicher­
heit, die Militärpolizei, das bertlchtigte Staatliche Untersu­
chungsbüro, das politische Gegner beseitigte, und die leibwa­
che des Präsidenten, die aus Mitgliedern seines eigenen Stam­
mes zusammengesetzt ist und die anderen Sicherheitsorgane zu 
kontrollieren hat. 
Nach SChätzungen der Imernationalen Juristenkommission und 
von Amnesty International sind in den letzten Jahren in Ugan­
da.etwa 300000 Menschen umgekommen. Zu den prominente­
sten Opfern zählte der oberste Richter des Landes, B. Kiwanu­
ka, der Erzbischof luwum, zahlreiche ehemalige Kabineltsmit­
glieder und Armeeoffiziere. Kibedi Wanume, Außenminister 
von 1971-73 und SChwager Idi Amins, sprach schon 1974 von 
Tausenden von Menschen. die ohne ersichtlichen Grund liqui­
diert worden waren. Neue Massaker an den Acholi und Lango 
wurden Anfang 1978 bekannt. 
Es war der 30. Oktober 1978, als ugandische Truppen in einer 
$tärke von 2000-3000 Mann mit Panzern und schwerer Anil­
lerie nach Tansania eindrangen. Ohne auf große Gegenwehr zu 
stoßen, eroberten sie 700 Quadratmeilen in der West-Lake­
Region nördlich des Kagera-Flusses.$ Den unvorbereiteten Tan­
saniern gelang es nur langsam, ihre Armee nach Norden zu 
schaffen und den Aggressor zurückzuschlagen. Gegen Ende 
November mußte Uganda aus den besetzten Gebieten wieder 
abuehen. 

Die Grunde dieses gegen OAU-Prinzipien verstoßenden Ag­
gressionsakts sind zunachst in Uganda selbst zu suchen. Ein 
Preisverfall für Kaffee auf dem Weltmarkt - von 8000 Dollar 
auf2000 Dollar pro t - sowie der US-Hande1sboykotl erschüt­
terten die ugandische Ökonomie beträchtlich. Ein knappes 
Drittel der bisherigen Kaffeexporte ging in die USA. Die im 
Rahmen der Menschenrechtskampagne Carters erst nach dem 
Verfall des Kaffeepreises eingeleiteten Wirtschaftssanktionen 
betrafen auch die US-Ölkonzerne und führten zur Verknap­
pu ng der Benzinreserven in Uganda. Soldaten der Armee konn­
te der Sold nicht mehr ausbezahlt werden, und innerhalb der 
militärischen Spitze traten 1978 erhebliche Meinungsverschie­
denheiten auf. 
Amin scheim die Aggression geplant zu haben, um von diesen 
Problemen ablenken zu können. Samora MacheI, Präsident der 
Volksrepublik M<X;ambique, machte auf einen anderen Aspekt 
dieses Krieges aufmerksam, indem er ihn in die imperialisti­
schen Versuche zur Destabilisierung der Frontstaaten im südli­
chen Afrika einreihte (vgl. A lB 1/ 1979, S. 39). 
Das aggressive Verhalten Ugandas unter Amin hat Tradit ion. 
Seit seinem Machtantritt hatte Kampala immer wieder Ansprtl­
ehe auf Kagera geltend gemacht. 1976 wurden gegenüber Kenia 
und dem Sudan Gebietsforderungen vorgebracht. Auch verbal­
radikale Auslassungen Amins dUrfen nicht daruber hinwegtäu­
schen, daß Uganda in zentralen Fragen des antiimperialisti­
schen Kampfs in Afrika auf westlicher Seite Stellung bezog: In 
der Angolafrage v~rtrat das Militärregime die gleiche Auffas­
sung wie China und erntete Beifall als es dartlber zum Bruch mit 
der Sowjetunion kam. Das militärischt Eingreifen Frankreichs 
und Belgiens in der Shaba-Provinz (Zaire) wurde gutgeheißen. 
Und offen kollaboriert Amin mit dem Imperialismus, indem er 
MariOllettentruppen ror Zimbabwe'von Sithole und Muzorewa 
in Uganda ausbilden läßt. 
Die ugandischen Truppen hinterl ießen bei ihrem Rückzug ein 
Bild der Verwüstung. In ]( yaka , einer Provinzstadt im Kagera­
streifen, wurde die Polizeistation, die Bank, ein sagewerk und 
eine der größten Zuckerfabriken des Landes - nicht ohne den 
Zucker vorher abzutransportieren - dem Erdboden gleichge­
macht. Von einer staatlichen Rinderfarm in Misenyi wurden 
schatzungsweise 15000 Rinder gestohlen. FlUchtlinge bericht~ 
ten von Greueltaten an der Dorfbevölkerung. Ober 40000 Tan­
sanier waren vor Amins Truppen geflohen und mußten in La­
gern hinter der Front untergebracht werden. Tansania hat bis­
her mehr als I 000 Tote zu beklagen; der Sachschaden geht nach 
offiziellen Angaben aus Tansania in die MiJiionen. 
Feldmarschall Amin bemühte sich in den vergangen Wochen in­
tensiv um weitere H ilfe bei Saudi Arabien und Libyen. Ghadda­
fi ließ sich seit langem von der " Islamisierung" Ugandas täu­
schen und entsprach über Jahre den finanziellen und militäri­
schen WUnschen der Militars in Kampala. Die militärische Zu­
sammenarbeit scheint nach den jUngsten Hilfsappellen Amins 
noch ausgebaut worden Zll sein. 
Da die Beseitigung des die 'prinzipien der afrikanischen Einheits­
organisation gefährdenden Konniktstoffs zwischen Uganda 
und Tansania nach Auffassung des tansanianischen Präsiden­
ten Nyerere den Sturz Idi Amins voraussetzt, ist damit eine der 
gemeinsamen Sache Afrikas schädliche Konfrontationslinie 
entstanden. Sie ist geeignet, auch gemeinsame Positionen liby­
ens und Tansanias (in der Frage des südlichen Afrika, der West­
sahara usw.) zu belasten. 

Anmerkungen: 

I) Zur Politik Ohmes vgl. ~or allem U. Luig. Ugandas Weg über die 
koloniale in die neokoloniale Abhängigkeit, in: Zur Soziologie der 
Dckolonisation in Afrika, FrankFurt 1973. S. 191 r. 

2) Zit. nach T. B. Kabl'llegyere, The Politics ofState Formation. Nai· 
robi t974. S. 244 

3) Vgl. F. A. BreH, Relations of Proouclion, The State and the Ugan· 
dan Crisis. unveröffeßllichtes Manuskript. Essex, Juni 1976, S. 20 

4) Vgl. The Europa Year Book 1978, A World Survey. Vol. 11 S. IS22 
S) Zum Kagera-Konnikt ~gl. vor allem die Berichtcrstauung in Arri­

ca. London. Nr. 89 und 9O/ t979 
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Südliches Afrika 
Erster Zwischenbericht der Internationalen 

Untersuchungskommission für die Verbrechen 
der Rassisten- und Apartheidregimes 

Wie der Generalsekretär der Vereinten Nationen, Kurt Waldheim, in 
seiner Botschaft an die Untcrsuchungskommission unterstrich, hat die 
UN-Vollversammlung die Apartheid nicht nur als ein Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit verurteilt, sondern auch eine Konvention zur Besei­
tigung und BC'strafung des Verbrechens der Apartheid angenommen . 
DarUber hinaus hat der Sicherheitsrat, der die südafrikanischen Angrif­
fe gegen die Nachbarländer wiederholt verurteilt hat, beschlossen, in­
ternationale Aktionen ~ur Ikseitigung des Systenls der institutionali­
sierten Rassendiskriminierung im sUdlkhen Afrika voranzutreiben. 
Die Kommission hat eine Studie über das internationale Recht, das die 
Handlungen des Apartheidregimes betrifft, erstellt. Das schließt u. a. 
die Protokolle und Konvent ionen von Genf und Den Haag, die Nllrn­
berger Prinzipien, die die General~ersammlung 1950 angenommen hat, 
die Konvention Ilber Völkermord und die Menschenrechtsvereinbarun­
gen der Vereinten Nationen cin. 
Im Lichte des betreffenden internationalen Rechts wird die Kommis­
sion die Verbrechen der illegitimen sIldafrikanischen Behörden und ih­
rer Streitktafte sowie der Streitktafte des illegalen Regimes in Zimbab­
we untersuchen und darüber berichten. 
Die Kommission wird auch Aktionen der Regierungsbehörden anderer 
Staaten und multinationaler Konzerne untersuchen und Ilber sie berich· 
ten, die die Unterdrückung und Ausbeutung der Völker von Südafrika, 
Zimbabwe und Namibia durch die Rassistenregimes, die in diesen Ge­
bieten operieren, unterstützen und begünstigen. 
Wenn die Kommission ihre Aufgabe erfllllt hat, wird sie ihren Bericht 
den Vereinten Nationen und anderen geeigneten Organisationen über­
reichen und die Vereinten Nationen auffordern, ein Internationales 
Straftribunalzu errichten, um diese Verantwortlichen abzuurteilen und 
zu bestrafen, und andere geeignete Maßnahmen ergreifen, die notwen­
dig sind, um zu gewährleisten, daß das Volk Südafrikas im Befreiungs­
kampf unterstützt wird und seine Rechte nach internationalem- Gesetz 
adäquat geschützt werden. Sie beachtet weiter, daß die von den Ver~in­
ten Nationen anerkannten Befreiungsbewegungen und die Organisa­
tion der Afrikanischen Einheit zumindest einen Anspruch haben 
I . auf die Vorteile des internationale!1 Rechts über die Menschenrechte 
und des internationalen Rechts Ober die Humanität; 
2. auf Zutritt zu internat ionalen Institutionen; und 
3. auf UnterstUtzung durch die internationale Gemeinschaft in ihrem 
Kampf g~en Unterdrilckung und für die Befreiung ihrer Völker. 

Die erste Sitzung der Internationalen Untersuchungskommission wurde 
vom 9.-12. Februar im Kongreßpalast in Brilssel abgehalten, mit 
Herrn Sean McBride: dem frilh eren UN-Bevollmächtigten für Namibia 
und Friedensnobelpreis- und Leninfriedenspreisträger a ls Vorsitzen­
den. 
21 Persönlichkeiten haben als Mitglieder der Kommission an dieser Sit­
zung teilgenomm.en, die in Anwesenheit von UN-Repräsentanten, bel­
gisCher und ausländiSCher Persönlichkeiten, einschließlich zahlreicher 
in Belgien akkreditierter afrikanischer Botschafter stattfand. 
Die Anfänge der Schaffung der Kommission, ihre Ziele und Arbeits­
methoden wurden vom Präsidenten der Kommission, Herrn Sean 
McBride, und dem Generalsekretär der Kommission, Frau P. Pierson-
Mathy, definiert. ' 
Zu Beginn der Sitzung wurden Solidaritätsadressen verlesen, die u. a. 
vom Generalsekretär der UNO, Kurt Waldheim, von Botschafler L. O. 
Harriman, dem Präsidenten des Sonderkomitees gegen Apartheid, von 
Oliver Tambo, dem Präsidenten des Afrikanischen Nationalkongresses 
(ANC,; von Andrew Young, Botschafter der Vereinigten 'Staaten bei 
der UNO, von Olof Palme, Präsident der Sozialdemokratischen Partei 
Schwedens, von Karel Miert, Präsident der Belgischen Sozialistischen 
Partei und von Khatchatourov vom sowjetischen Afro-Asiatischen So­
lidaritätskorriitee kamen. Herr Dogadou, Botschafter von Togo in 
BrOssel, drückte die UnterstOtzung der OAU-Gruppe in Brüssel für die 
Arbeit der Kommission aus. Herr Kazaura, der Botschafter Tansanias 
in BrOssel, hielt eine Rede als Vertret~r der Frcintstaaten, und Herr Jo-
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siah Chinamano, der Vizeprllsident der Patriotischen Front , sprach zur 
Kommission als Vertreter der Befreiungsbewegungen . 
Das Thema der ersten Sitzung war: " Die Verbrechen des Rass isten­
und Apartheidregimes in Südafrika: 
a) Aggressionsakte gegen den Kampf der Völker für Befreiung; 
b) Aggressionsakte gegen die Frontstaaten. " 

I. Südafrik a 

Die Delegation des ANC, die von Herrn Cap Zungu, dem Repräsentan­
ten des ANC für Westeuropa, geleitet wurde, legte einen allgemeinen 
Beri~ht über die Situation der politischen und be'llaffneten Unter­
drückung des Volkes von Südafrika durch das Apartheidregime und 
über die Entwicklung des Befreiungskampfes vor. 
Die Zeugen des ANC wurden von Dr. Albie Sachs, einem Rechtsan· 
walt, vorgestellt, der zur Zeit an der luristischen Fakultät der Eduardo­
Mondlane-Universität in Maputo, M()(j:ambique, leht!. Er reichte auch 
schriftl iche Zeugenaussagen von drei ANC-Mitgliedern ein, die die Be­
dingungen ihrer Haft und die Folter, die sie während ihrer Haft zu er­
dulden hatten, betrafen. 
Drei junge Frauen aus Südafrika wurden als Zeugen von der Kommis­
sion gehört. Fräulein Sikose Mji beschrieb die Brutalität der Sicher­
heitskräfte in Soweto, die nicht zögerten , absichtlich auf sehr junge 
Leute und Kinder während einer unbewaffneten Schuldemonstration 
tu schießen und sie mit ihren Panzerwagen zu zermalmen. Fräulein 
Freda Mohale (27) schildete ihre eigenen Erfahrungen aus der Haft von 
Juli 1975 bis November 1916 und die Folter, der sie im Gefängnis vom 
Bloemfontein, unter der Leitung von Major Coetzee in Zusammenar­
beit mit Sergeant Prinsloo, unterworfen war. Dort ließ man sie 52 Stun­
den lang stehen, ohne in dieser Zeit essen. trinken und schlafen zu dür­
fen. Im Polizeihauptquarlier am 10hIT Vorster Platz in Johannesburg, 
unter der Leitung von Captain Cronwright, Leutnant Sons und Fräu­
lein Müller, wurde sie weiteren Folterungen unterworfen. Fräulein Na­
mal izo Kraai (24), eine ehemalige Studentin der Universität von Zulu­
land, gab eine Zeugenaussage Ober das Massaker im Doornkop­
Kirchhof in SowelO ab und Ober die Haftbedingungen und die Brutali­
tät, die sie während der Verhöre im Volksrustgefängnis von der Sicher­
heitspolizei von Natal zu erdulden hatte. Fräulein Kraai identifizierte 
Captain Eis, und die Sergeanten Mbatha, Bathat und Van Rensburg als 
ihre Folterer. 
Herr John Gaetsewe, Generalsekretä r des Südafrikanischen Gewerk­
schaftskongresses (SACfU), gab einen Bericlu Uber die Repression ge­
gen Gewerkschaftsfunktionäre in Südafrika lind schilderte Einzelheiten 
über drei Gewerkschaftsfunktionäre, die in der Haft in südafrikani­
sehen Gefängnissen gestorben sind. 
Genaue schriftliche Informationen vom ANC und dem Internationalen 
Verteidigungs- und Hilfsfonds zur Situation der Unterdrückung in 
Südafrika wurd"n dem Sekretaria t der -"ommi~ion Ubergeben 
"I arrer Keinhard I:srücKner, ein GeIstHeiler der .t:vangeliscnen Kirche in 
der Bundesrepublik Deutschland, gab Informationen über einen Pro­
zeß gegen afrikanische Student-en, Mitglieder der Südafrikanischen 
Studentenbewegung (SASM) und des Schüler- und Studentenrates von 
Soweto (SSRC), der tur Zeit in Johannesburg stattfindet. Pfarrer 
Brückner arbeitete früher an der Christlichen Akademie in J ohannes­
burg, wurde selbst eingesperrt und in Verbindung mit öffentlichen Ak­
tivitäten gegen die Apartheid aus Südafrika aufgewiesen. Diese jungen 
Leute riskieren langjährige Inhaftierungen und sogar die Todesstrafe 
wegen ihrer patriotischen Aktivitäten. ( ... ) 

4. NlImibia 

Eine SWAPO-Delegation aus Lusaka war eingeladen an dieser Sitzung 
teilzunehmen, konnte aber wegen praktischer Schwierigkeiten nicht 



teilnehmen. Nichtsdestoweniger wurde die Situation in Namibia unter­
sucht durch die Zeugenaussagen von Peter Manning, Repräsentant der 
SWAPO in London, und Pater Hunke, einem katholischen Priester 
deutscher Abstammung, der im Juli 1978 aus Namibia ausgewiesen 
wurde und gegenwärtig für das IDOC arbeitet. 
Peter Manning gab einen Bericht ~on seiner Verhaftung, den Bedin­
gungen seiner Haft, seiner Vernehmung und seiner Ausweisung aus Na­
mibia, wobei er unterstrich, daß die Mißhandlungen, denen er unter­
worfen war, nichts seien im Vergleich zu dem, was afrikanische 
SWAPO-Mitglieder erlitten.( ... ) 

5. Zimbabwe 

Die Delegation der Patriotischen Front, unter der Leitung ~on Josiah 
Chinarnano, unterbreitete mehrere juristische Berichte, die sich auf die 
Verbrechen beziehen, die vom Smith- Regime und seinen Verbündeten 
gegen das Volks ~on Zimbabwe begangen werden. 
Der erste ausführliche Bericht wurde gegeben ~on Herrn Neube, 
Rechtsberater. Dies<:r Bericht analysiert in systematischer und sorgfäl­
tiger Weise die verschiedenen Kategorien ~on Verbrechen, derer das 
Smith- Regime nach internationalem Recht schuldig ist. Sie umfassen: 
a) das Verbrechen des Kolonialismus; 
b) Verbrechen gegen die Menschlichkeit: Verfolgung ~on Zivilisten aus 
rassischen und politischen GrUnden, Deportation politischer Opponen­
ten, politische Prozesse, politische Morde, Vergewaltigungen, Foltern 
und andere erniedrigende Behandlungen; 
c) Kriegsverbrechen: Angriffe auf Nachbarstaaten, Völkermord. ehe-­
mischer Krieg, Konzentrationslager, Standrecht, Ausgangsbeschran­
kungen, Massaker; 
d) Verletzungen des Kriegsrechts und der Kriegskon~entionen; 

e) Verbrechen gegen die· soziale, wirtschaftliche und kulturelle Struktur 
der zimbabwischen Nation. ( ... ) 

Ein driller Bericht wurde ~on Herrn Emerson Munangagwa ~orgeleg[, 
der ebenso Beweise lieferte für die Existenz \·erschiedener Verbrechen, 
die ~om rhodesischen Regime ~erllbt worden waren, einschließlich u. a. 
der wiederholten Massaker an Zi~ilisten und europäischen Missionaren 
in Zimbabwe. 
Der Bericht enthält detaillierte Informationen über Bewaffnung westli­
chen Ursprungs, mit der die rhodesische Armee zunehmend ausgerüstet 
ist. Herr Munangagwa, der selbst zehn Jahre lang ~om rhodesischen 
Regime in Haft gehalten worden war, wurde von Dr. Kamba, Dekan 
der Juristischen Fakultät von Dundee in Irland, als Zeuge vorgestellt. 
Der Zeuge berichtete über seine eigenen Erfahrungen in der Haft und 
llber die Folterungen, denen er ausgesetzt worden war. Herr Munan­
gagwa, der eine bedeutende Persönlichkeit im bewaffneten Befreiungs­
kampf ist, informierte auch ausführlich über · die illegalen Methoden 

der Kriegsführung, wie sie ~on den rhodesischen Streitkraften ange­
wandt werden; insbesondere über die Vergiftung von Nahrungsmineln, 
von Früchten im Busch sowie die Versorgung mi t Jeans und Frauenbe­
kleidung durch den Feind mithilfe von Marionetten des Regimes, die 
mit vergifteten Färbemittel imprägniert wurden, das jene tötet, die sie 
sofort anziehen. 

Arbeitsprogramm 

Um ihre Aufgaben zu erfllllen, beschloß die Kommission, die folgen­
den Angelegenheiten im einzelnen zu untersuchen und llber sie Bericht 
zu erstatten: 
J. Die wichtigsten Best immungen des Völkerrechts zur Bestrafung von 
Personen, die Verbrechen gegen den Frieden und die Menschlicbkeit, 
Kriegsverbrechen und Verbrechen, die den Tatbestand des Völkermor­
des erfüllen, sowie von Personen, die der umfassenden und systemati­
schen Verletzung der Menschenrechte (einschließlich der Verletzung 
von Beslimmungen der Internationalen Konvention über die Beseiti· 
gung und Bestrafung des Verbrechens der Apartheid) schuldig sind. 
2. Massaker, Ermordungen und unrechtmäßige Tötungen, die ~on be-­
waffneten Kraften unter der Kontrolle des Apartheidregimes von Sild­
afrika oder des illegalen Regimes von Rhodesien a\lsgeführt wurden. 
J. Andere Handlungen, einschließl ich Verbrechen gegen den Frieden, 
Kriegsverbrechen, Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Verb re-­
ehen, die in Verletzung der Menscbenrechte durch das Apartheidregi­
mes von Südafrika und oder das illegale Regime von Rhodesien began­
gen wurden. 
4. Die gewaltsame Vertreibung ~on Teilen der Bevölkerung, deren Ent­
zug wesentlicher Voraussetzungen zur Erhaltung von Gesundheit und 
Leben und die absichtliche Vernachlässigung ethnischer Gruppen. die 
einen Völkermord (kulturell und physisch) darstellt, durch das Apart­
heidregime von SIldafrika und/oder das illegale Regime von Rhode­
sien. 
S. Die Hilfe, die Südafrika und dem ill~galen Regime von Rhodesien 
durch bestimmte Staaten und auch multinationale Unternehmen ge­
wähn wird, die die Unterdrllckung, Ausbeutung und Verbrecben gegen 
die Völker von SIldafrika, Zimbabwe oder Namibia unterstützen und 
anstacheln. 
6. Die Nichtbefolgung oder Umgehung des Völkerrechts und der Reso­
lutionen der Vereinten Nationen (einschließlich der UNO-Sanktionen) 
bezllglich S(I"dafrikas, Zimbabwes oder Namibias. 
7. Die Zusammenarbeit bestimmter Staaten mit Südafrika zur Förde­
rung und Unterstlltzung seines Weges zur Nuklearmacht. 

(Quelle: Hektographiertes Material der Internationalen Kommission 
zur Untersuchung der Verbrechen der rassistischen und Apartheidregi­
mes im südlichen Afrika, Brilssel, 12. 2. 1979) 

JustizmOrd an S. Mahlangu--------, 
Am 6. 4. 1979 hat das südafrikanische Vorster/Botha-Regime den 
22jllhrigen Freiheitskämpfer des Afrikanischen Nationalkongresses 
von Südafrika (ANC) Solomon Mahlangu hinrichten lassen. 
Mahlangu nahm aktiv an der Aufstandsbewegung von Soweto im Ju­
ni 1976 teil. Kurze Zeit spllter ging er ins Exil. wo er vom ANC für 
weitere Aufgaben im sIldafrikanischen Widerstandskampf vorberei­
tet und ausgebildet wurde. In seine Heimat zurllckgekehn wurde. er 
1977 bei einer Razzia, bei der es zu einem Schußwechsel mit der Poli­
zei kam, verhaftet.. In einer Prozeßfarce wurde Mahlangu am 3. 
März 1978 zum Tode verurteilt, obwohl eindeutig bewiesen werden 
konnte, daß er keinen der Schüsse abgegeben hatte, di"e bei seiner 
Verhaftung den Tod zweier Weißer nach sich zogen. 
Das Apartheidregime hat die Todesstrafe vollstrecken lassen - trotz 
einer weltweiten Protestkampagne und troll einer nochmaligenJ nter­
~ention des UN-Sicherheitsrates bei der sIldafrikanischen Regierung 
in der Nacht vom 5. auf den 6. April. 

Solomon Mahlangu gehörte zu einer der ersten Einheiten, die der 
"Speer der Nation", der bewaffnete Arm des ANC, nach den 
Soweto-Aufständen ins Land zurückschickte. um dem Gewaltregime 
in der einzigen Sprache zu antworten, die es versteht. 
Mahlangu war bereit, im Kampf gegen ein Regime, dessen bloße Exi­
stenz nach internationalem Völkerrecht ein Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit darstellt, sein Leben hinzugeben. Der J ustizmord des 
Regimes hat ihn zum Symbol gemacht - zum Symbol des Kampfes 
fIlr ein freies Sudafrika, in dem die trennenden Schranken der Apart­
heid ein für allemal eingerissen sein werden. 
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Chile 

Ivan Ljubetii: _ Holocaust auf chilenisch 

Zwtl du promlnenle"M VetlldlwulldMen Chile" Viclof Diaz 11., lIet­
.t!leppl Hl7tiJ und ExequJel Ponce (vellCnJeppr 111741 

Wenn man bedenkt, welchen Eindruck der Film Holocaust, der 
etwas von den Verbrechen des Naziregimes vor 30 Jahren zeig­
te, auf Millionen Bürger der BRD machte, kann man sich die 
Reaktion in Chile vorstellen, als bekannt wurde, daß ein Mas­
sengrab mit Opfern der fasch istischen Diktatur entdeckt wor­
den war. Es geht in diesem Fall nicht um die Vergangenheit. 
sondern um eine entsetzliche Gegenwart. 
Bei den gefundenen Leichen handelt es sich um Verschleppte, 
nach denen die Angehörigen seit dem Zeitpunkt ihrer Verhaf­
tung im Oktober 1973 verzweifeh suchten. 

Ende November 1978 teilte jemand bei der Beichte einem Prie­
ster die Existenz eines Massengrabes in einem' verlassenen Kalk· 
bergwerk bei LonquC:n, in der Nähe von Salitiago mit. Er er­
kUlrte sich einverstanden damit, daß die Sache an die Öffent­
lichkeit gebracht wU rde, bat abeT darum, seinen Namen zu ver­
SChweigen. 
Die Katholische Kirche beschloß, zuerst die Wahrhafligkeit der 
Angaben zu Uberprüfen. Eine Kommission, an der sich Journa· 
listen, ein Rechtsanwalt und Vertreter des Solidaritäts- Vikariats 
vom Erzbistum Santiago beteiligten, fuhr nach Lonquen. Am 
beschriebenen Ort fanden sie zwei KalkOfen und in einem von 
ihnen das Massengrab. An einer Mauer in der Nähe waren Ein­
schUsse zu sehen und auf der Erde lagen I«re Kugelhülsen. 
Am I . November 1978 erstattete die Kommission hiertlber An­
zeige vor dem Obersten Gerichtshof, der die Richterin der zu­
stä ndigen Onschaft mit der Untersuchung des Falles beauftrag­
t<. 
Die Nachricht Uber den Leichenfund sch lug in Chile wie eine 
Bombe ein. Dank der mutigen Aktionen der Angehörigen der 
Verschwundenen 1 war das Problem nicht mehr unbekannt und 
viele forderten energisch eine grtlndliche Untersuchung. Der 
Oberste Gerichtshof mußte dem Druck nachgeben und ernann­
te am 6. Dezember 1978 einen Sonderrichter - Adolfo Bana­
dos - für die Untersuchung des Falles. 
Banados bemUhte sich ernstlich um eine Aufl;: lärung. Er be-
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suchte den Fundort, forderte die gesamte Liste der verschwun­
denen Verhafteten an, beschäftigte sich mit 13 Anzeigen über 
Verschleppungen in der Gegend von Lonquen, die von den Ge­
richten ad acta gelegt worden waren, vernahm ihre Angehöri­
gen und weitere Bauern aus der Gegend. 
Wenig später berichtete die Presse, daß die Anzahl der gefunde­
nen Leichen 2S' bis 27 betrage. 
Am 19. Dezember wurde auf der Grundlage einer weiteren An­
zeige beim Solidariäts-Vikariat noch ein Massengrab, diesmal in 
Cuesta Barriga auf dem Weg zwischen Santiago und Valparaiso 
gefunden. 
Am gleichen Tag demonst rierten Angehörige von Verschwu n­
denen in der Innenstadt Santiagos. 
Bis zum Leichenfund von Lonqu~n haUen die Faschisten immer 
wieder erklärt, daß es sich bei den "angeblich" Verschwunde­
nen um Personen handeln würde, die nie existiert hätten, qie 
das Land verlassen, eine doppelte Identität hätten ader in den 
Untergrund gegangen wären . . . 
Mit Lonquen wurden alle diese LUgengebilde zerstört. Darauf­
hin entwickelten sie eine neue Erk lärung, die des BUrgerkrieges. 
Der Innenminister Sergio Fernandez behauptete am 20. Dezem· 
ber, daß "die Regierung nicht die MOglichkeit ausschließt, daß 
bei den Kämpfen, die nach dem 11. September 1973 nicht zu 
verhindern waren , Menschen ums Leben kamen, die nicht 
re<:htzeitig identifiziert wurden .. . Es können über SOO gewe­
sen sein". l 
In ihrer Nervosität haben sich die Faschisten selber verraten. 
Denn - wie die Angehö rigen der Verschwundenen richt ig be­
merkten - bevor nur eine der Leichen identifiziert worden war, 
gab die Regierung zu, daß diese Leichen in Verbindung zum 
Problem der verschwundenen Verhafteten stünden. ) Woher 
wußten sie das? 
Die These des BOrgerkrieges wurde allgemein zurückgewiesen. 
Der Sonderrichter erklärte kategorisch: "Es hat keinen Krieg 
gegeben" .• 
Die Zeitschrift Hoy gab der Meinung der großen Mehrheit der 
Chilenen Ausdruck, als sie schrieb: " Dieses Argument ist zu 
schwach, um das Gewissen Tausender von Chilenen beruhigen 
zu kö nnen. Denn ein Krieg bedeutet einen KriegsSChauplatz und 
er bedeutet Tote auf beiden Seiten, Tote die erkannt, gezahlt 
und öffentlich identifiziert werden ... Wenn es zu einer be­
waffneten Auseinandersetzung gekommen ist, dann findet man 
keine gefesselten Leichen oder Kugelhülsen neben den Toten 
am Ort der Begrabung. Eine Schlacht unterscheidet sich klar 
von einem Gemetzel." j 

Die Junta der Lüge überführt 

Im Verlauf seiner Untersuchung vernahm Sonderrichter Bana­
dos auch einen Zahnarzt, der einige Verschleppte aus der Ge­
gend behandelt halte. Dies fUh " e zur Identifizierung von einer 
der Leichen. 
Am 13. Februar 1979 erkannte dann Olga Maureira die Klei· 
dung die ihr Vater und ihre vier verschwundenen Brüder zum 
Zeitpunkt der Verhaftung getragen hauen. Anfang März waren 
bereits IS der Opfer identifiziert worden. Sie hatten alle in der 
Gegend von Lonquen gewohnt und waren in ihrer Mehrheit 
Landarbeiter. Zu den Ident ifizierten gehören Sergio Maureira 
und seine vier Söhne: Serg.io, Radolfo, Segundo und Jose; En-



riq.ue ASludiJIo und seine beiden Söhne Omar und. Ramön; drei 
BrUder Hemandez: carlos, Oscar und Nelson. 
Was war mit ihnen geschehen? Sie waren alle am 7. Oktober 
197) von Polizeikräften - deren Namen bekannt sind - ver­
haftel und im Wagen vom Besitzer des Weingutes, wo sie arbei­
telen, zum nächsten Polizeirevier gebracht worden. Als ihre 
AngehOrigen dort am nächsten Tag nach ihnen fragten, erklärte 
man ihnen, sie seien an einen anderen Ort gebracht worden, der 
jedoch nicht angegeben wurde. Daraufhin reichten sie eine 
Rechtsschutzeingabe ein. Dem Gericht erklanen die Polizisten, 
die Gefangenen seinen zum Nationalstadion gebracht worden, 
das von September bis November 1973 als KZ diente. Doch dort 
wurden ihre Eingange nie registriert. 
Im November I97S erkJ.ane Sergio Diez, Vertreter der Junta vor 
der UNO, daß Jose, Rodolfo und Segundo Maureira zwischen 
dem I J. und IS. Oktober 1973 ins Leichenschauhaus in Santia­
go eingeliefert worden seien, d. h. nicht verschwunden, sondern 
legal tot wären - wortlber er entsprechende Dokumente vor­
legte -, während Sergio Maureira nie exist iert habe. Die Lei­
chen der vier ·wurden jetzt jedoch in Lonquen gefunden. Einen 
deutlicheren Beweis seiner LOge vor der UNO kann es nicht ge-

"'"_ 
Die Offenlegung der so lange bestrittenen Verbrechen der Fa· 
schisten veranlaßte die AngehOrigen der Verschwundenen zu 
neuen Aktionen, die von breiten Kreisen unterstützt wurden. 

Kampfa nsage von Lonquen 

Am Sonntag, den 2S. Februar nahmen etwa 2000 Menschen an 
einem Gottesdienst in Lonquen teil. Danach zogen sie alle zu 
dem 4 km entfernt liegenden Kalkbergwerk, wo sie ein großes 
Holzkreuz aufstelhen. An der Mauer des Kalkofens wurde eine 
Kupferplatte mit Versen von Pablo Neruda angebracht: 
"Wenn auch tausend Jahre die Schritte diesen Ort berUhren, 
sie werden das Blut derer, die hier fielen, nicht tilgen. 
Und verlOschen nicht wird die Stunde, in der ihr fieh, 
wenn Tausende Stimmen auch dies Schweigen queren." 
In einer Ansprache erkiane ein GewerkschaftsfUhrer der Land­
arbeitergewerkschaft, der die Opfer angehört hatten, daß "das 
Kreuz Ober die Zeiten Slehen bleiben wird, bis zum Sieg, als ein 
Zeichen dafür, daß sich das chilenische Volk dazu verpflichtet 
hat, Gerechtigkeit und Freiheit zu suchen". Mutig und ent­
schlossen rief er zur Einheit im antifaschistischen Kampf auf: 
"Wir Leiter der Landarbeiterorganisationen rufen alle Werktä­
tigen, alle Männer, Jugendlichen, Patrioten, zu einem breiten 
Massenkampf auf, denn nur er wird erreichen, daß endlich in 
unserem Vaterland die Sonne der Hoffnung strahh" ... "Nur 
eins vereinigt uns heute: der Antifaschismus. Nur eins vereinigt 
uns: der Kampf gegen die Diktatur bis zum Sieg des Volkes.'" 
Mehrmals wurde seine Rede von dem Ruf unterbrochen: "Das 
geeinte Volk wird niemals besiegt werden!" 
Nicht weniger kll.mpferisch verlief der 8. MlI.rz, der Inlernatio­
nale Tag der Frau. FOr diesen Tag war eine Massenveranstal­
tung in einem Stadion in Santiago geplant worden, doch sie 
wurde in letzter Minute von den Faschisten verboten. Darauf­
hin zogen Tausende von Frauen mehrere Stunden lang trotz der 
polizeilichen Repression durch die Straßen Santiagos. Zu den 
am häufigsten gerufenen Losungen gehOrte: "Lonquen! Lon­
quen! ... MOrder!" 
Seit Anfang Mlirz mehren sich die Angriffe gegen den mit dem 
Fall Lonquen beauflragten Sonderrichter. In der faschistischen 
Presse häuft sich die Kritik. Pablo Rodriguez, Chef der faschi­
stischen Bewegung Vaterland und Freiheit warf ihm vor, er wol­
le "politiSChes Aufsehen erregen, indem er den Journalisten In­
formationen gebe, obgleich er wüßte daß seine Worte benutzt 
werden würden, um die Regierung in übereilter Weise zu be­
schuldigen" .1 
Der Oberste Gerichtshof, der sich stets als Handlanger der Dik­
tatur auszeichnete, .. wies Richter Banados an, von Mitteilun­
gen an die Presse Ober den Fall Lonquen Abstand zu nehmen" 

und übte an seiner biSherigen Vorgehensweise Knuk. ' Darüber 
informiert frohlockte das faschistische Blatt Las Ultimas Noti­
cas unter der Schlagzeile ,.Schweigen im Fall Lonquen".' 
Der Druck der Faschisten auf Richter Banados verfolgt den 
Zweck, daß dieser sich fUr unzustlndig erklärt und den Fall 
dem Militärgericht übergibt. Dieses würde das Verfahren auf· 
grund des sog. "Amnestie-"Gesetzes vom 19. 4. 1978 einstel­
len. Damit würde einmal mehr bewiesen, daß die Angehöri8en 
der Verschwundenen, die Katholische Kirche und andere Kreise 
recht hauen, als sie erklärten, dieses, ,Amnestie" -Gesetz sei nur 
zum Schutz der Agenten der Geheimpolizei DlNA verabschie­
det worden. Damals hatte die Justizministerin Monica Manda­
riaga empOrt erwidert, es sei "eine Gemeinheit zu glauben, daß 
die Amnestie ausgerufen wurde, um die DINA zu 
begünstigen" .10 

Eines steht fest: nur der verstärkte Druck der demokratischen 
Kreise in Chile kann erreichen, daß das Probltm der Ver­
schwundenen aufgeklärt wird. In diesem Kampf ist fOr sie die 
UnterstOtzung durch die internationale Solidaritllt weiterhin 
von enlscheidender Bedeutung. 

Anmerkungen: 

I) Val. AlB 4, 911919 und 7-811918 
2) La Tereera, Santiago, 2J. 12 . 1918, S. 2 
3) Ho)" Santiago Nr. 83, 27. 12. 1978-2. I. 1919, S. Il 
4) Ebenda, S. ;2 
S) Ho)" Nr. M, 3.-9. J. 1979, S. 37 
6) Inrormationsbulletin Venceremos. Frankfurt/Main, Mln: 1979, S. 

10 
7) Ho)" NT. 93, 7.-13. 3. 1979. S. 12. 
11) Bericht in Radio Chilena, dem Sender des Erzbistums Santiaao der 

Katholischen Kirche Chiles, vom 10. 3. 1979 
9) Bericht im Sender Radio Cooperativa VitaHcia, Santiago, vom 10. 

3. 1979 
10) Zit. nach Hoy, Nr. 83, 27. 12. 1918-2. J. 1979, S. JJ 
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Rezensionen 
Wohin treibt China? [11 
~ 

MAOISMUS 
IN DER KRISE 

Aus der Flut von China-Publikationen der 7Der Jahre aUS1:uwlhlen, ist 
unumgangHch. Unsere Auswahl beschrankt sich mm einen auf Erschei­
nungen ab 1975. Zum anderen spart sie Mao-Biographien, MaG­
Schrirlcn, aber auch Reiseberichte aus. Was bleibt, sind geschichtlich 
angelegte Gesarntdarstellungen oder politische Ausschniue zum zeitge­
nössischen China, von Analysen zur Außenpolitik und zu inneren Ent­
wicklungen. 

Eine geraffte historische Gesamtdarste[Jung, die bis zu den Anfängen 
der chinenischen Befreiungsbewegung um die Jahrhundertw,ende zu­
rlId:greift, bieten 
R. Müller/ V. Kld n, Nacht über China, Dletz Verlag, Berlin 1976, 293 
Seilen, 4,- DM. 
Die Autoren wurden Augenzeugen der Aulbauphase des Sozialismus in 
China, von Maos "Großem Sprung nach vorn" (1958) und der "Kul­
turrevolution" (1965-69). Im Miuelpunkt stcht zum einen die histori· 
sche Darstellung der Auseinandersetzung zwischen der maoistischen, 
nationalistischen Strömung e.inerseits, der mandstisch·!eninistischen, 
internationalistischen Strömung andererseits innerhalb der Kommuni· 
stischen Pan ei Chinas (KPCh) bis in die rotr Jahre. Sie werden' auf 
dem Hintergrund des amiimperialistisch·demokratischen Befreiungs· 
kampfes und der stUrm ischen Emwicklung im I. Jahrzehnt der Volks· 
republik China (VRCh) nachgezeichnet. Eingehender Behandlung er· 
fah ren Maos Herausforderung der kommunistischen Weltbewegung, 
dje maoistische Jugendpolitik, die Außenpolitik. AusfUhrlich diskutie· 
ren die Autoren Mao Tse·tungs Rolle, die KampatnenfOhrung in den 
zentralen Kontroversen bis zum Jahr 1975 und den X. Parteitag der 
KP Chinas. 
R. MUHer/ D. Klein' kommen zu dem Schluß, dilß die KPCh Mitte de~ 
70er Jahre als eine "maoistische" und "keine marxistisch· 
leninistische" Pand zu klassifizieren ist (S. 281). Sie "zweifeln jedoch 
nicht daran, daß die Kommunisten, die Arbeiterklasse und das ganze 
werktätige Volk Chinas eines Tages in sich die Kraft finden werden, um 
erneut den durch die Schuld Maos und seiner Anhänger unterbroche­
nen Weg des Aufbaus der sozial istischen Gesellschaft und der engen 
Einheit mit den BT\lderv(\lkern und Bruderparteien der sozialistischen 
Länder zu beschreiten, um auch in der VR China den Erfolg der großen 
Sache des Sozialismus zu sichern" . . 
Der Kampf gegen den Maoismus habe indessen nichts mit "China· 
feind lichkeit" zu tun, denn: " Der Antimaoismus der Marxisten· 
Leninisten dient nicht zuletzt dem Ziel, die chinesische Revolution in ei· 
ner für sie tragischen Periode zu unterstUtzen; er ist ein Kampf fUr die 
sozialist ische Perspektive der Volks republik China, fUr die Rückkehr 
dieses Landes in die gemeinsame Front der Klmpfer gegen den Impe· 
rialismus." (5. 2g3) 

W. Glebow, Maoismus: Parolen und Pnu.I.s. APN· Verlag, Moskllu 
1978, \68 ~lten, 1,- DM 
ragt aus der Vielzahl neuerer sowjetischer VerOffentlichungen zu China 
heraus. Die Broschüre diskutiert, untergliedert nach Innenpolitik, Au· 
ßenpolitik und politische Praxis, die wichtigsten Parolen der maoisti· 
schen Propaganda in ihrem historischen Wandel und die Methoden 
ihrer Durchsetzung. 
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Gemessen an den programmatischen Oriemierungspunkten, die der 
VlIJ. Parteitag der KP Chinas 1956 formulierte, werden die Kurswen· 
den des "Großen Sprungs" bzw. der Volkskommunen, der "Kulturre­
volution", der "Kritik an Lin Piao und an Konfuzius" (1974-75) bis 
hin zur Kampagne gegen die "Viererbande" (1976/77) und zur Ver· 
kündung der "vier Modernisierungen" (1978) dargeboten. NOtzlich ist 
dabei die sorgsame Quellenausweisung der chinesischen losungen bzw. 
programmatischen Aussagen. Differenziert führt W. Glebow die Aus· 
einandersetzung mit der maoistischen Massenagilation und Praxis. 
Im Ergebnis seiner Untersuchung hebt er vOllig zurecht gerade die "Ge­
fahr" hervor, "die sich aus der Einwirkung der kleinbürgerlichen chau· 
vinistischen Propaganda auf das chinesische Volk ergibt, das Jahrhun· 
derte lang vom Feudalismus unterdrückt war." (5. 166) Der Autor soll· 
te allerdings etwas zurückhaltender beim Ineinssetzen "der chinesi· 
schen Propaganda mit der Göbbelspropaganda" sein. Denn zum einen 
sind die Pekinger Rechtfenigungsstrickmuster fUr Expansions· oder 
Aggressionsziele diffiziler. Zum anderen baben beide nationalistischen 
Bewegungen (Maoismus, Nazismus) nun einmal eine andere Klassen· 
grudlage: die des Hitlerfaschismus ist großkapitalistisch, die maoisti· 
sche aber kleinbUrgerlich·kollektivistisch. 
Das besagt im übrigen auch W. Glebows Schlußbemerkung, die gerade 
den noch nicht endgUltigen Abschied Chinas aus der Weh des Sozialis­
mus hervorkehrt: "Die Feinde des Friedens, des Sozialismus und der 
Entspannung mißbrauchen die TragOdie des chinesischen Volkes und 
sind bestrebt, die Volksrepublik China aus dem Sozialismus ,auszusto­
ßen'. Sie setzen auf eine weitere Zuspitzung der sowjet isch·chinesischen 
Beziehungen. Doch eine so kurzsichtige Politik wird keinen Erfolg ha­
ben. Die um einen sozialistischen Entwicklungsweg des Landes kämp­
fenden Kräfte und Freunde Chinas im Ausland glauben daran, daß das 
chinesische Volk das finstere Kapitel der Herrschaft des Maoismus in 
der Geschichte Chinas Uberwinden wird." (5. 1661167) 
R. Max, Manismus und his toriSChe Mission der Arbeiterklasse, Verlag 
Marxistische Blätter (VMB), Frankfurt/ M. 1975,98 Selten, 4,20 DM 
untersucht den Standon der Arbeiterklasse in der maoistischen Gesell· 
schaftskonzeption, die Gründe für die herabgeminderte Rnlle des chi· 
nesischen Proletariats nach 1949 und zeigt die Grundzllge der veränder· 
ten Sozialstruktur in der VRCh auf. "Der Maoismus", so betont der 
Autor, "entspringt (dabei) einem Reifegrad der sozialen Beziehungen, 
bei dem die Bourgeoisie die Funktion einer Hauptklasse der Gesell· 
schaft historisch nicht mehr und die Arbeiterklasse noch nicht wahr­
nehmen kann. Das erklärt sich aus Clnem spezifisch-gesellschaftlichen 
Durchgangs- und übergangsstadium, dem geschichtlichen übergang 
von der halbfeudalen, halbkolonialen Gesellschaft zum Sozialismus in 
China." (5. 11) 
Der Bezugspunkt Nr. I von 
J. Reusch, Maoismus in der Krisr, VMB, . ·rankfun/ M. 1975, 76 Sei· 
ten, 4,50 DM 
sind die Auseinandersetzungen um die Kampagne gegen Lin Piaound 
Konfuzius seit Anfang 1974 bis zum IV . Nationalen Volkskongreß im 
Januar 1975. Aus ihr sei - nach). Reusch - der r«hte Flügel der ma· 
oistischen Führung um Tschou En·lai und Deng Xiaoping gestärkt, der 
ultralinke FIUgel um Wang Hung· .... en, Vao Wen·yt1an und Chiang 
Chin geschwächt hervorgegangen. Der Autor betont zugleich, daß da· 
bei die grundlegenden Leitsltze des Maoismus nicht zur Debatte stan· 
den, nämlich Produktionssteigerung, MilitarisieT\lng, Geringschätzung 
sozialer Interessen, Großmachtchauvinismus und Antisowjet ismus. 
Der Hauptzank. sei um das Ausmaß der Gleichmacherei bzw. die Zuläs· 
sigkeit von materiellen Anreizen entbrannt. 
Mit der Durchsetzung des "rechten" maoistischen FlUgeis, so das ein· 
leuchtende Fazit J . Reuschs, gehe allerd ings eine große Gefahr einher, 
namlich die zunehmende Entfernung der "sozialOkonomischen Struk· 
tur des Landes ... von ihrem ursprünglich sozial istischen Ausgang· 
spunkt", was perspektivisch die Errungenschaften der Revolution 
ernsthaft in Frage stelle. (5. 73(74) (Forl$('l~u"g /o/gl) W. Bi-önnu 

nU'Ii.;J~IiIIUIIU"'1 U11!t"'11 
bitte reChtzeitig 
bekanntgeben ! 



Kurzinformationen 
Brasilien 
Seil dem IS. J. 1979 iSI der neue brasil ianische Präsident Figuciredo im 
AmI. Ocr ehemal ige Geheimdienstchef ist bisher nicht nur durch die 
Ankündigung hervorgetrclcn, auf der Politik der Stärke seines Vorgän­
gers Geisel zu ~harren. er kOndigte auch I'erstärkte unpopulä re Wirt­
schaftsmaßnahmen an. Die BRD-Firmen. die Gber 4,5 M rd 01-.'1 in Bra­
silien inve5lien haben und deren Rcpräsemamen sich im Begleiuroß 
\Ion Helmut Schmidt befanden. der Anfang April aufSudamerikareise 
ging, werden in die Hände klatschen; kaum aber die 150000 Metallar­
beiter. die 80000 lehrer in Sao Paulo oder die Tausende Transportar­
beiter, die in machtvollen DemonSlrationen der letzten Wochen ihre 
Forderunllllach l ohnerhöhungen bekundeten. Gegen d ie "·eitreichen­
den Notstandsvollmachten. die von Fugueiredo noch weiter '·erschr!ft 
wurden (ygl. Al B 21 1979) - so besteht S1Td kverbot in fast allen wich­
tigen Wirtschaftsbereichen -, fordert eine immer breiter werdende 
Amnestiebewegung die Rehabilitierung polilisch Verfo lgter. In 15 Jah­
ren Militärdikta tur gerieten 500000 fo,·Ienschen in die Hände der brasi­
lianischen Sicherheitsorgane. 10000 mußteIl das Land aus politischen 
Gründen verlassen. Der Nationalkongreß für die Amneslie, der von der 
brasilianischen Bischofskonferenz unters[(]tzt wird, fordert eine na tio­
nale Kampagne um d ie Aufklärung über die Lage der Verfolgten, die 
Mobilisierung zugunsten der politischen Gefangenen. d ie Herausgabe 
einer Zeitung rar die Amllestie sowie die Schaffung eines nationalen 
Organs zur KoordinieTlmg der Bewegungen für d ie Amnestie. 

Chile 
2 Jahre uJld 4 Monate nach dem Mord an dem ehemaligen chi lenischen 
Außen· und Verteidigungsminister der Unidad Popular, Orlando Lete­
lier, begann im Januar 1979 in Washington endlich der P rozcß S<'iner 
Mörder. Angeklagt und verurteilt zu lebenslanger Haft wurden die bei­
den konterrevolutionären Exil- Kubaner Guillermo Navo Sampol und 
Alvon Ross Diaz. Die eigentlichen Verantwort lichen dieses Verbre­
chens aber . der ehemalige Chef der DINA/ CN I. General r-,.t. Contreras 
(er steht unter Arrest). und sein direkter Vorgesetzter, J unta-Chef Pi­
noche!. sowie die in dieses Komplott verwickelten Institutionen CIA 
und FBI. ~Iieben aufgrund massiver Interventionen der US-Regiemng 
unbehelligt (vgl. dazu Granma, Havanna, 25. 2. und 4. 2. 1979). Das 
geht aus einem geheimen Abkommen zwischen den Regierungen Chiles 
und der USA '·om Apri l letzten Jahres hervor. Es besagt, keine IJlfor· 
mationen über den P rozeß zu veröffentlichen. die dem AnS<'hen des 
Pinochet- Regimes schaden. 
Die jüngste T agung der UNO-MenschenrC(:htskommission Anfang 
März d . J. in Genf. die wiederholt die systematischen Verbrechen der 
Junta gegen die Menschlichkeit anprangerte, ließ sich freilich nicHt 
täuschen. 

Nikaragua 
Mitte März d. J. sind seitens des LInksbündnisses Nationale Pa trioti­
sche Front Nikaraguas, der Vereinigten Volksbewegung (MPU) und 
der Sandinistischen Front der na tionalen Befreiung (FSLN) Pläne des 
C1A enthüllt worden, in Nikarjlgua durch einen Putsch gegen Somoza 
einen .. SoUlozismus ohne Somoza" zu installieren. Diese l ösungsmög· 
lichkeit ist rur den US· lmperialismus umso dringender. da seine bisher 
favorisierte Verhandlungslösung unter ßeteiligung der Breiten Opposi· 
tionellen Front (FAO) sowie Gualemalas und der Domini kan ischen Re­
publi k endgültig gescheitert ist. Diese Lösung sah ein ReferenduUl über 
den Verbleib Somozas im Amt oder Rücktritt bis 1981 vor. Zum ande­
ren müssen die USA fürc htcn. daß bei zu langem Zögern die Einigungs­
bewegung der Opposition noch größere Fortschritte macht. So haben 
sich erst im Februa r die drei Grundströmungen innerhalb der FSLN auf 
eine einheitliche polit ische und militärische Pla ttform gestellt. Auch 
gab es zwischen der Nationalen Palriotischen Front und dem Rumpf 
der FAO (Konservative Partei und Wirtschaftsvertreter) erste Koordi­
nierungsgespräche für gemeinsame poli tische Aktionen. Um die Oppo­
sitionsbewegung in Schach halten zu können. mußte sich S0Il1 01.3 auf 
einem Geheimtreffen Anfang Februar der Hilfe der benachbarten reak· 
tionä ren Militärregimes ~ersichern. die ebenfalls Mitglieder des Mili tä r· 
bündnisses Mittelamerikas CON DECA sind, das yon den USA kon­
trolliert wird. Kernpunkte der übereinkunft sind: Vernichtung der 
Guerillabewegung, so,,·ie jegliche mil itä rische Unterstützung fü r So-
0101.3 im Falle eines Angriffs auf Kostari ka. 

Tschad 
Die S<'it 13 Jahren andauernden Käntpfe im Tschad sind durch Ver· 
handlungen vom 10.-18. März d. J. z,,·ischen Vertretern der vier eth· 
nischen und religiösen Hauptgruppen beigekgt worden. Auf Drängen 
der Nachbarstaaten Nigeria . Libyen. Niger. Kamerun und Sudan wur­
de am 16. " ' än. in Kano/ Nigeria. ein Waffenstillstandsabkommen Ull­
terzeichnet, das gleichzeitig die Entmilitarisierung der Haupts1adt 
N'Djamene und die Bildung eines nallonalen übergallgskabinetts bis 
zu Neu,,·ahJen vorsieht. Am 23. ,"ärz wurde der Führer der Befreiungs­
bewegung FROLINA T, Goukouni Queddei, proYisoriseht'S Staatsober­
haupt, während Präsident F. Malloum und Millisterprllsident (Ex­
FROLlNAT-Chef) Hissen Habre ins Exil gingen. General F. /o.·Ialloum 
haue infolge eines Militärputsch im Jahre 1975 die Präsidentschaft 
übernommen. konnte aber nur mit Hilfe französischer Truppen di ... 
FROLI NAT (siehe Al B 9/ 1978. S. 28) in ihrer Offensi,·e stoppen . An­
fang 1978 schlossen die FROLINA T unter der damaligen Führung "on 
Habn! und die Regierung MallOUIl1 ein Waffenstillstandsabkommen. 
Weiterhin sah das Abkommen die baldige Bildung einer Regierung der 
nationalen Einhei1 vor. Während Habrc im August 1978 a ls Premiermi· 
nister seines einstigen Erzfeindes /o.13l1oum nominiert wurde. seilte ein 
Teil der FRO LI NAT unter Führung von GoukOllmi Qucddci de.Jl 
Kampf gegen die Marionettenregierung fOT!. Daraufhin wurden die 
fra nzösischen Tru ppen nach blutigen KämpfeIl gegen d ie FROLJ NA T 
von 1400 auf nahezu 5000 Mann verstä rkt. Anfang 1979 kam es im SÜ· 
den zu blutigen Rivalitäten zwischen T ruppen MallOlIms und Habres, 
worauf Frankreich seine Truppen abzog. Ende März begann eine zwei· 
te Verhandlungsrunde. die Einzelheiten der Rcgicrungsbildung. der 
tei lweisen Entwaffnung der verschiedenen Bürgerkriegspa rteien. der 
Vorbereitung von Wahlen und d ie Aufs!e!ltmg dner überwachungs­
kommission unter nigerianiseher Führung regeln soll. 

Südliches Afrika 
Anfang März d. J. trafen die Präsidenten der FronlSlaaten Angola , 
MO\ambique, Sambia, B01swana und Tansania (hier nahm Vizepräsi­
dent Aboud Jumbe teil) in Luanda zu einer Gipfelkonferenz zusam­
men. Im Abschlußkornrnuniquc bekräftigten die Frontstaaten ihre So­
lidarität mit den Befreiungsorganisationen des südlichen Afrika und 
'· .. rurteilten die neokolonia!istischen Lösungsversuche in Namibia und 
Zimbabwe. Mit der SWA PO wurde '·ereinbart. diese solle ihre ßefrci­
ungsstre;tkräfte in Namibia nach dem südafrikanischen Truppenabzug 
in Stützpunkte umer UN- Kontrolle zurückziehen. Die vom Smith· 
Regime in Salist>ury für den 20. April 1979 angesetzte Wa!llfarce und 
ihre Ergebnisse deklarierten sie als VOll vorneherein null und nichtig. 
Im Anschluß an die Luanda-Konferenz intensivierte die Sildafrikani­
sche Rassistenarmee ihre überfälle auf Angola und Sambia. Allein im 
Zeitraum 8.-18. 3. 1979 registrierte das angolanische Verteidigungs­
ministerium 70 südafrikanische Angriffe. vornchmli,h ßombenflilge 
auf Süd· und Zentralangola. Es wurden Napalmbomben eingcsctzt und 
keineswegs nur SWA PO·Lager 3l1gegriffen. Mille März drangen 
südafrikanische Spezialeinhdten 40 km tief "om namibischen Caprivi­
streifen aus in den sambischen Distrikt Sinjembela "or, oHllpierten 
weite Teile des Territoriums, folterten und ermordeten Dorfbewohncl. 

10000 Kochlöpfe für Kampuchea 
Bei einem Gespräch Erich Wulffs mit Ros Samay. Generalsekretär 
der Nationalen Einheitsfront für die Rettung Kantpucheas. betonte 
dieser d ie große Notwendigkeit internationaler Hilfe für sein Land. 
da man den Sozialismus ,,~om Null punkt an aufbauen· · müsse. Das 
alte Regime habe alles zerstört einschließlich Fabriken, Handwerks­
betriebe oder Gegenstände famil iären Zusammenlebens:, .I nder Fami­
lie zu leben, zu essen. galt als konterrevolutionär. Unsere Dörfer sind 
so zu wahren Zwangsarbeitslagern geworden. Die Leute haben nichts 
mehr , keine eigenen Kochtöpfe, kein Geschirr." Auf die Frage nach 
möglicher internationaler Unterst{l[zung bezeichnete Ros Samay eine 
Kampagne 10000 Kochtöpfe fü r Kampuchea als ,.große H ilfe. Für 
jede Unterstützung silld wir den Menschen in der BRD dankbar.·' 
Zu dieser Aktion hat im März d. J. der Vorstand der Freundschafts­
gese llschaft Bundesrepublik-Vietnam aufgerufen. Spenden werden 
erbeten auf das Konto der 

HllfSlll< tion Vietnam e. V .. 8i ~ma,ek s t'. 33. 4000 Uüssddorf . 
P§ChA t:sstn , 900 40-430 

Stichwort: Kochtö pft f ü, Kampuchea 
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~----Der "zweite Ölschock" -------, 
VerursacheT einer "zwd!en Ölkrist", so interpretieren westliche Re­
gierungen, Medien und Ölkonzerne - wie schon einmal ]973/74 -
Obereinstimmend, das sind die iranische Volksbewegung und - seit 
ihrer Konferenz Ende Dezember - die Mitglieder der Organisation 
Erdölexportierender landeT (OPEC). 
Das wohlkal~u!ierte Gerede vom "zweiten Ölschock" (Stern-Titel: 
"Wann gehen bei uns die Lkhtl."T aus?") verfolg! indes einen durch­
schaubaren Zweck: Es dient als massenpsychologischer Nebelschleier 
zur Vorbereitung eines neuen Coups der Ölkonzerne auf die Taschen 
der Verbraucher. Falls es zu einer Verknappung derÖlvcrsorgung der 
Bundesrepublik kommen soHlt, so versichern A.pologeten des Kapita­
lismus wie Bundeswinschaflsminister Lambsdorf in der ihnen eigen­
tüm l i~hen Spra~he, ""erde "der Markt" genügend Kraft besitzen, das 
Problem zu lOsen. 
Na~h der Logik der "freien Marktwir1S~haft" jedoch bedeutet ein 
Rückgang des Angebots bei glekhbleibcnder Nachfrage fast automa­
tisch Preisanstieg. Jedoch selbst diese systemimmanente BegrtIndung 
rur die allenthalben s~hon jetzt kräftig im Steigen begriffenen Ölprei­
se entpuppt s i~h als bar jeder Grundlage, geradeso wie der Verweis 
auf OPEC-BeschUlsse oder die verändene Situation im Iran. 
Das Bundesamt für gewerb1i~he Wirtschaft in FrankFurt konstatierte 
jüngst genau das Gegenteil von dem. was die Verknappungsthese zu 
suggerieren su~ht. Die Rohöleinfuhren seien im Februar 1979 gegen­
über dem Vorjahr um ein Drillei gestiegen; der Ausfall des iranischen 
ErdOls-Exportstopp vom 27. Dezember 1978 bis 7.um 4. März ]979 
- sei dur~h die erhöhte saudiarabische FOrderung auf dem Welt­
markt ausgeglichen worden. Auch die eigens für Krisenfll.lle geschaf­
fenen strategischen ErdOlvorräte in den Verbraucherländern, die in 
EG-Ulndern auf lOOTage, in Japan auf 70 Tage und in den USA auf 
43 Tage Normalverbrauch berechnet sind, wurden bislang genau so 
wenig angetastet wie die Privatreserven der Ölkonzerne. 
t rCllich gibt es eine Verschiebung im Krafte~erhaltnis zwischen Öl­
Multis und OPEC-Staaten, die den westlichen Erdölmarkt erneut in 
Bewegung geraten ließ. Hier kommen mehrere Faktoren zusammen, 
wobei der entseheidendste tatsächlich die revolutionäre Umorientie­
TUng im han isl. Nicht minder bedeutsam ist der von den OPEC­
Staaten erneut erwogene Versuch, das Ö[ als politische Waffe im 
Nahostkonnikt einzusetzen - diesmal gegen die SeparalfriedenspoH­
tik von Carter/ Begin/ Sadat, der selbst das reaktionare und ansonsten 
dem Westen zugewandte Regime von Riad seine Unterstützung versa­
gen mußte hiehe Beitrag in di=m Heft). 
Markieren die Ergebnisse der OPEC-Dezembertagung noch einen 
KompromiD zwischen Forderungen konservativer und progressiver 
Krafte, so veranderten sich in der Folgezeit die Gewichte innerhalb 
der Organisation. Der reaktionare OPEC-Flügel (Saudi-Arabien, 
Vereinigte Arabische Emirate, Iran und Qatar), der zusammen über 
die Half te des OPEC.{)[s fOrderte, halte es bisher \'ermocht, die For­
derungen der restlichen Mhgliedslander abzu", ehren. Diese verfolgen 
das Ziel, den ErdOlpreis an die Entwicklung der [mportpreise zu bin­
den und besonders den Dollar als Verrechnungsbasis aufzugeben, um 
so Verluste durch Inflation und Dollarverfall aufzufangen. 

Wer bereichert sich wirklich? 

Der reaktionltre OPEC·FIOge[ ist jedoch nach Ankündigung der neu· 
en iranischen ErdOlpolitik empfindlich geschwacht. 
Sei t dem 11 , Februar 1979 strebt man in Teheran ein Ellportvolumen 
fOr RoMI an, das den tatsach[ichen Devisenbedürfnissen des Landes 
entspricht - man spricht ~on 60'1. der vor dem Generalstreik ]978 
geförderten Menge. 
Auf der OPEC· Konferenz Ende Marz d. J. konnte Saudi Arabien 
dann auch seine Position nicht mehr voll durchsetzen, der korrupte 
BUndnispartner aus dem iranis~hen Kaiserhaus fehlte. Hinzu kam, 
daß das altbewahne saudisehe Drohmitte[, bei OPEC-Preiserhöhung 
den Ölmarkt durch überproduktion zu überschwemmen und so eine 
Preissenkung zu erzwingen, nicht zog, weil man in Riad voll dabei 
war, den iranischen Ölausfall auf dem Weltmarkt zu kompensieren. 
So beschloß die OPEC, die fOr Ende 1979 vorgesehene PreiserhOhung 
von 9 tJ. zum I. April vorzuziehen, die obere Preisgrenze wurde dar­
über hinaus jedem Mitglieds[and freigesteHt. 
Bereichern sich damit nun die Öl~heichs auf Kosten der Ouo Nor· 
malverbraucher? 
Ein Preisverg[eich zeigt: Die wahren Bereicherer sind nicht die Ö[llIn­
der, sondern die Multis. Wahrend der R1>hölrichtpreis zwiscilen 1974 
lind 1978 um 17,3 tJ. stieg, erhöhten sich die Endverbraucherpreise 

für Raffinerieprodukte im gleichen Zeitraum um 55,6'1, . Es kann 
auch schwerlich nachgewiesen werden, die OPEC-PreiserhOhung 
vom I. I. 1979 von S '10 habe eine Heizö[preissteigerung um nahezu 
50 '1. (~on Dezember 1978 bis Februar 1979) gertthtfcrtigt, wobei der 
effektive RohOlpreis durch den Kursverfall des Dollars Ende [978 um 
22 ~o niedriger lag als 12 Monate zuvor. 
Auf der anderen Seite waren die Einkünfte der OPEC-Uinder nach 
kuweilischcn Angaben von Anfang ]977 bis Ende 1978 um 30% we­
gen Inflation und Dollarverfall geschrumpft. Aus g[ei~hem Grund ist 
der effektive RohO[preis, den die FOrderlander nach algerischer Auf­
fassung 1979 noch erzielten, sogar um zwei Drittel niedriger als 1974. 
Die jüngsten PreiserhOhungen nun, so Kuweits ErdO[minister al· 
Sabah, sind auf die " Habgier" der Ölkonzerne zurückzuführen, "die 
aus der entstandenen Situation groBen Nutzen ziehen". [1'1 dieser 
Orientierung gegen das internal1ona[e Ölkapha[ treffen sich die wohl­
verstandenen Interessen der Förderländer mit denen der Verbraucher 
in den entwickelten kapi talistischen Staaten durchaus. Während eine 
antiimperia[istisch ausgerichtete Ölpo[itik darauf abzielen muß, die 
Ö[einnahmen langfristig so zu gestalten, daß die Finanzierung einer 
nationalen Entwicklungs· und Industria[isierungspo[itik gesichert 
werden kann, sind die Verbraucher hierzulande an mOglichst niedri­
gen Heizö[· und Benzinpreisen interessiert. 
Beides ergibt nur scheinbar einen Widerspruch, denn beides ist nur 
durchsetzbar, bei einer weiteren Zurückdrangung der Ölkonzerne. 
Diese sind zwar - was die unmittelbare Verfügung über Rohstoff­
quellen betrifft - durch die in unterschiedlicher Konsequenz verfolg· 
te Nalionalisierungspolitik in den FOrdertandern geschwächt worden. 
Jedoch halten sie weiterhin monopolartig das gesamte Netz von 
Transport und Vermarktung in ihren Händen. 
FortSchritte in dieser Richtung und damit reale Vorteile sowohl für 
die O[fOrdernden Entwicklungs lander wie für die Verbraucher in 
Westeuropa kOnnten Schritte beinhalten, wie sie sich in der neuen ira­
nischen Ölpolitik konturenhaft abzeichnen: Die Volksregierung kün­
digte an, ErdOI künftig nur noch an staatliche Abnehmer und nicht 
mehr an Zwischenhändler zu verkaufen. Am S. März wurde mit Ja­
pan der erste Vertrag unterzeichnet. Dies deutet darauf hin: Die im­
perjalistischen Under und die Ölmultis, die größten Konzerne der 
Welt, sind künftig in zunehmendem Maße gezwungen, die Bedürfnis­
se der erdO[exportierenden Entwicklungsländer zu bertlcksichtigen 
und mit der Fahigkeit dieser Under zu rechnen, ihre . Interessen 
durchzusetzen. 


